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Vorwort

Sehr geehrte Leserin, sehr geehrter Leser,

der vor Ihnen liegende Jahresbericht 2004 wurde erstellt, um die Leis-
tungen des LAGeSo zu dokumentieren und zu würdigen. Zudem soll
er der interessierten Öffentlichkeit die Möglichkeit geben, sich über
die Bandbreite der Aufgaben und die Leistungsfähigkeit des LAGeSo
zu informieren.

Auch das Jahr 2004 war von veränderten politischen und
gesetzgeberischen Vorgaben seitens der Bundes- und Landesebene
geprägt, auf die das LAGeSo sehr schnell reagieren musste. Aber auch
die Vorbereitung von Rechts- und Verfahrensänderungen (bspw. die
Änderungen in den Sozialgesetzbüchern -SGB- oder die Vorbereitung
der Übernahme der Strukturverantwortung für die Integrationsfachdienste) erschwerten die Aufgaben-
erfüllung. Insbesondere das zum 01.01.2004 in Kraft getretene Gesundheitsmodernisierungsgesetz
und die damit verbundene sog. „Chroniker-Regelung“ stellte uns im Berichtsjahr vor hohe Anforde-
rungen. So erreichte das Antragsvolumen im Schwerbehindertenbereich ein neues Rekordhoch.
Diese erhebliche Zunahme des Antragvolumens hatte bedauerlicherweise auch Auswirkungen auf
die Bürger hinsichtlich der Erledigungsdauer von Anträgen, eine Befürchtung, die ich bereits im
letzten Jahresbericht geäußert habe und die nun leider schneller eingetreten ist als erwartet. Um
diesen Antragsanstieg überhaupt zu bewältigen, mussten umfangreiche organisatorische Maßnah-
men getroffen werden und auf die Bereitschaft der Mitarbeiter, Überstunden am Wochenende zu
leisten, zurückgegriffen werden.

In solchen Fällen zeigt sich, dass die mit der angespannten Haushaltslage einhergehenden Kürzun-
gen der Personal- und Sachmittel nicht mehr allein mittels Straffung von Arbeitsabläufen, Prozess-
optimierung und ähnlichen Instrumenten kompensiert werden können, sondern trotz aller Anstren-
gungen auch zu Lasten des Bürgers gehen. So mussten im Berichtsjahr nicht nur weitere rd. 47
Stellen abgebaut werden, sondern es galt auch, die Folgen des Anwendungs-Tarifvertrages Land
Berlin vom 01.08.2003 voll zu verkraften, wodurch rechnerisch zusätzlich Arbeitskraft im Umfang
von rund 54 Stellen aufgrund Kürzungen der wöchentlichen Arbeitszeit im Angestelltenbereich verlo-
ren ging.

Um die an uns gestellten Aufgaben insgesamt auch weiterhin kompetent, wirtschaftlich und bürger-
orientiert zu erfüllen, legen wir einen besonderen Schwerpunkt auf den Ausbau und die Weiterent-
wicklung IT-gestützter Arbeitsverfahren einschließlich E-Government , werden die Organisations-
strukturen ständig hinsichtlich ihrer Effizienz überprüft und Personalmanagementinstrumente kon-
sequent angewandt.

An dieser Stelle möchte ich einen besonderen Dank allen Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern ausspre-
chen. Nur durch deren besonderen Einsatz und Engagement sind diese vielfältigen Aufgaben zu
meistern und ist das LAGeSo in der Lage, auch künftige Herausforderungen anzunehmen.

Weitergehende aktuelle Informationen zu den Aufgaben und Dienstleistungen des Landesamtes für
Gesundheit und Soziales erhalten Sie im Internet unter www.lageso.berlin.de.

Franz Allert
Präsident des Landesamtes für Gesundheit und
Soziales Berlin

 



 

Grußwort

Das Landesamt für Gesundheit und Soziales Berlin (LAGeSo) ver-
steht sich als moderne Verwaltung, die ihre vielfältigen Dienstleistun-
gen bürgernah anbietet. Als nachgeordnete Einrichtung meiner Ver-
waltung ist das LAGeSo zuständig für verschiedene, gesamtstädtische
Aufgaben. Schon längst geht das Aufgabenspektrum über die klassi-
schen Aufgaben einer „Versorgungsverwaltung“ weit hinaus. Leistun-
gen nach dem sozialen Entschädigungsrecht, die Feststellung und
Anerkennung von Schwerbehinderungen, das Integrationssamt mit
seinen Leistungen an  Arbeitgeber und den Hilfen für behinderte Men-
schen zur Teilhabe am Arbeitsleben, die Krankenhaus- und Heimauf-
sicht, das Landesprüfungsamt für Berufe im Gesundheitswesen, die
Unterbringung von Asylbewerbern und Integration von Spätaussied-
lern und vieles andere mehr gehört zur Bandbreite der Aufgaben und Leistungen des LAGeSo.
Inzwischen erhält bereits jeder sechste Berliner von diesem Amt Leistungen aus dem sozialen oder
gesundheitlichen Bereich.

Das LAGeSo hat sich auch im vergangenen Jahr als engagierte und leistungsfähige Behörde be-
währt, die auch neue Aufgaben zielstrebig und mit Erfolg angeht. Als Senatorin für Gesundheit,
Soziales und Verbraucherschutz bin ich froh, mich auf diese kompetente Fachverwaltung stützen zu
können. Ich nenne beispielhaft

- die Umsetzung der „Sonderaktion Approbation“, bei der in kürzester Zeit 1.500 Anträge bear-
beitet werden mussten – und das mit großem Erfolg,

- die wiedergewonnene Aufgabe der Heimaufsicht, die neu strukturiert, personell und ausstat-
tungsmäßig verbessert wurde,

- die zusätzlichen Aufgaben im Asylbewerberbereich, u.a. mit der Unterbringung in Wohnun-
gen und dem Projekt „Interkulturelle Öffnung“,

- der erfolgreich eingeführten IT-gestützten Rentenzahlung im Versorgungsbereich, die sich
mehrfach verzögert hatte und hohe Anforderungen an die Geduld der Kolleginnen und Kolle-
gen gestellt hat,

- die hohe Zahl von Anträgen im Schwerbehindertenbereich mit einem Zuwachs von über 13%,
auf das Jahr waren das fast 10.000 zusätzliche Anträge, das alles mit einer Parallelbelastung
durch die Umsetzung einer Neuorganisation in diesem Bereich,

- aber auch z.B. ein neuer und gelungener, vor allen Dingen barrierefreier Internetauftritt und
eine stark verbesserte Öffentlichkeitsarbeit und vieles andere mehr.

Der Jahresbericht 2004 spiegelt die engagierte Arbeit des LAGeSo in konzentrierter Form wider und
macht deutlich, wie viele einzelne Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen durch ihr Engagement, ihren
Einsatz und ihre Verantwortungsbereitschaft zur erfolgreichen Bewältigung der Aufgaben des gan-
zen Landesamtes beigetragen haben.

Ich bedanke mich auf diesem Wege bei der Behördenleitung, allen Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern
sowie den Gremien für die geleistete Arbeit im Jahr 2004 und wünsche Ihnen auch weiterhin viel
Erfolg.

Dr. Heidi Knake-Werner
Senatorin für Gesundheit, Soziales und Verbraucherschutz
des Landes Berlin
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Die Standorte des LAGeSo

Sächsische Straße 28
10707Berlin
Tel.: 030/ 9012-0

Bereiche: Präsident, Serviceeinheit, Hauptfürsor-
gestelle, Integrationsamt, Kriegsopferfürsorge,
Orthopädische Versorgungsstelle, Ärztlicher
Dienst, Heimaufsicht.

Fehrbelliner Platz 1
10707 Berlin
Tel.: 030/ 9012-0

Bereiche: Berufe im Gesundheits- und
Sozialwesen, Landesprüfungsamt,
Krankenhausaufsicht

Marienfelder Alle 66-80
12277 Berlin
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Bereiche: Vertriebenenrecht, Rehabilitierung von
Verfolgten der DDR, Aufnahme von jüdischen
Zuwanderern und Spätaussiedlern

Albrecht-Achilles-Str. 62-65
10709 Berlin
Tel.: 030/ 9012-0

Bereiche: Versorgungsamt, Info & Service Center
und Versicherungsamt, Rentengruppen,
Schwerbehindertenrecht

Friedrich-Krause-Ufer 24
13353 Berlin
Tel.: 030/ 90269-4500

Bereiche: Gesamtstädtische Aufgaben des
Sozialwesens, Asylbewerber, Rückkehr- und
Weiterwanderungsberatung

Gustav-Meyer-Allee 25
(AEG Gelände Brunnenstraße)
Haus 13 Aufgang 5 (4. Etage)
13355 Berlin
Tel.: 7261 66 210

Bereich: Soziale Künstlerförderung/ Artothek

Turmstr. 21
(Gelände des ehem. Krankenhauses in Moabit)
10559 Berlin
Tel.: 3976-1920

Bereich: Archivierung von Akten des
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Sportmedizin,
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- des ehem. Regierungskrankenhauses

Scharnhorst sowie
- des Krankenhausarchivs in Moabit

Wattstr. 11-13
13355 Berlin
Tel.: 030/ 46302-0
Bereich: Krankenbuchlager



Leitbild des LAGeSo

Liebe Mitbürgerinnen und Mitbürger,

wir freuen uns, Ihnen das Leitbild des LAGeSo vorstellen zu können.
Das Leitbild wurde unter Beteiligung der Beschäftigten unseres Amtes
erarbeitet und beschreibt Ziele und Wertvorstellungen unsers Amtes.
Es ist somit Orientierung und Handlungsanweisung für unseren Um-
gang sowohl untereinander als auch mit unseren Kunden. Damit ver-
pflichtet es uns, die formulierten Ansprüche als Maßstab an uns selbst
täglich zu leben.

Anregungen und Verbesserungsvorschläge die uns helfen, unsere
Dienstleistung weiter zu verbessern, sind uns stets willkommen. Für
Auskünfte und Hinweise, die mit unseren Aufgabenfeldern zusammenhängen, stehen Ihnen unsere
Mitarbeiter im LAGeSo gerne zur Verfügung. Auch Ihre Wünsche und Anregungen nehmen wir gerne
entgegen.

Unsere Leitsätze
Wir –die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter des LAGeSo Berlin- verstehen uns als Dienstleister/innen.

Unsere Kunden persönlich zu betreuen, zu beraten und ihnen zu ihren Rechten zu verhelfen ist uns
das wichtigste Anliegen. Wir verstehen uns als qualifizierte Partner/innen unserer Kunden. Bürger-
nähe und Kundenfreundlichkeit sind die zentralen Anliegen unseres Handelns.

Wir sind als moderne Gesundheits- und Sozialbehörde eine lernende Organisation und entwickeln
gemeinsam die Qualität unserer Arbeit weiter. Wir befinden uns in einem ständigen Prozess der
Fortentwicklung. Veränderungen begreifen wir als Chancen.

Wir identifizieren uns mit unseren Aufgaben und erledigen diese engagiert. Wir handeln im Einklang
mit unserem Auftrag und unterstützen unsere Kunden im Rahmen unserer gesetzlichen Aufgaben
bei der Verwirklichung ihrer Rechte. Wir beteiligen uns kontinuierlich und aktiv an der Verbesserung
von Arbeitsabläufen.

Wir schaffen durch kompetentes Handeln Vertrauen. Rechtmäßigkeit ist unser oberstes Gebot, wir
nutzen die gegebenen Gestaltungsrahmen für bedarfsgerechte Leistungen. Voraussetzung für un-
sere fachliche Kompetenz ist eine praxisgerechte und zielgerichtete Fortbildung.

Wir handeln wirtschaftlich. Arbeitsabläufe und Organisationsstrukturen gestalten wir effizient und
transparent.

Wir übernehmen die Verantwortung für unser Handeln und Verhalten in der gemeinsamen Arbeit.
Unsere Potentiale und Stärken setzen wir umfassend ein.

Wir schaffen durch Eigeninitiative und aktive Teamarbeit eine Atmosphäre in der wir mit Freude
arbeiten. Partnerschaftliches Verhalten prägt unser Verhältnis miteinander. In Entscheidungsprozesse
bringen wir uns aktiv ein und tragen Entscheidungen gemeinsam.

Unsere Zusammenarbeit ist geprägt durch gegenseitige und zielgerichtete Information. Wir beraten
und informieren uns ausführlich und gestalten aktiv unsere Zusammenarbeit.



Unsere Führungskräfte tragen eine besondere soziale und ergebnisbezogene Verantwortung. Die
Zusammenarbeit mit den Personalvertretungen ist offen, kooperativ und konstruktiv. Führungskräfte
haben eine Vorbildfunktion, mit ihrer Einstellung zur Aufgabenerfüllung bestimmen sie maßgeblich
unsere Arbeitsmotivation.

Toleranz prägt unser tägliches Miteinander. Konstruktive Kritik ist ausdrücklich erwünscht. Wir be-
gegnen uns mit Offenheit und Klarheit. Wir respektieren uns, verhalten uns untereinander partner-
schaftlich, ehrlich, loyal und achten abweichende Meinungen.

Wir akzeptieren und respektieren unsere unterschiedlichen Lebensplanungen und -zusammenhän-
ge und unterstützen die Vereinbarkeit von Familie und Beruf. Unter Beachtung der Anforderungen
unserer Kunden berücksichtigen wir individuelle Bedürfnisse bei unseren Planungen.

Unser Leitbild ist uns Maßstab und Verpflichtung zugleich. Wir vereinbaren konkrete Umsetzungs-
schritte und überprüfen die Ergebnisse regelmäßig.
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Der Haushalt des Landesamtes

Der rückschreitende Verlauf des Haushalts-
volumens setzte sich im Berichtsjahr fort. Bedingt
durch die demografische Entwicklung eines Teils
unserer Kundschaft und die umfassenden Ein-
sparungen im Land Berlin verringerte sich das
Ausgabevolumen des Landesamtes auf 208,2
Mio. € (2003: 230,7 Mio. €).
Davon stellen die sogenannten Transferaus-
gaben, bspw. Zahlungen an Bürger, Verbände
oder Unternehmungen aufgrund sozialrechtlicher
Leistungsansprüche, mit rd. 78% den überwie-
genden Anteil der Ausgaben.

Einen Schwerpunkt bilden dabei mit rd. 74 Mio.
€ die Aufwendungen für die Kriegsopfer-
versorgung, die direkt aus
dem Haushaltsplan des Bun-
des geleistet werden (2003:
85,2 Mio. €). Daneben wer-
den Transferausgaben unmit-
telbar aus dem Haushalt des
Landes Berlin geleistet, zum
Teil mit erheblichen
Refinanzierungsanteilen des
Bundes.

Beispielhaft zu nennen wären hierbei

- Aufwendungen für die Kriegsopfer-
fürsorge 23,9 Mio. € (2003: 26,0 Mio. €),

- Leistungen nach dem Asylbewerber-
leistungsgesetz 9,2 Mio. € (2003: 14,7
Mio. €),

- dem 1. und 2. SED-Unrechts-
bereinigungsgesetz 2,7 Mio. € (2003:
3,1 Mio. €),

- dem Opferentschädigungsgesetz 10,5
Mio. € (2003: 9,6 Mio. €),

- dem Infektionsschutzgesetz 4,6 Mio. €
(2003: 4,5 Mio. €) und

- Ausgaben im Zusammenhang mit der
Ausgleichsabgabe nach SGB IX 23,5
Mio. € (2003: 24,8 Mio. €).

Die für den Betrieb der Dienststelle notwendigen
Personalkosten haben sich im Berichtsjahr auf
33,8 Mio. € verringert (2003: 39,9 Mio. €).
Demgegenüber stiegen die Sachkosten auf den
ersten Blick auf rd. 12,3 Mio. € (2003: 6,7 Mio.
€). Hierbei ist jedoch zu berücksichtigen, dass
der starke Anstieg der Sachausgaben allein dar-
auf zurückzuführen ist, dass entsprechend einer
Vorgabe der Senatsverwaltung für Finanzen ab
2004 erstmalig die Miet- und Mietnebenkosten
für die von der Dienststelle genutzten Büro-
gebäude im eigenen Haushalt nachgewiesen
werden müssen. Bereinigt man die
Sachausgaben um diesen Tatbestand, sind auch
diese Ausgaben weiterhin abnehmend.

Ausgabenverteilung im LAGeSo

Haushaltsentwicklung 2001 bis 2004

Transfers Bund:
 76,0 Mio € (37%)

Personalausgaben:
 33,8 Mio € (16%)

Sachausgaben:
12,3 Mio € (6%)

Transfers: 
85,3 Mio € (41%)
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Stellenentwicklung

Von den insgesamt 861 Beschäftigten sind 643
weiblich (75%) und 218 männlich (25%). 153 Be-
schäftigte (17,8%) arbeiten in Teilzeit (davon 151
Frauen). 139 Beschäftigte (16,1%) sind als
schwerbehinderte Menschen anerkannt, davon
41 Männer und 98 Frauen. Die Beschäftigten-
gruppen verteilen sich auf 582 Angestellte
(67,5%), 263 Beamte (30,5 %) und 16 Arbeiter
(2%).

Der noch im Berichtsjahr anhaltende Trend, mit
dem sog. „Goldenen Handschlag“ aus dem Dienst
auszuscheiden, war im Berichtsjahr 2004 rück-
läufig. Im Berichtsjahr haben lediglich nur 12 Be-
schäftigte von dieser Möglichkeit Gebrauch ge-
macht (2003: 65). 16 Beschäftigte haben im Jahr
2004 einen Antrag auf Bewilligung von Altersteil-
zeitarbeit gestellt (2003: 43).
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Die Stellen bzw. Beschäftigungspositionen
(Bepos) des Landesamtes verteilten sich wie
folgt (Anmerkung: Die höhere Anzahl von Be-
schäftigten im Vergleich zur Anzahl der vorhan-
denen Stellen erklärt sich durch den hohen An-
teil an Teilzeitkräften):
Leitung/ Steuerungsdienst:
13,50 Stellen/ Bepos (2003: 14,50) mit 13 Be-
schäftigten (einschl. 2 freigestellte Personalrats-
mitglieder und 1 freigestellte Frauenvertreterin)

Serviceeinheit Recht, IT, Finanzen und Perso-
nal, Organisation und Zentrale Dienste:
120,72 Stellen/ Bepos (2003: 132,97) mit 120
Beschäftigten

Abteilung II – Integrationsamt und Haupt-
fürsorgestelle, Aufgaben des Gesundheitswe-
sens:
173,95 Stellen/ Bepos (2003:180,80) mit 183
Beschäftigten

Abteilung IV – Versorgungsamt Berlin:
350,40 Stellen/ Bepos (2003: 377,15) mit 380
Beschäftigten

Abteilung VI – Gesamtstädtische Aufgaben des
Sozialwesens:
178,64 Stellen/ Bepos (2003: 191,14) mit 165
Beschäftigten

Mit dem Haushalt 2004 standen dem LAGeSo aufgrund weiterer Einsparvorgaben 47,25 Stellen
nicht mehr zur Verfügung und mit dem Haushalt 2005 sind Einsparungen im Umfang von 50,85
Stellen zu realisieren. Die Stellenzahl des Landesamtes hat sich wie folgt entwickelt:

Stellenentwicklung 1998 bis 2004
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Gesundheitsmanagement als Bau-
stein der Verwaltungsreform

Erster Gesundheitstag im LAGeSo

Am 17.03.2004 fand am Standort Sächsische Str.
der 1. Gesundheitstag für alle Beschäftigten in
Kooperation mit verschiedenen Krankenkassen,
den Berliner Wasserbetrieben u.v.a. statt.

Es wurden verschiedene Aktivitäten und Ange-
bote vom Pflanzenverkauf über die Teilnahme an
einem Bewegungskurs bis hin zur Messung von
Blutdruck-, Blutzucker- und Cholesterinwerten be-
reitgehalten. Mit rund 350 Besuchern war der
Gesundheitstag 2004 ein voller Erfolg. Im Rah-
men des Gesundheitstages wurden durch beson-
dere Aktivitäten und Spenden aus dem Kreis der
Beschäftigten Mittel in Höhe von insgesamt
425,00 € eingenommen, die zur Einrichtung ei-
nes Gesundheitsraumes am Standort Friedrich-
Krause-Ufer verwandt wurden.

Gesundheitstage sind begleitende Aktivitäten zum
Gesundheitsmanagement, durch die die Bereit-
schaft erhöht werden soll, sich stärker um die ei-

gene Gesundheit zu kümmern. Ferner haben die
Angebote an einem Gesundheitstag verhaltens-
präventiven Charakter und stellen Maßnahmen
zur Stärkung der Gesundheitskompetenz dar.
Aufgrund der großen Zustimmung bei den Be-
schäftigten, aber auch zur weiteren Stärkung der
Gesundheitsförderung, sollen auch zukünftig
Gesundheitstage durchgeführt werden.

Arbeitsschutz

Ziel des Arbeits- und Gesundheitsschutzes im
Landesamt für Gesundheit und Soziales ist es,
die Sicherheit und Gesundheit der Mitarbeiter-
schaft bei der Arbeit zu gewährleisten. Der Be-
triebsarzt und eine Sicherheitsingenieurin unter-
stützen und beraten hierbei den Arbeitgeber, die
sonstigen für den Arbeitsschutz und die Unfall-
verhütung verantwortlichen Personen sowie den
Personalrat. Die arbeitsmedizinische und
sicherheitstechnische Betreuung erfolgt durch
das Arbeitsmedizinische Vorsorgezentrum
GmbH.

Beratungen von Vorgesetzten und Mitarbeitern
erfolgten u.a. zu folgenden Themen:

- Unterweisung der Mitarbeiter sowie der
Übertragung von Unternehmerpflichten,

- Absprachen zu speziellen Themen am
Standort Marienfelde (Gefahrenstoffe,
Betriebsanweisungen, Notrufaushänge),

- Ergonomische Gestaltung der Bildschirm-
arbeitsplätze,

- Fragen des Brandschutzes,
- Mögliche Infektionsgefährdungen im

Beratungskontakt. Vom Betriebsarzt wur-
de hierzu ein Merkblatt erarbeitet und zur
Verfügung gestellt.

Ferner werden die arbeitsmedizinischen und
sicherheitstechnischen Begehungen für alle
Dienstgebäude geplant und regelmäßig durch-
geführt. Die Ergebnisse aller Begehungen ein-
schließlich arbeitsmedizinischer und sicherheits-
technischer Hinweise samt  Maßnahmevor-
schlägen zur Beseitigung festgestellter Mängel
werden in Begehungsprotokollen dokumentiert.
Den Verantwortlichen des jeweiligen Bereichs
obliegt die Realisierung, die Prüfung sowie die
Dokumentation der Wirksamkeit der Maßnahmen.

 

Blumenkauf am Gesundheitstag



12

Über die geplanten Begehungen hinaus wurden
auch weitere, von den Mitarbeitern zu bestimm-
ten Themen bzw. Problemen gewünschte Bege-
hungen durchgeführt. So fand im Berichtsjahr
eine Überprüfung der nicht ortsfesten, elektri-
schen Betriebsmittel in allen Diensträumen statt.
Durch sämtliche Begehungen und die daraus ein-
geleiteten Maßnahmen konnte eine zunehmen-
de Verbesserung und ein neues, stetig wachsen-
des Verständnis aller Beteiligten zum ganzheitli-
chen Betrachten des Arbeitsplatzes mit all sei-
nen Belastungen und Beanspruchungen für die
Beschäftigten erzielt werden.

In mehreren Referaten wurden allgemeine Ge-
fährdungsbeurteilungen auf der Grundlage des
Arbeitsschutzgesetzes durchgeführt. Es wurden
eine Reihe von Betriebsanweisungen im Sinne
der Gefahrstoffverordnung, drei technische
Betriebsanweisungen, Notrufaushänge und all-
gemeine sicherheitstechnische Hinweise für den
Bürobereich erstellt.

Durch den Betriebsarzt wurden im Jahr 2004
folgende arbeitsmedizinische Vorsorgeuntersu-
chungen einschließlich Beratung zu Ergonomie
am Arbeitsplatz, zur Anwendung ergonomischer
Hilfsmittel, zur individuellen Bewältigung psychi-
scher Belastungen sowie Beurteilung des
Bewegungsapparates durchgeführt:

- 261 der Augen und des Sehvermögens
gemäß Bildschirmarbeitsplatzverordnung,

- 21 nach der Biostoffverordnung wegen
Infektionsgefährdung,

- 21 aufgrund hautbelastender Tätigkeit,
- 5 aufgrund allgemeiner Vorsorge,
- 8 Immunisierungen gegen Hepatitis B und
- 58 Grippeschutzimpfungen.

Im Rahmen des vorbeugenden Brandschutzes
fanden im Jahr 2004 an zwei Standorten des
Landesamtes angekündigte Übungen zur Haus-
räumung statt. Folgen werden dort und an den
anderen Standorten angekündigte und
unangekündigte Hausräumungen, um Mängel
sichtbar zu machen sowie einen wirkungsvollen
Brandschutz und erforderliche Evakuierungs-
maßnahmen gewährleisten zu können.

Dienstvereinbarung Telearbeit

Zu Beginn des Berichtsjahres Jahres trat die
Dienstvereinbarung über Regelungen zu Arbeits-
möglichkeiten in einer außerbetrieblichen Arbeits-
stätte (DV Telearbeit) in Kraft. hierdurch bietet sich
den Beschäftigten des LAGeSo unter einheitli-
chen Rahmenbedingungen grundsätzlich die
Möglichkeit, einen Teil ihrer Arbeitsleistung zu
Hause zu erbringen, mit dem Ziel einer besseren
Vereinbarkeit von Familie und Beruf. Dies setzt
ein hohes Maß an Eigenverantwortung und
Selbstständigkeit bei der Gestaltung und Durch-
führung der Arbeit voraus. Indessen wird den
Beschäftigten eine größere Flexibilität und Zeit-
souveränität bei der Arbeit gewährt, was auch zu
einer höheren Arbeitszufriedenheit führen kann.
Darüber hinaus kann diese Arbeitsform dem Er-
halt der Arbeitsfähigkeit von Schwerbehinderten
oder der Erleichterung der Wiedereingliederung
in das Erwerbsleben nach Erziehungszeiten als
auch Langzeiterkrankungen dienen.

Im Berichtsjahr wurden zwei Tele-Arbeitsplätze
geschaffen. Weitere sieben Anträge liegen vor,
bei denen es noch einer Prüfung der organisato-
rischen und technischen Umsetzung sowie der
Wirtschaftlichkeit, die auch eine Voraussetzung
für die Schaffung von Tele-Arbeitsplätzen ist, be-
darf. Der Umgang mit diesen neuen Arbeits-
möglichkeiten muss nunmehr in der Praxis er-
probt und Erfahrungen gesammelt werden.
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Personalentwicklung

Eine langfristig und strategisch ausgerichtete
Personalentwicklung gewinnt vor dem Hinter-
grund der demographischen Entwicklung der
Mitarbeiterschaft im LAGeSo einerseits und zu-
nehmender Personaleinsparungen andererseits
an immer größerer Bedeutung. Zu diesem Zweck
wurde im Berichtsjahr ein für alle Beschäftigten
des LAGeSo gleichermaßen geltendes Personal-
entwicklungskonzept erarbeitet. Das Konzept soll
die Funktion erfüllen, das Zusammenwirken der
verschiedenen Instrumente aufzuzeigen, Klarheit
über die Verantwortlichkeiten, die Umsetzungs-
wege und das Controlling zu schaffen. Außerdem
werden Personalentwicklungsmaßnahmen defi-
niert und konkrete Ziele festgelegt. Aspekte der
Frauenförderung werden ebenso berücksichtigt
wie Gender Mainstreaming oder Belange schwer-
behinderter Menschen, stets verbunden mit dem
Gedanken einer optimalen Zielerreichung für den
Bürger.

Einen weiteren Schwerpunkt der Personal-
entwicklung bildeten in 2004 die bereits prakti-
zierten Personalentwicklungsinstrumente wie
Mitarbeiterbefragung und Führungskräfte-Feed-
back. So wurden die Ergebnisse der Mitarbeiter-
befragung 2003 den Beschäftigten in der ersten
Jahreshälfte im Rahmen von 13 Präsentationen
mit ca. 220 Teilnehmern –zumeist getrennt nach
Führungskräften und Mitarbeitern- unter Anwe-
senheit der Beschäftigtenvertretung vorgestellt.
Bei diesen Veranstaltungen war es ein besonde-
res Anliegen, die hinter den Resultaten stehen-
den Wünsche und Verbesserungsvorschläge der
Mitarbeiterschaft zu erfahren und daraus resul-
tierend, Veränderungen initiieren zu können. Zahl-
reiche Wünsche und Vorschläge der Beschäftig-
ten des LAGeSo befinden sich in der Umsetzung
bzw. konnten bereits verwirklicht werden. Ferner
wurde zur Beseitigung von Beanstandungen ein
Qualitätszirkel initiiert. Die Befragung erfüllte in-
sofern nicht nur den gesetzlich vorgegebenen
Zweck, sondern bot die reale Möglichkeit der
Behebung zahlreicher Kritikpunkte unter Ein-
beziehung der Mitarbeiter und leistete damit –
entsprechend des Leitbildes des LAGeSo- einen
weiteren Beitrag zur Mitarbeiterbeteiligung und
Mitarbeitermotivation.

Der zweite flächendeckende Durchgang des
Führungskräfte-Feedbacks wurde in 2004 mit ei-
nem äußerst zufriedenstellenden Ergebnis abge-
schlossen. Insgesamt haben sich in der Zeit von
2002 bis 2004 99 Führungskräfte einem Füh-
rungs-Feedback unterzogen, an dem sich
insgesamt 752 Mitarbeiter beteiligt haben. Die
Rücklaufquote belief sich damit auf 77 %. Die
zumeist positiven Ergebnisse der Feedbacks
bestätigten die Resultate der Mitarbeiter-
befragung mit einer hohen Zufriedenheit der Be-
schäftigten hinsichtlich des subjektiv erlebten
Führungsverhaltens ihrer unmittelbaren Vorge-
setzten.

Die in 2004 erstmals durchgeführten Schulungen
der Führungskräfte zum Gender Mainstreaming
sollen auch in 2005 fortgesetzt werden. Weitere
Maßnahmen und Schulungen zur Stärkung der
sozialen sowie der Führungskompetenz der
Führungskräfte des LAGeSo sind gleichfalls vor-
gesehen.
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Sozialbeauftragter des LAGeSo

Der Suchtprävention wird im Landesamt ein hoher
Stellenwert eingeräumt, denn der Genuss von
Suchtmitteln führt mitunter nicht nur zu Abhän-
gigkeiten, sondern kann auch zu Erkrankungen
und somit zu Beeinträchtigungen der Arbeitsleis-
tung bis hin zur Gefährdung des Arbeitsplatzes
sowie Belastungen im privaten Umfeld führen.
Nachdem im Mai 2003 ein zum Suchtkranken-
helfer ausgebildeter Mitarbeiter des LAGeSo mit
einem Stellenanteil von 50% die Tätigkeit als
Sozialbeauftragter aufgenommen hat, wurde ihm
im Herbst 2004 eine Vertreterin zur Seite gestellt.
Somit kann das Angebot zu allen Fragen rund
um das Thema Sucht ausgeweitet und die regel-
mäßigen Sprechstunden des Sozialbeauftragten
auf alle Standorte erweitert werden. Darüber hin-
aus steht weiblichen Beschäftigten bei Bedarf
nunmehr eine Ansprechpartnerin zur Verfügung.

Die Unterstützung durch den Sozialbeauftragten
wurde im Jahr 2004 sowohl in mehreren Einzel-
beratungen als auch in sog. Round-Table-Ge-
sprächen im Rahmen des 4-Phasen-Modells in
Anspruch genommen. Das 4-Phasen-Modell ist
Teil eines Konzeptes für den Umgang mit
Langzeiterkrankungen im LAGeSo und umfasst
verschiedene Stufen der Gesprächsführung zwi-
schen den Betroffenen und den jeweiligen Vor-
gesetzten, z.T. unter Beteiligung der Büroleitung
und der Gremien. Ziel des Konzeptes ist es, die
Eigenverantwortung der Beschäftigten zu fördern
und sie wieder in den Arbeitsprozess einzubin-
den. Bisher wurde bereits bei Suchterkrankungen
nach dem 4-Phasen-Modell verfahren, nunmehr
ist eine Dienstvereinbarung zur Regelung des
Verfahrens bei Suchtgefährdung, -missbrauch
und -abhängigkeit von Beschäftigten entworfen
worden, die in Kürze in Kraft treten wird.

Informationstechnik im LAGeSo

Das Jahr 2004 brachte in technischer Hinsicht
die Notwendigkeit mit sich, die lange avisierte
Ablösung des Betriebssystems Windows NT 4.0
in die Wege zu leiten. Vor dem Hintergrund die-
ses Gebotes wurde Mitte des Jahres ein bis Ende
2005 laufendes Projekt gestartet, das sich ab-
teilungsübergreifend mit den erforderlichen Maß-
nahmen auseinander zu setzen hat. Die größte
Hürde lag darin, dass die mehr als 70 im LAGeSo
eingesetzten Fachverfahren und -anwendungen
unter einem neuen Betriebssystemen einsatz-
fähig sein müssen. Da diese Einsatzfähigkeit
unter Open Source Systemen wie z.B. Linux nicht
bei allen Fachverfahren bereits heute gegeben
ist, fiel die Entscheidung zugunsten des Betriebs-
systems Windows XP Professionell. Damit konn-
te auch die weitere Verwendung der bereits im
Einsatz befindlichen Microsoft Office 2000-Um-
gebung gesichert werden.

Ein weiterer Bestandteil des Projektes ist die
flächendeckende Ausstattung des LAGeSo mit
PC. An allen Arbeitsplätzen, an denen der Ein-
satz von IT sinnvoll erscheint, sollen die Mitar-
beiter zukünftig die bereitgestellten Services wie
E-Mail, Intranet und das interne Mitarbeiterportal
LAGeSoNet sowie die Vorteile der Text- und
Tabellenverarbeitung nutzen können.

Ziel all dieser Veränderungen ist es, das LAGeSo
auf dem IT-Sektor auf die Erfordernisse anste-
hender E-Government-Aufgaben vorzubereiten
und eine für den Bürger spürbare bessere
Erreichbarkeit über moderne Medien wie Internet
und E-Mail zu erreichen. So wurde im Berichts-
jahr auch die neue Gestaltung des sich am
Lebenslagenprinzip orientierenden Internetauft-
rittes abgeschlossen. Unter www.lageso.berlin.de
können sich nun die Bürger, Politik, Verwaltung
und Presse noch umfassender und zielgerichteter
über die Bandbreite der Aufgaben und Leistun-
gen des LAGeSo informieren. Der neue Interauf-
tritt des LAGeSo zeichnet sich durch einen un-
eingeschränkten Zugang auch für Menschen mit
Behinderungen aus. Weder Sprachbarrieren
noch technische Barrieren werden Grenzen set-
zen. Die BIK Beratungsstelle Berlin (für barriere-
freies Informieren und Kommunizieren) hat den
Internetauftritt getestet und als gut zugänglich
bewertet. Das LAGeSo erfüllt damit als eine der
ersten Berliner Behörden dieses Testprädikat.
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Gender Mainstreaming

Gender Mainstreaming besagt, bei allen gesell-
schaftlichen Vorhaben die unterschiedlichen
Lebenssituationen und Interessen von Frauen
und Männern von vornherein und regelmäßig zu
berücksichtigen. Gender kommt aus dem Engli-
schen und bezeichnet die gesellschaftlich, sozi-
al und kulturell geprägten Geschlechtsrollen von
Frauen und Männern. Diese sind –im Unterschied
zum Geschlecht- erlernt und damit auch verän-
derbar. Mainstreaming bedeutet, dass eine be-
stimmte inhaltliche Vorgabe, die bisher nicht das
Handeln bestimmt hat, nun zum zentralen Be-
standteil bei allen Entscheidungen und Prozes-
sen gemacht wird.

Gender Mainstreaming in der öffentlichen Verwal-
tung ist ein Auftrag an die Leitung und an alle
Beschäftigten, die unterschiedlichen Interessen
und Lebenssituationen von Frauen und Männern

- in der Struktur
- in der Gestaltung von Prozessen und Ar-

beitsabläufen
- in den Ergebnissen und Produkten
- in der Kommunikation und Öffentlichkeits-

arbeit
- in der Steuerung (Controlling)

von vornherein zu berücksichtigen, um das Ziel
der Gleichstellung von Frauen und Männern ef-
fektiv verwirklichen zu können.

Inzwischen existiert ein Konzept zum Gender
Mainstreaming, das erstmals europaweit eine ein-
heitliche und für alle Mitgliedstaaten der EU ver-
bindliche Politikstrategie vorgibt, die auf die Her-
stellung und Sicherung von Chancengleichheit
von Frauen und Männern zielt. Im Land Berlin
gilt es konkret seit 2002 in Umsetzung verschie-
dener Senatsbeschlüsse, Diskriminierungen ef-
fizient politisch gegenzusteuern. Die Einführung
von Gender Mainstreaming sehen wir als kom-
plexen, organisationsintegrierten Prozess, der
einen Wandel in der Verwaltungskultur (haus-
internen und extern) erfordert und der ständigen
Fortbildung und Beratung bedarf. Als Ansatz im
LAGeSo umfasst Gender Mainstreaming dabei
die (Re)organisation, Verbesserung, Entwicklung
und Beurteilung von Prozessen mit dem Ziel, eine
geschlechterbezogene Sichtweise in alle fachli-
chen Konzepte der Verantwortungsbereiche und
auf allen Ebenen einzubringen. Das systemati-

sche geschlechterbezogene Herangehen wurde
–nachdem 2003 bereits wichtige Voraussetzun-
gen geschaffen wurden- im Berichtsjahr weiter
verfestigt.
Erste Maßnahmen waren

• das sog. Gender-Budgeting bei bestimm-
ten Haushaltstiteln; eine Differenzierung
der Ausgabetitel nach Geschlecht

• geschlechtsspezifische Statistiken im
Personalbereich, weitere folgen in 2005

• eine Aufnahme in die Rahmenregelung
sowie das Leitbild des LAGeSo sowie
konkrete Zielplanungen für 2005 in allen
Bereichen des LAGeSo

• Fortbildungen aller Führungskräfte zu die-
sem Thema.

Bei einigen Kundengruppen, die das LAGeSo als
Versorgungs- und Sozialbehörde betreut, ist
bereits sozialwissenschaftlich bekannt, dass
Diskriminierungspotential zumindest vermutet
werden muss. Beispielhaft zu nennen wäre der
Personenkreis der schwerbehinderten Frauen,
sowohl hinsichtlich des Antragsverhaltens in Be-
zug auf die Schwerbehinderteneigenschaft an
sich, als auch in Bezug auf die Situation auf dem
Arbeitsmarkt oder die Opfer von Gewalttaten.
Auch im Hinblick auf die Migrantengruppen Aus-
siedler, jüdische Zuwanderer oder Asylbewerber
ist von einem unterschiedlichen Beratungs- und
Betreuungsbedarf der weiblichen und männlichen
Klienten auszugehen.

Gender Mainstreaming erhöht also die Qualität
der Dienstleistungen und insbesondere dabei die
Orientierung an den Bedürfnissen der Kunden
des LAGeSo. In einigen Bereichen ist das
LAGeSo bereits aufgrund gesetzlicher Regelun-
gen für die Umsetzung des Gender
Mainstreaming zuständig. So ist z.B. darauf zu
achten, dass bei den Ausbildungen zu den
Medizinalfachberufen geschlechtsspezifische
Aspekte von Gesundheit und Krankheit in die
Lehrpläne integriert werden.

Gender Mainstreaming findet bereits beim Ab-
schluss von Dienstvereinbarungen, wie der DV
Telearbeit und der DV Sucht Beachtung und soll
in das Personalentwicklungskonzept sowie das
Personal- und Gesundheitsmanagement allge-
mein miteinfließen.



16

Entwicklungen in der Kostenrech-
nung und im Controlling

Mit dem Jahresabschluss 2004 in der Kostenrech-
nung, der im Februar dieses Jahres erfolgte, liegt
nach 2002 und 2003 zum dritten Mal ein vollstän-
diger Abschluss vor. Er erfüllt wie auch in den
Vorjahren die vom Parlament für alle Bereiche
der Berliner Verwaltung aufgestellten Kriterien der
Vollständigkeit und Gültigkeit der Buchungsergeb-
nisse. In Form von Zeitreihen lässt sich damit die
Entwicklung der Produktmengen und -kosten
2002, 2003 und 2004 dokumentieren.

Und dennoch: Allein auf diese mehr technischen
und dokumentarischen Zwecke reduziert, würde
die Kostenrechnung ihre Ziele verfehlen. Deshalb
sind nach wie vor intensive Anstrengungen zu
unternehmen, ihre Daten mit anderen Elemen-
ten von Steuerung und zielorientierter Leistungs-
erstellung zu verbinden. Hierbei spielen die zum
Jahresbeginn abgeschlossenen Zielvereinbarun-
gen zwischen dem Präsidenten als Behördenlei-
ter und den Abteilungsleitungen eine besondere
Rolle. Wenngleich diese Zielvereinbarungen
bereits seit mehreren Jahren als Steuerungsin-
strument genutzt werden, bleibt es auch jetzt noch
eine Herausforderung, für konkrete Einzelziele
Messgrößen zu definieren, die zum Halbjahr und
zum Jahresabschluss den Grad der Zielerrei-
chung, bzw. die Qualität der Produkterstellung
abbilden. Im Jahr 2004 sind intensive Anstren-
gungen unternommen worden, für diese Quali-
tätsindikatoren nicht nur operationalisierbare
Messgrößen zu entwickeln, sondern auch tat-
sächlich ganzjährig die entsprechenden Werte zu
messen. Hierfür beispielhaft aufgeführt sei die
Frage danach, wie sich die durchschnittliche Be-
arbeitungsdauer bei einem bestimmten Produkt
entwickelt oder die Frage nach der Häufigkeit von
Widersprüchen und gegebenenfalls daraus resul-
tierender Verpflichtungen, Bescheide korrigieren
zu müssen.

Parallel zum Vorhaben, die Kostenrechnung als
Instrument der internen Steuerung weiterzuent-
wickeln, besteht im Zusammenhang mit der ge-
genwärtig laufenden Aufstellung des Haushaltes
für die Jahre 2006/2007 die Vorgabe der Senats-
verwaltung für Finanzen, produktbezogene Fach-
daten für eine „Produktorientierte Anlage“ zum
Haushaltsplanentwurf bereitzustellen und mit

kameralen Daten zu verbinden. Am Beispiel des
Politikfeldes Soziales sei dies erläutert: Dieses
Politikfeld der Senatsverwaltung für Gesundheit,
Soziales und Verbraucherschutz umfasst (ein-
schließlich nachgeordneter Behörden; also auch
dem LAGeSo) 117 Kostenträger. Weit mehr als
80 % der Gesamtkosten und damit auch des „Out-
puts“ in diesem Politikfeld spiegelt sich aber in
nur 15 Produkten (darunter 9 des LAGeSo) wi-
der und für diese Produkte sind die KLR-Daten
um fachbezogene Informationen zu ergänzen.
Für Produkte, die mit der Ausreichung von Zah-
lungen an Dritte (Transfers) verbunden sind, be-
steht das Ziel zum Beispiel darin, Aussagen über
die Höhe des verwaltungsinternen Aufwandes bei
der Leistungserstellung und den dabei ausge-
reichten Transfers zu verbinden mit Aussagen
über die hiermit erreichten Wirkungen.

Leider kann dieser kurze Überblick nicht schlie-
ßen, ohne einen enttäuschenden Sachverhalt
anzusprechen. Im Hinblick auf das vom LAGeSo
bereits im Jahre 2003 initiierte Projekt, in Zusam-
menarbeit mit der Kommunalen Gemeinschafts-
stelle für Verwaltungsvereinfachung (KGSt) einen
Vergleichsring zum Opferentschädigungsgesetz
in die Wege zu leiten und damit einen Einstieg in
ein länderübergreifendes Benchmarking der Ver-
sorgungsverwaltungen zu finden, war im Berichts-
jahr leider ein Rückschlag zu verzeichnen. Aus
den unterschiedlichsten,  länderspezifischen Ur-
sachen konnte eine tragfähige Mindestteilneh-
merzahl an Bundesländern nicht erreicht werden
und das Vorhaben ist somit zunächst geschei-
tert.
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Versorgungsamt Berlin

Das Versorgungsamt wird als Abteilung IV im
Landesamt für Gesundheit und Soziales geführt.
Vordringliche sozialpolitische Aufgabe ist es, die
Teilhabe von Menschen mit Behinderungen am
gesellschaftlichen Leben gemäß Sozialgesetz-
buch IX (SGB IX) sowie Leistungen nach dem
sozialen Entschädigungsrecht umzusetzen.
Im Berichtsjahr 2004 waren folgende Schwer-
punkte zu hervorzuheben:

- Reorganisation des Referates Schwerbe-
hindertenrecht

- Einführung eines Beschwerdemanage-
ments zur Verbesserung der Kundenori-
entierung

- Weiterentwicklung eines Konzeptes zur
künftigen Struktur des Ärztlichen Diens-
tes

- Organisatorische Maßnahmen zur Bewäl-
tigung der erhöhten Antragszahlen im
Schwerbehindertenbereich infolge der
Gesundheitsreform (sog. Chroniker-Re-
gelung)

Info & Service Center / Versicherungsamt

Die Beratung und Information behinderter Men-
schen zu ihren Rechten ist unverzichtbarer Be-
standteil der Sicherung Ihrer Teilhabe am gesell-
schaftlichen Leben. Das Info & Service Center
ist Anlaufstelle für alle Bürger, die Fragen zum
Schwerbehindertenrecht haben oder Hilfe bei der
Antragstellung benötigen. Folgende Maßnahmen
und Ziele konnten im Berichtsjahr abgeschlos-
sen werden:

- bessere Erreichbarkeit unserer Abteilung
- bessere Beratung der Bürger
- Entlastung der Sachbearbeitung

Auch im Jahre 2004 war unser Info & Service
Center eine feste Anlaufstelle für die Bürger Ber-
lins:
Insgesamt haben 17.056 Bürger Rat, Auskunft
und Hilfe erhalten (im Vorjahr 14.233), was auf
einen deutlich höheren Beratungsbedarf der Bür-
ger erkennen lässt.

Ferner ist beim Info & Service Center das Versi-
cherungsamt angesiedelt. Hier bekommen die
Bürger Auskünfte in allen Angelegenheiten der
Sozialversicherung (§ 93 SGB IV). Im Jahr 2004

wurde bei 1.460 Anträgen auf Leistungen aus der
Sozialversicherung beraten, beim Ausfüllen der
Formulare geholfen und die Weiterleitung an die
Rentenversicherungsträger übernommen. Ein
weiterer Schwerpunkt der Arbeit des Versiche-
rungsamtes ist die Unterstützung der Rentenver-
sicherungsträger bei der Durchführung der Ab-
kommen über die Soziale Sicherheit für auslän-
dische Bürger, die in unserer Stadt leben.

Beschwerdemanagement

Die Kundenorientierung und -zufriedenheit ist ein
zentrales Anliegen des LAGeSo. Einen wesentli-
chen Bestandteil bildet dabei das Beschwerde-
management. Es soll bei den Antragstellern und
Institutionen positive Einstellungen zur Arbeit der
Abteilung fördern und die Verwaltungstätigkeit
professionell begleiten. Die Bearbeitung von Be-
schwerden erfolgt zentral im Info & Service Cen-
ter in enger Zusammenarbeit mit den Fachrefe-
raten. Die Mitarbeiter und Führungskräfte sind
dabei aufgefordert, Beschwerdeursachen konse-
quent aufzuklären und erkannte Schwachstellen
abzubauen. Seit 2004 werden alle Beschwerden
quartalsweise ausgewertet. Schwerpunkte der
Auswertung sind

- Beschwerdegründe
- Ort der Entstehung (Arbeitsgruppen/ Re-

ferate)
- Anzahl

Im Jahr 2004 sind insgesamt 458 Beschwerden
eingegangen, Beschwerdegründe waren vor al-
lem die Bearbeitungsdauer (37%) und die ärztli-
chen Untersuchungen (32%).

Kundenbefragung im Info & Service Center
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Als Ergebnis unserer Kundenbefragungen stell-
te sich u.a. heraus, dass die einzelnen Verfah-
rensschritte und Entscheidungsgrundlagen im
Bereich des Schwerbehindertenrechts bei den
Antragstellern nicht ausreichend bekannt waren.
Wir nahmen diese Erkenntnis im Berichtsjahr zum
Anlass, ein Informationsblatt herauszugeben, das
auf die häufigsten Fragen zum Verfahren nach
dem Schwerbehindertenrecht eingeht und diese
beantwortet. Letztlich werden unsere Kunden
damit nicht nur besser informiert, sondern es las-
sen sich oftmals auch Missverständnisse vermei-
den, die andernfalls zu Beschwerden hätten füh-
ren können. Das Informationsblatt mit dem Titel
„Häufig gestellte Fragen zum Schwerbehinder-
tenrecht“ erschien mit einer Auflage von 40.000
Exemplaren und wurde von einer Berliner Werk-
statt für Behinderte Menschen gedruckt.

Ein weiteres Informationsmedium ist der vom
LAGeSo herausgegebene „Ratgeber für Men-
schen mit Behinderungen“. Dieser Ratgeber er-
schien im Berichtsjahr in aktualisierter Fassung
bereits in der 4. Auflage und ist inzwischen ein in
Berlin bekanntes und unverzichtbares Informati-
onsmittel für alle Fragen rund um das Behinder-
tenrecht. Diese Broschüre vermittelt u.a. einen
Überblick über Institutionen und Einrichtungen
unserer Stadt, die sich mit dem Ausgleich der mit
Behinderungen verbundenen Nachteile im alltäg-
lichen Leben beschäftigen.

Soziales Entschädigungsrecht (SER)

Zum Ende des Berichtszeitraums 2004 waren im
Land Berlin 18.370 rentenberechtigte Leistungs-
empfänger im Datenbestand erfasst. Damit setz-
te sich der Trend der stetigen Verminderung der
Anzahl der Versorgungsberechtigten fort.

Die Gruppe der Kriegsopfer (Kriegsbeschädigte
und Kriegshinterbliebene) bildete mit 16.445 ver-
sorgungsberechtigten Personen weiterhin den
Hauptanteil der Rentenempfänger im SER. Bei
diesen Versorgungsberechtigten nach dem Bun-
desversorgungsgesetz (BVG) handelt es sich in
der Regel um einen hochbetagten Personenkreis.
In der Gruppe der Pflegezulagenempfänger – das
sind Beschädigte, die infolge ihrer Kriegsverlet-
zung hilflos sind (z.B. Blinde, Mehrfachamputier-
te, Hirnverletzte) - waren die zustehenden Ver-
sorgungsleistungen ständig dem tatsächlichen
Bedarf anzupassen. Hinzu kommt, dass Famili-
enangehörige, die bislang die Pflege übernom-
men hatten, aufgrund ihres eigenen Gesundheits-
zustandes in zunehmendem Maße nicht mehr in
der Lage sind, die Betreuungsaufgaben allein zu
bewältigen. Hier sieht das Gesetz die Gewährung
von erhöhten Pflegeleistungen vor. Das kann
durch Erstattung der Aufwendung für eine frem-
de Pflegekraft bzw. für Inanspruchnahme einer
Sozialstation erfolgen oder durch Übernahme der
angemessenen Kosten für eine Heimunterbrin-

gung, wenn die Pflege im
häuslichen Bereich nicht mehr
sicher gestellt werden kann.

Zu diesen Fragen wurden un-
sere Antragsteller umfassend
beraten, insbesondere auch,
wenn die Pflegebedürftigkeit
des Beschädigten nicht oder
nicht im gleichen Umfang
durch das anerkannte Kriegs-
leiden verursacht wird und die
Zuständigkeit anderer Leis-
tungsträger, in der Regel der
Pflegekassen, gegeben ist.
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Opferentschädigungsgesetz (OEG)

Nach dem OEG werden Personen, die infolge von
Gewalttaten, wie Körperverletzung, Raub, Verge-
waltigung oder sexuellen Missbrauch gesundheit-
liche Schädigungen erlitten haben sowie Hinter-
bliebene von Tötungsdelikten entschädigt. In den
letzten Jahren erweiterte sich durch veränderte
Rechtssprechung der Kreis der Anspruchsbe-
rechtigten nach dem OEG. So konnten unter be-
stimmten Voraussetzungen auch Personen, die
aufgrund einer Gewalttat einen sogenannten
Schockschaden erlitten haben, Leistungen nach
diesem Gesetz erhalten. Gleiches traf für Kinder
zu, die infolge extremer, böswilliger Vernachläs-
sigung schwere gesundheitliche Schäden erlit-
ten haben.

Die Zahl der Erstanträge nach dem Opferentschä-
digungsgesetz ist im Jahr 2004 gegenüber den
beiden Vorjahren leicht zurück gegangen. So wur-
den im Berichtsjahr 1.368 Erstanträge nach dem
OEG gestellt (im Vorjahr 1.623).

Zusammen mit noch zu erledigenden Anträgen
aus dem Vorjahr konnten 2004 insgesamt 1.377
Anträge bearbeitet werden. Davon

- 126 Rentenbewilligungen an Beschädig-
te oder Hinterbliebene (2003: 117)

- 195 Anerkennungen von Schädigungsfol-
gen bei einer Minderung der Erwerbsfä-
higkeit unter 25 v. H. (2003: 271)

- 146 Anerkennungen ohne Schädigungs-
folgen, nur Heilbehandlung (2003: 147)

- 910 Ablehnungen und sonstige Erledigun-
gen (2003: 1.093)

Zum Stichtag 31.Dezember 2004 hatten 1.121
Versorgungsberechtigte einen Anspruch auf lau-
fende Leistungen nach dem OEG.

Insgesamt wurden im Berichtsjahr Leistungen
nach dem OEG für Rentenzahlungen und Kos-
ten für Heilbehandlung i.H.v. rd. 9,1 Mio. € ge-
leistet (2003: 8,6 Mio. €).

Nachdem erstmalig im Jahr 2003 von einer ehe-
maligen Leistungssportlerin wegen der Verabrei-
chung von Dopingsubstanzen als damals Minder-
jährige in der DDR ein Antrag nach dem OEG
gestellt wurde, nahm sich im Jahr 2004 das Bun-
desministerium für Gesundheit und soziale Siche-

rung dieser Problematik an und wies darauf hin,
dass ein solcher Sachverhalt grundsätzlich ein
nach dem OEG zu entschädigender Tatbestand
sein kann. Es wird dabei davon ausgegangen,
dass die Verabreichung derartiger Substanzen
eine vorsätzliche Beibringung von Gift darstellt,
die im Sinne des Gesetzes einem tätlichen An-
griff gleichsteht (§ 1 Abs. 2 Ziff. 1 OEG). Allerdings
ist im Einzelfall zu prüfen, ob die Gabe der Do-
pingsubstanzen mit Wissen oder gar auf entspre-
chenden Wunsch des Geschädigten erfolgte. In
diesem Fall wären Leistungen nach dem OEG
zu versagen. Bisher stellten in Berlin drei ver-
meintliche Dopingopfer einen Antrag auf Leistun-
gen nach dem OEG.

Bei anderen Opfergruppen wie bspw. Terrorop-
fer und Opfer rechtsextremistischer Straftaten darf
in der praktischen Arbeit nicht außer acht gelas-
sen werden, dass gegebenenfalls Ansprüche auf
Härteleistungen aus Sonderfonds des General-
bundesanwalts bestehen. Es ist derzeit festzu-
stellen, dass bisher in sehr seltenen Fällen Op-
fer rechtsextremer Gewalt Leistungen nach dem
OEG beantragen.

Arbeit der Betreuungs- und
Beratungsgruppe

Die Aufgaben der Betreuungs- und Beratungs-
gruppe im Bereich des SER (Schwerpunkt OEG)
reichen von der im Bedarfsfall intensiven persön-
lichen Beratung von Antragstellern bis zur Infor-
mation und Beratung anderer Institutionen, z.B.
Bezirksämter, Krankenhäuser sowie Einrichtun-
gen der Opferhilfe. Auf Informationsveranstaltun-
gen mit Familienberatungsstellen, Fürsorgern des
Jugendpsychiatrischen Dienstes und im Rahmen
von Weiterbildungen der Beratungsstellen für
Opfer von rechter Gewalt informierten die Mitglie-
der unserer Betreuungs- und Beratungsgruppe
über Anspruchsvoraussetzungen und Leistungen
nach dem Opferentschädigungsgesetz und stell-
ten Kontakte zu künftigen Ansprechpartnern her.
Es zeigte sich, dass das Angebot zur intensiven
persönlichen Beratung gerade in schwierigen
Fällen (sexueller Missbrauch, Misshandlungen im
Kindesalter, Ermordung Angehöriger) sehr wich-
tig ist und von den Betroffenen gerne angenom-
men wurde.
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Die Mitarbeiter des LAGeSo sind stets bemüht,
gerade bei sehr schweren Gewalttaten schnell
zu reagieren. Erwähnt werden soll hier der Fall
der Waisen der ermordeten Stefanie C. Die Mut-
ter von zwei  Kindern wurde im Oktober 2004 von
ihrem Ehemann auf offener Straße erstochen.
Nachdem im November 2004 der Antrag auf
Waisenversorgung einging, wurden im Februar
2005 bereits Rentenleistungen nach dem OEG
für die beiden Waisen bewilligt.

Im Jahr 2004 wurde für die Betreuungs- und Be-
ratungsgruppe ein neues Konzept entwickelt, um
die Arbeit effektiver zu gestalten und in Richtung
eines zu schaffenden Netzwerkes auszubauen.
Im Konzept geht es um die/ den

- Intensivierung der Information und Bera-
tung von potentiellen und tatsächlichen
Antragstellern

- Vernetzung zwischen Behörden und Ein-
richtungen der Opferhilfe

- Aufbau eines Kontaktnetzes mit den Kran-
kenhäusern

- Intensivierung der Öffentlichkeitsarbeit
(Informationsveranstaltungen, Pressemit-
teilungen etc.)

- Entwicklung und Aktualisierung von Infor-
mationsmaterialien

- Intensivierung der themen- und praxisbe-
zogenen Schulungsangebote.

Ablehnungen
 Sonstiges

66%

Rentenbewilligungen
9%

Anerkennung Schädigun
 MdE unter 25%

14%

Heilbehandlung
11%

Erledigungen im OEG in 2004
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PROSID erfolgreich eingeführt

Mit Beginn des Berichtsjahres wurde das von der
ID Bremen entwickelte IT-Verfahren PROSID
(Programmunterstützte Sachverhaltsbearbeitung
mit integrierter Datenverarbeitung) mit Erfolg ein-
geführt. Die neue Software verkürzt die Bearbei-
tungszeit und führt zu einer rascheren Bescheid-
erteilung. Von dieser zügigeren Berechnung pro-
fitieren rund 20.000 Berliner Versorgungsberech-
tigte, deren Rentenänderungen schneller und
zuverlässiger bearbeitet werden können. Das
Verfahren wird in den Versorgungsverwaltungen
von acht Bundesländern eingesetzt, wobei Ber-
lin hatte als erstes Bundesland den gesamten
Datenbestand im Versorgungsbereich in das
Großrechnerverfahren übernommen hatte.

Dank intensiver Schulungsmaßnahmen und ei-
nem sehr gelungenem Akzeptanzmanagement ist
die Einführungsphase auch intern problemlos
verlaufen. Die Verbesserung der Arbeitsabläufe
und die Erleichterungen in der täglichen Arbeit
werden inzwischen nicht nur vom Kunden, son-
dern auch von den Sachbearbeitern sehr ge-
schätzt.

Strafrechtliches und Verwaltungsrechtli-
ches Rehabilitierungsgesetz

Das Strafrechtliche Rehabilitierungsgesetz
(StrRehaG) berücksichtigt die ehemaligen politi-
schen Häftlinge der DDR, die aus einem Freiheits-
entzug bleibende Gesundheitsstörungen erlitten
haben. Seit Einführung des Gesetzes am
01.01.1991 wurden 721 Anträge gestellt.

Im Berichtszeitraum 2004 sind noch 52 Anträge
eingegangen.

Ein weiteres, durch den Einigungsvertrag erlas-
senes Gesetz befasst sich mit den Auswirkun-
gen von rechtsstaatswidrigen Verwaltungsent-
scheidungen. Mit dem Verwaltungsrechtlichen
Rehabilitierungsgesetz (VwRehaG) können fort-
währende Gesundheitsstörungen anerkannt wer-
den, die durch Verwaltungswillkür und -unrecht
innerhalb der ehemaligen DDR hervorgerufen
worden sind. Seit Inkrafttreten des Gesetzes am
01.06.1994 wurden 90 Anträge gestellt.

Im Jahre 2004 waren es noch 13 Anträge.

Da die gesundheitlichen Schädigungen
mittlerweile Jahrzehnte zurückliegen und es sich
überwiegend um posttraumatische Belastungs-
störungen handelt, sind umfangreiche und zeit-
aufwendige Ermittlungsarbeiten notwendig, um
den im sozialen Entschädigungsrecht gebotenen
ursächlichen Zusammenhang zwischen der be-
antragten Gesundheitsstörung und dem schädi-
genden Ereignis herzustellen, was sich in der
Praxis nicht immer einfach gestaltet.
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Antragsvolumen im Schwerbehinderten-
recht auf Rekordhoch

Dem Gesetz nach sind Menschen behindert,
wenn ihre körperliche Funktion, geistige Fähig-
keit oder seelische Gesundheit mit hoher Wahr-
scheinlichkeit länger als sechs Monate von dem
für das Lebensalter typischen Zu-
stand abweicht und daher ihre Teil-
habe am Leben in der Gesellschaft
beeinträchtigt ist. Die Auswirkung
der Funktionsbeeinträchtigung ist
als Grad der Behinderung (GdB),
nach Zehnergraden abgestuft, von
20 bis 100 festzustellen. Schwer-
behinderte Menschen im Sinne
des Gesetzes sind Personen mit
einem Gesamtgrad der Behinde-
rungen von wenigstens 50.

In 2004 erfolgten
- 36.850 Anträge auf Erstfeststellung
- 36.437 Anträge auf Neufeststellung
-   6.312 Neufeststellungen von Amts wegen.

Insgesamt ist bei 534.377 Bestandsfällen und
3.386.929 Einwohnern etwa jeder 6. Berliner
Kunde des Versorgungsamtes.

Alles in allem wurden im Berichtsjahr 79.599
Verfahren auf Erst- und Neufeststellung sowie von
Amts wegen begonnen. Das Antragsvolumen, das
seit Jahren auf konstant hohem Niveau lag, ist
damit im Vergleich zum Vorjahr um 13,21 %
gestiegen (2003: 71.802). 75.581 Verfahren
konnten im Berichtsjahr abgeschlossen werden.

Hauptursache dieses
sprunghaften Antrag-
sanstieges war das In-
krafttreten des Gesund-
heitsmodernisierungs-
gesetzes zum
01.01.2004. So bein-
haltet die zu diesem
Gesetz herausgegebe-
ne Richtlinie eine Defi-
nition schwerwiegender
chronischer Krankhei-
ten. Danach gilt derje-
nige als chronisch
krank, der sich wegen
derselben Krankheit in
ärztlicher Dauerbe-
handlung befindet und

Anzahl der Feststellungen der Schwerbehinderung nach dem GdB
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außerdem einen GdB von mind. 60 nach § 69
SGB IX hat. Da chronisch Kranke nur 1% ihres
Einkommens für Gesundheitskosten (z.B. Praxis-
gebühr und Zuzahlungen bei Medikamenten,
Massagen, Heil- und Hilfsmitteln) aufwenden
müssen, ist der Schwerpunkt der Antragsbegeh-
ren die Feststellung des Grades der Behinderung
von mindestens 60.

Diese erhebliche Zunahme des Antragvolumens
hatte leider Auswirkungen für unsere  Kunden,
aber auch auf den Landeshaushalt aufgrund er-
heblicher Mehrausgaben für ärztliche Begutach-
tungen. So ließen sich längere Bearbeitungszei-
ten nicht ausschließen, zumal die Anzahl der für
das Versorgungsamt tätigen Ärzte begrenzt ist.
Die ärgsten Engpässe gab es bei unseren Gut-
achtern in den Fachgebieten Neurologie/ Psych-
iatrie, Orthopädie und Augenheilkunde. Um die-
sen Antragsanstieg zu bewältigen, mussten um-
fangreiche organisatorische Maßnahmen getrof-
fen werden. Zusätzlich musste auf die Bereit-
schaft der Mitarbeiter, Überstunden am Wochen-
ende zu leisten, zurückgegriffen werden.

Parkerleichterungen für besondere
Gruppen von schwerbehinderten Men-
schen

Seit September 2001 haben in Berlin schwerbe-
hinderte Menschen, die nicht die Voraussetzun-
gen für die Feststellung des Merkzeichens „aG“
erfüllen, die Möglichkeit, von der Straßenver-
kehrsbehörde eine Ausnahmegenehmigung für
Parkerleichterungen zu erhalten. Diese Regelung
gilt bei Menschen, mit

- einem Grad der Behinderung von
wenigstens 80 allein wegen der Funkti-
onsstörungen an den unteren Gliedma-
ßen und der Feststellung der Merkzeichen
„G“ und „B“ oder

- einem Grad der Behinderung von
wenigstens 70 allein wegen der Funkti-
onsstörungen an den unteren Gliedma-
ßen und gleichzeitig Funktionsstörungen
des Herzens oder der Atmungsorgane mit
einem Grad der Behinderung von
wenigstens 50 sowie der Feststellung der
Merkzeichen „G“ und „B“ oder

- Morbus-Crohn bzw. Colitis-Ulcerosa mit
einem Grad der Behinderung von
wenigstens 60 oder

- bei Stomaträgern mit doppeltem Stoma.

Die Sonderregelung gilt nur für ausgewiesene
Schwerbehindertenparkplätze im Land Berlin. Die
Feststellung der gesundheitlichen Voraussetzun-
gen trifft das Versorgungsamt in Amtshilfe für die
Straßenverkehrsbehörden der Bezirke.

Im Berichtsjahr wurden 910 Anträge gestellt, wo-
von in nur 94 Fällen die o. g. Voraussetzungen
vorlagen und eine positive Entscheidung getrof-
fen werden konnte (im Vorjahr 829 Anträge, davon
76 positive Entscheidungen).
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Reorganisation des Referates
Schwerbehindertenrecht

Am 01.04.2004 wurde im Referat Schwerbehin-
dertenrecht eine neue Organisationsstruktur ein-
geführt. Im Wesentlichen wurde hierbei eine
ganzheitliche Sachbearbeitung eingeführt, d.h.
die Mitarbeiter sind für die vollständige Erstellung
ihrer Produkte von Antragseingang bis zum Be-
scheid verantwortlich. Des Weiteren wurden die
Hierarchiestufen und die Anzahl der Sachgebie-
te reduziert, verbunden mit Einsparung von Lei-
tungspositionen. Ferner wurde in zwei Arbeits-
gruppen des Referats die Teamarbeit eingeführt.
Dabei wird die zu erledigende Aktenrate
der Gruppe und nicht einem einzelnen
Bearbeiter zugeordnet. Das Team über-
nimmt dabei selbstständig Planung, Durch-
führung und Kontrolle der Arbeitsabläufe.

Die grundlegenden organisatorischen Ver-
änderungen im Referat erforderten von al-
len Mitarbeitern und Führungskräften er-
hebliche Anpassungsleistungen. Die Pha-
se der Organisationsentwicklung war über-
lagert durch den zuvor genannten Anstieg
des Antragsvolumens um über 13% gegen-
über dem Vorjahr. Trotz dieser zusätzlichen
Arbeitsmenge wurden mit reduziertem Per-
sonal im Berichtszeitraum 5.738 Anträge
(+9,3%) mehr erledigt als im Vorjahreszeit-
raum.

Für die erfolgreiche Umstrukturierung des
Schwerbehindertenreferats sprechen auch die
Ergebnisse von zwei begleitenden Mitarbeiterbe-
fragungen. Generell wurde das mit der ganzheit-
lichen Sachbearbeitung verbundene höhere Maß
an Verantwortung, Selbständigkeit und Entschei-
dungsbefugnis von Mitarbeitern und Führungs-
kräften als positiv bewertet.

Weiterhin hat sich gezeigt, dass die Mitarbeiter
aus den Teamarbeitsgruppen insbesondere be-
züglich der Identifikation mit der Arbeit, der Zu-
sammenarbeit, dem Grad der Eigenverantwor-
tung/ Selbständigkeit, dem Führungsverhalten
und dem Informationsfluss im Vergleich zu den
traditionellen Arbeitsgruppen zufriedener waren.
Diese Erfahrungen bestärken uns in der Absicht,
zum 01.05.2005 in vier weiteren Arbeitsgruppen
die Teamarbeit einzuführen.

Arbeitsplatz im Versorgungsamt mit Headset

Beschaffung von Headsets

Anlässlich eines Verbesserungsvorschlags einer
Mitarbeiterin wurde im Berichtsjahr im Schwer-
behindertenbereich sog. Head-Sets für die tele-
fonischen Beratungen angeschafft. In einer vier-
wöchigen Testphase hatten 20 Kollegen die Mög-
lichkeit verschiedene Gerätetypen zu vergleichen.
Im Ergebnis entschieden wir uns für ein schnur-
loses Gerät, weil damit die Aktenbearbeitung auch
beim Telefonieren ohne Einschränkung ausge-
führt werden kann. Insgesamt wurden im Refe-
rat IV D und im Info & Service Center 80 Arbeits-
plätze mit schnurlosen Head-Sets ausgestattet.
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Versorgungsärztlicher Dienst

Im Jahr 2004 wurden für die Bereiche Schwer-
behindertenrecht, SER und Landespflegegeldge-
setz insgesamt 173.965 Untersuchungen und
Stellungnahmen gefertigt (2003: 185.153). Davon
154.038 Stellungnahmen nach Aktenlage (89%)
und 19.927 Begutachtungen mit Untersuchungen
(11%).

Knapp 93 % aller Leistungen entfielen auf den
Bereich des Anerkennungsverfahrens im Schwer-
behindertenrecht. 94 % aller Untersuchungen und
53 % der Stellungnahmen nach Aktenlage leiste-
ten externe Gutachter.

Von ehemals 28 Ärzten im Jahr 2003 waren im
Jahr 2004 nur noch 18 Ärzte im Ärztlichen Dienst
des LAGeSo tätig. Dieser Personalabbau ist vor-
rangig auf altersbedingte Fluktuation zurück zu-
führen. Durch diesen personellen Rückgang
kommt es insbesondere in den Fachgebieten der
Psychiatrie und Chirurgie zu erheblichen Engpäs-
sen.

Behindertenkatalog

Seit Mitte 2004 ist der Behinderungskatalog im
Ärztlichen Dienst im Einsatz. Der Behinderungs-
katalog fasst verschiedene Bezeichnungen von
Behinderungen zu Gruppen zusammen, denen
eine eindeutige Ordnungsnummer zugewiesen ist.
Dadurch bedarf es nur noch der Eingabe der Text-
bausteinnummer, um die entsprechende Behin-
derungsbezeichnung in das Gutachten einzusteu-
ern. Aufwendige Schreibarbeit kann damit gemin-
dert, die Sachbearbeitung beschleunigt und ver-
einfacht werden. Zusätzlich wird eine höhere
Transparenz und Vergleichbarkeit für den Kun-
den erreicht.

Projekt Ärztlicher Dienst 2005

Ende 2004 wurde das Konzept „Ärztlicher Dienst
2005“ vorgelegt, das ab 2005 umgesetzt werden
soll. Das Konzept zur Neustrukturierung des Ärzt-
lichen Dienstes sieht eine Beschränkung der in-
ternen ärztlichen Leistungen auf folgende Kern-
bereiche vor:

- Gutachten und Stellungnahmen in Klage-
verfahren

- Gutachten und Stellungnahmen in Kün-
digungsschutzverfahren

- Kausalitätsgutachten im SER
- Gutachten und Stellungsnahmen bei le-

bensbedrohlichen Krankheiten (z.B.
Krebs, AIDS)

- Qualitätssicherung

Alle übrigen ärztlichen Leistungen sollen extern
vergeben werden.

Für die Vergabe der externen Leistungen wurde
ein Interessenbekundungsverfahren durchge-
führt. Es hat sich gezeigt, dass es inzwischen auf
dem Markt Unternehmen gibt, die sich auf die
Erstellung von ärztlichen Begutachtungen, auch
in größeren Gesamtmengen, spezialisiert haben.
Eine Zusammenarbeit mit entsprechenden
Dienstleistungsunternehmen wird derzeit geprüft.

Kooperation mit der City BKK

Seit dem 01.05.2003 besteht eine Kooperation
mit der City BKK. Das Versorgungsamt erstellt
dabei ärztliche Gutachten für die Versorgung der
Versicherten mit orthopädischen Hilfsmitteln. Im
Jahr 2004 wurden 139 ärztliche Gutachten er-
stellt.
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Heil- und Krankenbehandlung

Der Bereich der allgemeinen Heil- und Kranken-
behandlung trifft Entscheidungen zur Gewährung
von Therapiemaßnahmen, die über den Umfang
der von der Gesetzlichen Krankenversicherung
zu bewilligenden Maßnahmen hinausgehen. 2004
wurden insgesamt 1.702 Feststellungen im Rah-
men der Heil und Krankenbehandlung getroffen.

Der Kreis der Wehr- und Zivildienstleistenden, die
Leistungen der Heil- und Krankenbehandlung
nach dem Soldatenversorgungsgesetz (SVG)
beantragten, hat unabhängig davon, ob eine
Schädigungsfolge bzw. Nicht-Schädigungsfolgen
bedingte Gesundheitsstörung vorliegt, zugenom-
men. In diesem Fällen ist vorrangig die Frage zu
prüfen, ob Heilbehandlung in besonderen Fällen
für drei Jahre –und das damit im Zusammenhang
stehende Versorgungskrankengeld- gewährt wer-
den kann.

Leistungen nach dem SVG wurden im Berichts-
jahr an 128 Leistungsempfänger gewährt. Leis-
tungen nach dem Zivildienstgesetz wurden
lediglich für einen Empfänger gewährt.

Neben den bisherigen Leistungsempfängern
Kriegsopfer können auch Opfer von Gewaltver-
brechen Leistungen der allgemeinen Heil- und
Krankenbehandlung erhalten. Ist ein Schädiger
bekannt, werden vom LAGeSo Regressansprü-
che nach § 81a BVG geltend gemacht.

Zahnersatz und Badekuren

Die Sachleistung Zahnersatz wurde im Wesent-
lichen durch die Zusammenarbeit mit den gesetz-
lichen Krankenkassen bestimmt. In diesem Zu-
sammenhang war vermehrt die implantologische
Versorgung zu prüfen. Immer mehr Berechtigte
entschieden sich gegen die konventionelle Zahn-
ersatzversorgung (Zahnkronen und/ oder -brü-
cken bzw. -prothesen). Sie wählten die aufwen-
dige und kostspielige Versorgung mit Implanta-
ten, eine Versorgungsform, die allerdings nur in
bestimmten Ausnahmefällen als Sachleistung von
der Versorgungsverwaltung übernommen werden
kann.

Badekuren wurden trotz des teilweise hohen Le-
bensalters der Berechtigten nach wie vor nach-
gefragt. Da das Land Berlin nicht über eigene Kur-
kliniken verfügt, erfolgt für die Mehrzahl der An-
tragsteller die Kurortzuteilung über das Bundes-
ministerium für Gesundheit und soziale Siche-
rung. Anders verhielt es sich bei Kurbewilligun-
gen, die aus dem Haushalt des Landes Berlin zu
finanzieren waren. In diesen Fällen war die Kur-
platzvergabe unter Berücksichtigung der gesund-
heitlichen Indikation und der bundeseinheitlichen
Kurrichtlinien frei wählbar.

Insgesamt wurden im Jahr 2004 1.702 Beschei-
de für Zahnersatz und Badekuren gefertigt.
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Orthopädische Versorgung

Die orthopädische Versorgung hatte nach wie vor
hohe Priorität bei den Versorgungsberechtigten.
Durch die stetige Weiterentwicklung der Ortho-
pädietechnik war die Versorgung immer wieder
neu auf ihre Zweckmäßigkeit hin zu prüfen. Der
Versorgungsauftrag reichte weit über die reine
Kriegsopferversorgung hinaus. So waren z.B. aus
dem OEG-Bereich für Kinder und Jugendliche
völlig andere Ansprüche und technische Möglich-
keiten zu berücksichtigen.

2004 wurden 8.156 Entscheidungen zu Sachleis-
tungen und 337 Entscheidungen zu Ersatzleis-
tungen der Orthopädischen Versorgung getrof-
fen.

Seit April 2004 arbeitet der Bereich PC-gestützt
mit der von der ID-Bremen für das Land Nieder-
sachsen entwickelten Software „OBIS“ (Orthopä-
disches Bearbeitungs- und Informationssystem).

Hepatitis C

Frauen in der ehemaligen DDR wurden Ende der
70er Jahre mit Anti-D-Immunglobulin behandelt,
das mit dem zu dieser Zeit noch unbekannten
Hepatitis-C-Virus kontaminiert war. In Berlin wur-
den bei 48 Frauen Leistungen nach diesem Ge-
setz gewährt. Die Betreuung der in Berlin leben-
den betroffenen Frauen durch den Ärztlichen
Dienst wurde auch 2004 fortgesetzt. Die Befun-
de flossen in eine von der EU geförderte wissen-
schaftliche Studie (East German Hepatitis C stu-
dy group) ein, um den natürlichen Verlauf von
HCV-Infektionen weiter zu erforschen und für
Therapiezwecke zu nutzen.
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Krankenbuchlager

Im Krankenbuchlager werden sämtliche Lazarett-
krankenbücher (sog. Sammelurkunden) des 1.
und 2. Weltkrieges sowie Einzelurkunden (per-
sonenbezogene Krankenblätter der Lazarette)
zentral archiviert.

Anfragen zu gesuchten Personen bzw. Auskunfts-
ersuchen, ob Unterlagen vorhanden sind, kom-
men insbesondere von
- den Versorgungsämtern der Bundesländer
  der Deutschen Dienststelle für die Benachrich-
  tigung der nächsten Angehörigen von Gefalle-
  nen - der ehemaligen deutschen Wehrmacht
  (WASt)
  den Behörden des Bundes/ der Länder zur Klä-
  rung der Staatsbürgerschaft
- Pensionsstellen
- Sozialversicherungsträgern
- Sozialgerichten
- Erbenermittlungsbüros
- Privatpersonen
- Ermittlungsbehörden aus Kanada, England,
  Australien, Italien und der USA wegen NS-Ver-
  brechen
- dem Volksbund Deutscher Kriegsgräberfürsor-
  ge
- dem Roten Kreuz

Insgesamt wurden im Berichtsjahr 13.857 Anfra-
gen beantwortet (2003: 14.963), davon:
- 8.414 von der WASt (60 %)
- 4.712 von anderen Dienststellen oder Privat-
  personen (34 %)
- 731 von anderen Versorgungsämtern (6 %)

Bestandsübersicht:
- 6.711 Bände Lazarettkrankenbücher aus der Zeit
  vor dem 1. Weltkrieg
- 57.016 Bände für die Zeit des 1. Weltkrieges,
  einschließlich Verlustlisten. Die Sammelurkun-
  den enthalten 67,35 Millionen Eintragungen. Die
  Buchbestände umfassen das ehemalige preu-
  ßische Heer einschließlich XIV. (badisches)
  Korps, Elsass-Lothringen, ehemalige Schutz-
  truppen sowie Lazarette der ehemaligen Kaiser-
 lichen Marine
- 29.000 Lazarettkrankenbücher aus der Zeit des
  2. Weltkrieges mit ca. 25 Millionen Eintragun-
  gen
- 146.000 Mappen, die ca. 11 Millionen Dokumen-

  tationen der Geburtsjahrgänge ab 1900 enthal-
  ten, wie Einzelurkunden, Krankenblätter, Mari-
  ne-Krankenkarten, Gesundheitsbücher, Flieger-
  tauglichkeits-Zeugnisse usw.

Versorgungsarchiv

Das Versorgungsarchiv bewahrt die Schwerbe-
hindertenakten und SER-Akten auf. Es ist für die
Vernichtung der Akten von Verstorbenen nach
Ablauf der Aufbewahrungsfrist verantwortlich. Im
Jahr 2003 wurde die Archivierung in Form der
elektronischen Karteikarte eingeführt.

archivierte Aktenbestände 2004:
- 140.000 Akten der Kriegsopferversorgung
- 360.000 Akten des Schwerbehindertenrechts
- 37.600 Akten des Opferentschädigungsrechts
- 4.000 Akten des Sozialen Entschädigungsrechts
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Integrationsamt Berlin

Das Amt für die Sicherung der Integration schwer-
behinderter Menschen im Arbeitsleben –Integra-
tionsamt- begleitet und unterstützt schwerbehin-
derte Menschen und deren Arbeitgeber bei der
dauerhaften Sicherung und behinderungsgerech-
ten Ausgestaltung des Arbeitsplatzes.

Die gesetzlichen Aufgaben des Integrationsam-
tes sind

- die Erhebung der Ausgleichsabgabe
- die Verwendung der Ausgleichsabgabe
- der besondere Kündigungsschutz für

schwerbehinderte Menschen
- die begleitende Hilfen im Arbeitsleben

Diese gesetzlichen Aufgaben sind in den beson-
deren Regelungen zur Teilhabe schwerbehinder-
ter Menschen, dem Schwerbehindertenrecht, in
Teil 2 des Sozialgesetzbuch – Neuntes Buch
(SGB IX) geregelt und in § 102 Abs. 2 SGB IX
ausdrücklich benannt. Im Folgenden werden die
Aufgaben und die Durchführung dieser Aufgaben
näher dargestellt

Erhebung der Ausgleichsabgabe

Das Schwerbehindertenrecht verpflichtet Arbeit-
geber mit mindestens 20 Arbeitsplätzen auf
wenigstens 5% dieser Arbeitsplätze schwerbehin-
derte Menschen zu beschäftigen. Kommen Ar-
beitgeber dieser Beschäftigungspflicht nicht nach,
so sind sie zur Zahlung einer Ausgleichsabgabe
verpflichtet. Diese Ausgleichsabgabe beträgt bei
einer jahresdurchschnittlichen Beschäftigungs-
quote von

- 0 bis unter 2 % 260 €,
- 2 bis unter 3 % 180 € und
- 3 bis unter 5 % 105 €

monatlich für jeden nichtbesetzten Pflichtplatz.
Daneben gibt es Sonderregelungen für Kleinbe-
triebe mit weniger als 60 Arbeitsplätzen.

Leider sind die von der Bundesagentur für Arbeit
herausgegebenen Arbeitsplatzzahlen seit Okto-
ber 2002 nicht mehr aktualisiert worden, so dass
dem Integrationsamt aktuelle Daten nicht zur
Verfügung stehen. Seinerzeit gab es in Berlin
4.765 beschäftigungspflichtige Arbeitgeber. Von

den ca. 915.000 Arbeitsplätzen bei diesen Arbeit-
gebern waren 40.760 Arbeitsplätze mit schwer-
behinderten Menschen besetzt, was einer Be-
schäftigungsquote von 4,5% entspricht (öffentli-
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che Arbeitgeber: 5,4%, private Arbeitgeber:
3,7%). Mehr als 11.000 sog. Pflichtarbeitsplätze
waren nicht mit schwerbehinderten Menschen
besetzt.

Insgesamt zahlten die in Berlin ansässigen Ar-
beitgeber im Berichtsjahr für nicht mit schwerbe-
hinderten Menschen besetzte Arbeitsplätze rd.
17,9 Mio. €  an Ausgleichsabgabe, während es
2003 noch rd. 19,3 Mio. € waren.

Darüber hinaus nahm das Integrationsamt in 2004
rd. 5,2 Mio. € ein. Dabei handelt es sich um Ein-
nahmen aus dem Ausgleich zwischen den Inte-
grationsämtern (vgl. § 77 Abs. 6 SGB IX), Säum-
niszuschlägen, Zinseinnahmen, Darlehenstilgun-
gen, Rückforderungen und Verwertungserlösen
geförderter Gegenstände.

Gegen insgesamt 86 Entscheidungen des Inte-
grationsamtes, in denen die Höhe der zu zahlen-
den Ausgleichsabgabe festzusetzen oder Säum-
niszuschläge zu erheben waren, gingen im Be-
richtsjahr Widersprüche ein, davon 37 gegen die
Erhebung von Säumniszuschlägen. Der Wider-
spruchsausschuss beim Integrationsamt gab
lediglich in einem Fall einem Widerspruch statt.

Verwendung der Ausgleichsabgabe

Von dem jährlichen Aufkommen an Ausgleichs-
abgabe waren 2004 knapp 8 Mio. € (45 %) an
den Ausgleichsfonds beim Bundesministerium für
Gesundheit und Soziale Sicherung abzuführen.
Die dem Integrationsamt verbleibenden Mittel
werden gesondert verwaltet und sind zweckge-
bunden. Sie dürfen nur für besondere Leistun-
gen zur Förderung der Teilhabe schwerbehinder-
ter Menschen am Arbeitsleben einschließlich be-
gleitender Hilfe im Arbeitsleben verwendet wer-
den, soweit Mittel für denselben Zweck nicht von
anderer Seite zu leisten sind oder geleistet wer-
den (vgl. § 77 Abs. 5 SGB IX). Dabei sind die
Mittel der Ausgleichsabgabe –einschließlich der
Zinsen, der Tilgungsbeträge aus Darlehen, der
zurückgezahlten Zuschüsse sowie der unver-
brauchten Mittel des Vorjahres- für folgende Leis-
tungen zu verwenden:

- Leistungen zur Förderung des Arbeits-
und Ausbildungsplatzangebots für
schwerbehinderte Menschen,

- Leistungen zur begleitenden Hilfe im Ar-
beitsleben, einschließlich der Durchfüh-
rung von Aufklärungs-, Schulungs- und
Bildungsmaßnahmen,

- Leistungen für Einrichtungen zur Teilha-
be schwerbehinderter Menschen am Ar-
beitsleben sowie

- Leistungen zur Durchführung von For-
schungs- und Modellvorhaben auf dem
Gebiet der Teilhabe schwerbehinderter
Menschen am Arbeitsleben, sofern ihnen
ausschließlich oder überwiegend regio-
nale Bedeutung zukommt oder beim Bun-
desministerium für Arbeit- und Sozialord-
nung beantragte Mittel aus dem Aus-
gleichsfonds nicht erbracht werden konn-
ten.

Vorrangig sind die Mittel der Ausgleichsabgabe
für die beiden zuerst genannten Leistungen zu
verwenden.

Ohne den an den Ausgleichsfonds weitergelei-
teten Betrag betrugen die Ausgaben des Inte-
grationsamtes Berlin für die oben genannten
Zwecke im Berichtsjahr 15,1 Mio. € (zum Ver-
gleich 2003: rd. 16,1 Mio. €).

Die Verwendung der Ausgaben aus Mitteln der
Ausgleichsabgabe wird im folgenden beschrie-
ben:

Leistungen an Arbeitgeber

Ein erheblicher Teil der vom Integrationsamt ein-
genommenen Ausgleichsabgabe fließt an Arbeit-
geber zurück, die schwerbehinderte Menschen
beschäftigen. Bei diesen Leistungen wird die
Ausgleichsfunktion der Ausgleichsabgabe
besonders deutlich. Zu den möglichen Leistungs-
arten an Arbeitgeber zählen:

- Leistungen für die Schaffung neuer ge-
eigneter, erforderlichenfalls behinde-
rungsgerecht ausgestatteter Arbeits- und
Ausbildungsplätze in Betrieben und
Dienststellen für schwerbehinderte Men-
schen,

- Leistungen zur behinderungsgerechten
Einrichtung von Arbeits- und Ausbildungs-
plätzen für schwerbehinderte Menschen,

- Leistungen bei außergewöhnlichen Be-
lastungen, die aus der Beschäftigung von
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im Arbeitsleben besonders betroffene-
schwerbehinderten Menschen resultieren,

und seit Mai 2004 (Novellierung des SGB IX) auch

- Zuschüsse zu Gebühren der Berufsaus-
bildung besonders betroffener
schwerbehinderter Jugendlicher und jun-
ger Erwachsener,

- Prämien und Zuschüsse zu den Kosten
der Berufsausbildung behinderter
Jugendlicher und junger Erwachsener,

- Prämien zur Einführung eines betriebli-
chen Eingliederungsmanagements.

Arbeitgeber, die nicht beschäftigungspflichtig sind
oder die über ihre Beschäftigungspflicht hinaus
schwerbehinderte Menschen einstellen, können
auf Antrag Zuschüsse bis zu 25.000 € erhalten,
wenn sie für schwerbehinderte Menschen einen
neuen Arbeits- oder Ausbildungsplatz schaffen.
Dies gilt auch, wenn z.B. schwerbehinderte Men-
schen nach längerer Arbeitslosigkeit oder im An-
schluss an eine Beschäftigung in einer Werkstatt
für behinderte Menschen eingestellt werden sol-
len oder wenn ein schwerbehinderter Mitarbeiter
aus Gründen der besonderen Fürsorge und För-
derung auf einen neu zu schaffenden Arbeitsplatz
umgesetzt werden soll und seine Beschäftigung
ohne Umsetzung enden würde.
Mit diesen Investitionshilfen konnten im Berichts-
jahr für 225 schwerbehinderte Menschen
(darunter 90 Frauen) neue, langfristig gesicherte
Arbeits- und Ausbildungsplätze geschaffen wer-
den.

Ausgaben 2004: rd. 2,6 Mio. € (2003: 2,8 Mio. €)

Im Rahmen der begleitenden Hilfe im Arbeitsle-
ben können Arbeitgeber auch Leistungen für die
behinderungsgerechte Einrichtung von Arbeits-
und Ausbildungsplätzen erhalten. Dabei kann es
sich z.B. um Hilfen für einen barrierefreien Zu-
gang zum Arbeitsplatz, um die Ausstattung mit
einem blindengerechten Computerarbeitsplatz
oder technische Arbeitshilfen zur behindertenge-
rechten Ausstattung eines Arbeitsplatzes handeln.
Im Berichtsjahr konnten so für 314 schwerbe-
hinderte Menschen (darunter 192 Frauen) Ar-
beitsplätze behinderungsgerecht gestaltet wer-
den.

Ausgaben 2004: rd. 1,1 Mio. € (2003: 1,1 Mio. €)

Arbeitgebern, denen überdurchschnittlich hohe
finanzielle Aufwendungen oder sonstige Belas-
tungen durch die Beschäftigung eines besonders
betroffenen schwerbehinderten Menschen entste-
hen, können vom Integrationsamt Zuschüsse zur
Abgeltung dieser außergewöhnlichen Belastun-
gen erhalten. Der Ausgleich außergewöhnlicher
Belastungen erfolgt in der Regel in zwei Fallkon-
stellationen :

- zum Ausgleich einer erheblichen behin-
derungsbedingten Minderleistung,

- als Ausgleich für eine notwendige perso-
nelle Unterstützung des schwerbehinder-
ten Menschen, ggf. auch für eine arbeit-
geberseitig organisierte Arbeitsplatzassis-
tenz.

Diese Leistungen werden allerdings grundsätz-
lich nur dann erbracht, wenn das Arbeitsverhält-
nis andernfalls gefährdet wäre und alle anderen
Möglichkeiten zur Sicherung des Beschäftigungs-
verhältnisses ausgeschöpft sind wie die behin-
derungsgerechte Gestaltung des Arbeitsplatzes
oder die Umsetzung auf einen anderen Arbeits-
platz.
Im Berichtsjahr haben diese Leistungen weiter
an Bedeutung gewonnen. Es konnten insgesamt
1.818 Beschäftigungsverhältnisse (2003:
1.294) schwerbehinderter Menschen, darunter
831 Frauen (2003: 553), durch den finanziellen
Ausgleich für die außergewöhnlicher Belastun-
gen von Arbeitgebern gesichert werden.

Ausgaben 2004: 4,9 Mio. € (2003: 3,9 Mio. €)

Dadurch konnte insbesondere leistungsgemin-
derten und unterstützungsbedürftigen schwerbe-
hinderten Arbeitnehmern, deren Vermittlungsaus-
sichten im Falle einer Kündigung des bestehen-
den Arbeitverhältnisses auf dem allgemeinen Ar-
beitsmarkt sehr gering wäre, der Arbeitsplatz er-
halten werden. Besonders Menschen mit Anfalls-
leiden, mit geistiger, mit Sinnes- oder Lernbehin-
derung, mit psychischer Erkrankung oder schwe-
rer körperlicher Behinderung kann auf diese
Weise die Teilhabe am Arbeitsleben dauerhaft
ermöglicht werden.

Fasst man diese Leistungen an Arbeitgeber zu-
sammen, so konnten für mehr als 2.300 schwer-
behinderte Menschen Arbeitsplätze auf dem
allgemeinen Arbeitsmarkt geschaffen bzw. erhal-
ten werden (2003: 1.800).
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Zuschüsse und Prämien zu den seit Mai 2004
neuen Leistungsmöglichkeiten an Arbeitgeber zur
Berufsausbildung und zum betrieblichen Einglie-
derungsmanagement wurden im Berichtsjahr
noch nicht nachgefragt. Um eine möglichst ein-
heitliche Anwendung und zügige Umsetzung die-
ser neuen Förderinstrumente zu gewährleisten,
hat das Integrationsamt Berlin in einer Arbeits-
gruppe der Bundesarbeitsgemeinschaft der Inte-
grationsämter und Hauptfürsorgestellen (BIH) an
den verabschiedeten bundesweiten Empfehlun-
gen mitgewirkt.

Leistungen an schwerbehinderte Men-
schen

Neben den genannten Leistungen an Arbeitge-
ber hat das Integrationsamt im Rahmen der be-
gleitenden Hilfe auch die Möglichkeit, Leistungen
direkt an schwerbehinderte Menschen zu erbrin-
gen. Abgesehen von Beamten und Selbständi-
gen ist hier jedoch zu berücksichtigen, dass Leis-
tungen der Rehabilitationsträger vorrangig einset-
zen.

Zu den begleitenden Hilfen im Arbeitsleben ge-
hören:

- Technische Arbeitshilfen,
- Hilfen zum Erreichen des Arbeitsplatzes,
- Hilfen zur Gründung und Erhaltung einer

selbstständigen beruflichen Existenz,
- Hilfen zur Beschaffung, Ausstattung und

Erhaltung einer behinderungsgerechten
Wohnung,

- Hilfen zur Teilnahme an Maßnahmen zur
Erhaltung und Erweiterung der beruflichen
Kenntnisse und Fertigkeiten,

- Hilfen in besonderen Lebenslagen
- Kostenübernahme einer notwendigen Ar-

beitsassistenz.

Im Berichtsjahr nahmen 264 schwerbehinderte
Menschen (2003: 206), darunter 118 Frauen
(2003: 94), diese Leistungen in Anspruch.

Ausgaben 2004: rd. 1,4 Mio. € (2003: 1 Mio. €)

Auch diese Leistungen dienen dem Zweck, die
Teilhabe von schwerbehinderten Menschen am
Arbeitsleben zu ermöglichen, zu sichern oder zu
erleichtern.

Besondere Bedeutung gewonnen hat der mit dem
Gesetz zur Bekämpfung der Arbeitslosigkeit
schwerbehinderter Menschen im Oktober 2000
neu in das Schwerbehindertenrecht eingeführte
Anspruch auf Übernahme der Kosten für eine
notwendige Arbeitsassistenz. Notwendig und för-
derfähig sind Arbeitsassistenzkosten, wenn der
schwerbehinderte Mensch zur Ausübung seiner
vertraglich geschuldeten Arbeitsleistung auch
nach Ausschöpfung aller unterstützenden Maß-
nahmen ohne regelmäßige personelle Unterstüt-
zung in Form von assistierenden Handreichungen
nicht in der Lage ist. Wie vielfältig und unterschied-
lich der Einsatz von Arbeitsassistenz ist und wie
breit der Anwendungsbereich dieser Hilfe, wird
deutlich bei einer Betrachtung der Berufsgruppen
und Arbeitsbereiche der schwerbehinderten Men-
schen mit Arbeitsassistenz: Gefördert wurden u.a.
Rechtsanwälte, Schneiderinnen, gehörlose Ge-
bärdensprachdozenten, wissenschaftliche Mitar-
beiter, Verwaltungsangestellte bzw. Beamte, Jour-
nalisten, Sozialarbeiter, Physiotherapeuten, Aus-
zubildende und auch ein Galerist. Insgesamt wur-
den Leistungen für den Assistenzbedarf für mehr
als 60 schwerbehinderte Menschen erbracht.
Von diesen ist ca. ein Viertel selbstständig, ein
Fünftel im öffentlichen Dienst einschließlich dem
Universitätsbereich tätig, ein Drittel ist beschäf-
tigt bei gemeinnützigen Vereinen und ein Sechs-
tel in der Privatwirtschaft abhängig beschäftigt.
Insbesondere für Sinnesbehinderte –blinde sowie
gehörlose Menschen- und schwer körperbehin-
derte Rollstuhlfahrer stellt die Arbeitsassistenz
eine selbstbestimmte Möglichkeit der Teilhabe am
Arbeitsleben dar.

Im Berichtsjahr wurde zur Finanzierung notwen-
diger Arbeitsassistenzen knapp 700 T€ aufgewen-
det (2003: 350 T€).
Hinzu kommen noch Ausgaben für eine arbeitge-
berseitig organisierte Arbeitsassistenz, bei der die
Kosten dem Arbeitgeber des schwerbehinderten
Menschen erstattet werden, wenn dieser eine
solche ausschließlich zur Unterstützung des
schwerbehinderten Mitarbeiters beschäftigt bzw.
beschäftigen muss.

Im Berichtsjahr gingen 65 Widersprüche gegen
Entscheidungen des Integrationsamtes über be-
antragte finanzielle Leistungen ein. Lediglich ei-
nem Widerspruch wurde seitens des Wider-
spruchsausschusses beim Integrationsamt ent-
sprochen.
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Integrationsprojekte

Integrationsprojekte dienen der Beschäftigung
von schwerbehinderten Menschen, deren Einglie-
derung in eine sonstige Beschäftigung auf dem
allgemeinen Arbeitsmarkt aufgrund von Art und
Schwere der Behinderung oder wegen sonstiger
Umstände auf besondere Schwierigkeit stößt. Die
Integrationsprojekte zählen zum allgemeinen Ar-
beitsmarkt und können damit unbeschadet einer
besonderen Förderung (§§ 132 ff SGB IX) als
Arbeitgeber des allgemeinen Arbeitsmarktes ge-
fördert werden. Es sind drei Formen von Integra-
tionsprojekten zu unterscheiden:
- Integrationsunternehmen,
- Integrationsbetriebe,
- Integrationsabteilungen.

Die Integrationsprojekte bieten den schwerbehin-
derten Arbeitnehmern Beschäftigung auf Arbeits-
plätzen und arbeitsbegleitende Betreuung. Soweit
erforderlich, bieten sie auch Maßnahmen der
beruflichen Weiterbildung oder Gelegenheit zur
Teilnahme an außerbetrieblichen Maßnahmen an.
Ferner können sie Unterstützung bei der Vermitt-
lung in eine sonstige Beschäftigung auf dem all-
gemeinen Arbeitsmarkt anbieten. Im Vordergrund
steht grundsätzlich der Aufgabenbereich Beschäf-
tigung und arbeitsbegleitende Betreuung.

Die 16 Integrationsunternehmen im Land Berlin
bieten eine breite Palette verschiedener Dienst-
leistungen in Bereichen wie Gastronomie, Party-
service, Garten- und Landschaftsbau, Gebäude-
reinigung, Wäscherei und Büroservice an. Auch
zwei sogenannte Dunkelrestaurants, in denen
blinde Kellner und Kellnerinnen den Gästen als
Erlebnisangebot Speisen und Getränke im Dun-
keln servieren, werden als Integrationsunterneh-
men gefördert.

In den 16 Integrationsunternehmen fanden im
Berichtsjahr 425 Menschen Beschäftigung; von
diesen waren 248 als schwerbehinderte Men-
schen anerkannt.

Gegenüber dem Vorjahr stieg somit die Zahl der
in Berliner Integrationsunternehmen beschäftig-
ten schwerbehinderten Menschen um 23 auf 248.

Für Aufbau, Erweiterung, Modernisierung, Aus-
stattung, besonderen Aufwand sowie betriebswirt-
schaftliche Beratungen dieser Unternehmen ge-

währte das Integrationsamt im Berichtsjahr Zu-
schüsse von insgesamt über 1,5 Mio. € (2003:
1,4 Mio. €).

Für 169 schwerbehinderte Menschen, darunter
80 Frauen, wurden außerdem Zuschüsse in
Höhe von über 767.000 € zum Ausgleich außer-
gewöhnlicher Belastungen gewährt, die den In-
tegrationsunternehmen durch die Beschäftigung
schwerbehinderter Menschen entstanden. Diese
Leistungen haben auch dazu beigetragen, die be-
stehenden Arbeitsverhältnisse schwerbehinder-
ter Menschen zu sichern.

Die Berliner Integrationsunternehmen beweisen
eindrucksvoll, dass Wettbewerbsfähigkeit, profes-
sionelles Management und gleichzeitig engagier-
te, qualifizierte Integration von Menschen mit
Behinderungen auf dem ersten Arbeitsmarkt –
auch mit einer Beschäftigungsquote von durch-
schnittlich 50%- keine Widersprüche sind. Im
Gegenteil: Selbst an außergewöhnlichen Stand-
orten wie dem Konzerthaus am Gendarmenmarkt
wurden mit Übernahme des Restaurantbetriebes
des ganzen Hauses durch das Integrationsunter-
nehmen Mosaik Services Integration gGmbH im
Berichtsjahr 13 Arbeits- und Ausbildungsplätze für
Menschen mit Behinderungen geschaffen. Außer-
dem beweist die geringe Fluktuation der schwer-
behinderten Beschäftigten in allen Integrations-
unternehmen Berlins die Leistungsfähigkeit
schwerbehinderter Menschen bei entsprechen-
der Motivation und sinnvoller Integration.

Werkstatt- und Wohnheimförderung

Zuwendungen können auch für die Schaffung,
Erweiterung, Ausstattung und Modernisierung von
betrieblichen und überbetrieblichen Einrichtungen
zur Vorbereitung von behinderten Menschen auf
eine berufliche Bildung oder die Teilhabe am Ar-
beitsleben gewährt werden, z.B. für anerkannte
Werkstätten für behinderte Menschen, Blinden-
werkstätten, Wohnanlagen für beschäftigte
schwerbehinderte Menschen. Im Jahr 2004 wur-
den im Land Berlin 700 Arbeitsplätze für behin-
derte Menschen in Werkstätten geschaffen
(2003: 290) bzw. bereits vorhandene Werkstatt-
plätze durch entsprechende Investitionen zeitge-
mäß und soweit möglich den Bedürfnissen der
behinderten Menschen entsprechend gestaltet.
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Modellvorhaben

Im Vorjahr wurde die Planung und Vorbereitung
für das Modellvorhaben „Enter Ability –Existenz-
gründungsberatung für Menschen mit Behinde-
rung“- (www.enterability.de) abgeschlossen. Un-
ter großem öffentlichen Interesse der Medien,
Behindertenvertreter und Verbände sowie poten-
ziellen Kunden startete im Februar 2004 das
Modellvorhaben mit einer „Kick-Off-Veranstal-
tung“. Mit diesem vom Integrationsamt finanzier-
ten Modellvorhaben steht schwerbehinderten
Menschen, die beabsichtigen, sich eine selbst-
ständige Existenz aufzubauen, ein kostenloses
Beratungsangebot zur Verfügung. Bereits jetzt
lässt sich sagen, dass der Bedarf an qualifizier-
ter und individueller behinderungsspezifischer
Beratung von schwerbehinderten Menschen, die
eine selbstständige Existenz gründen wollen,
außerordentlich groß ist. Darüber hinaus zeigt
sich, dass die qualifizierte Beratung zu einer un-
erwartet hohen Zahl von Existenzgründungen
führt.

Im Berichtsjahr nahmen knapp 100 schwerbe-
hinderte Menschen die Beratungen in An-
spruch. 23 schwerbehinderte Menschen haben,
unterstützt von dem kostenlosen Angebot durch
Enter Ability, zwischenzeitlich eine selbstständi-
ge Existenz gegründet, einige auch ohne aus-
drückliche Empfehlung.

Die Bandbreite der Existenzgründungen ist au-
ßerordentlich groß. Vertreten sind z.B. ein Händ-
ler mit Dental-Einwegartikeln, eine Gebärden-
sprachschule, eine Änderungsschneiderei, ein
Elektroinstallateur, ein Hundesalon, ein PC-Ser-
vice, ein Ebay-Händler, ein Psychologe, eine Ar-
chitekturberatung sowie eine Integrationsberatung
für Immigranten. Angesichts der hohen Kompe-
tenz und des soliden Konzeptes des Trägers I.Q
e.V. erscheint die Annahme berechtigt, dass mit
Hilfe der Beratung eine zusätzliche Chance für
schwerbehinderte Menschen eröffnet wurde, sich
nachhaltig berufliche Existenzen durch die Auf-
nahme selbstständiger Tätigkeit zu schaffen, um
sich so aus der Arbeitslosigkeit heraus eine be-
rufliche Perspektive zu geben. Dem Modellvor-
haben liegt überdies die Idee zugrunde, dass eine
Beratung auch dann als erfolgreich anzusehen
ist, wenn im Ergebnis –aufgrund eines festgestell-
ten, nicht vertretbaren Risikos- der Plan einer
selbstständigen Existenzgründung aufgegeben

Folgende Werkstätten für behinderte Menschen
wurden im Berichtsjahr mit finanzieller Unterstüt-
zung des Integrationsamtes eröffnet:

- Paritätische Werkstätten Föhr gGmbH; Werk-
  statt Wyk auf Föhr,
- Vereinigung für Jugendhilfe gGmbH; Werkstatt
   Symeonstraße,
- Lichtenberger Werkstatt für Behinderte gGmbH;
  Werkstatt Herzbergstraße,
- FSE – Lankwitzer Werkstätten für Behinderte
  gGmbH; Werkstatt Jägerstraße,
- Diakonie Werkstätten Berlin gGmbH; Werkstatt
  Wilhelminenhofstraße,
- Mosaik Werkstätten für Behinderte gGmbH;
   Werkstatt Kuhhorst/ Brandenburg,
- Integral e.V.; Werkstatt Eldenaer Straße.

Das Integrationsamt beteiligt sich an der Finan-
zierung der genannten Projekte mit einer Sum-
me von insgesamt ca. 4,2 Mio. €. Im Berichtsjahr
wurden hierfür insgesamt über 1,9 Mio. € ausge-
reicht.

Im Berichtsjahr wurden außerdem zwei Wohn-
stätten mit insgesamt 80 neu geschaffenen Plät-
zen für behinderte Menschen von der Sozialstif-
tung Köpenick und der Stephanus Stiftung eröff-
net.

Der Anteil des Integrationsamtes zur Finanzie-
rung dieser Projekte beträgt insgesamt über
2,3 Mio. €, im Berichtsjahr wurden hierfür ca. 262
Tsd. € zur Verfügung gestellt.

Im Jahr 2004 leistete das Integrationsamt mit rund
2,2 Mio. € einen erheblichen Beitrag zur Reali-
sierung der Werkstätten- und Wohnheimplanung
im Land Berlin und wird dies im Rahmen der ver-
fügbaren Mittel auch zukünftig tun.
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wird, weil das Konzept im Ergebnis der Beratung
als nicht tragfähig erscheint. Auf diese Weise wird
verhindert, dass sich schwerbehinderte Menschen
aus der Arbeitslosigkeit heraus auf Unternehmen
einlassen, an deren Ende eine langfristige Ver-
schuldung steht.

Neben der Finanzierung des Modellvorhabens fi-
nanziert das Integrationsamt die wissenschaftli-
che Begleitung, um die Erfahrungen, Erkenntnis-
se und den Erfolg umfassend zu dokumentieren,
damit hieraus ggf. beschäftigungs- bzw. förder-
politische Schlussfolgerungen gezogen werden
können. Eine wissenschaftliche Auswertung er-
folgt in Form von Zwischenberichten und einem
Abschlussbericht gegen Ende der Modellphase.

Ein weiteres Ziel des Modellvorhabens ist es,
neue Wege der Mikrofinanzierung zu erschließen,
um für Menschen mit Behinderung weitere Barri-
eren auf dem Weg in die Selbstständigkeit abzu-
bauen. So sollen auf verschiedenen Ebenen Exis-
tenzgründerpotentiale schwerbehinderter Men-
schen und deren ggf. auch behindertenspezifi-
sche Kompetenzen durch dieses Modellvorhaben
unterstützt und fortentwickelt werden.

Kündigungsschutz

Zu den wesentlichen Schutzmaßnahmen des
Schwerbehindertenrechts gehört der besondere
Kündigungsschutz. Er dient dazu, die Beschäfti-
gung oder Ausbildung schwerbehinderter Men-
schen auf geeigneten Arbeits- und Ausbildungs-
plätzen zu sichern und schützt insbesondere vor
Kündigungen, deren Gründe im Zusammenhang
mit der Behinderung stehen.
Arbeitgeber, die das Arbeitsverhältnis mit einem
schwerbehinderten Menschen ordentlich (fristge-
mäß) oder außerordentlich (fristlos) kündigen
wollen, benötigen grundsätzlich die vorherige
Zustimmung des Integrationsamtes. Aufgabe des
Integrationsamtes ist es in diesem Zusammen-
hang, den der Kündigung zugrunde liegenden
Sachverhalt zu ermitteln, die Beteiligten zu hö-
ren und auf eine gütliche Einigung hinzuwirken.
Die beschriebenen finanziellen Leistungen, aber
auch Beratungs- und Betreuungsleistungen im
Rahmen der begleitenden Hilfe bieten dabei eine
wesentliche Unterstützung.

Neben dem besonderen Kündigungsschutz exis-
tieren noch vielfältige Maßnahmen im Rahmen

Anträge auf Zustimmung zur Kündigung bzw. Beendigung von Arbeitsverhältnissen, 1997 bis 2004
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der Prävention, also des vorbeugenden Kündi-
gungsschutzes. Der Prävention kommt im Rah-
men des Schwerbehindertenrechts eine zuneh-
mend größere Rolle zu. Die frühe Einbindung des
Integrationsamtes seitens der Arbeitgeber ist ver-
bunden mit einem erheblichen personellen Auf-
wand. So fordert der Gesetzgeber, dass die Be-
teiligten gemeinsam mit dem Integrationsamt alle
Möglichkeiten und alle zur Verfügung stehenden
Hilfen zur Beratung und mögliche finanzielle Leis-
tungen im Rahmen der Prävention erörtern, da-
mit das Beschäftigungsverhältnis möglichst dau-
erhaft fortgesetzt werden kann. Dabei handelt es
sich um einen mitunter sehr zeitaufwändigen Pro-
zess. Neu hinzugekommen ist hier die seit der
Novellierung des SGB IX (01.05.2004) geforder-
te Einführung eines betrieblichen Eingliederungs-
managements und seine Anwendung besonders
für schwerbehinderte Beschäftigte.

Mit der Novellierung gab es auch eine Modifizie-
rung hinsichtlich des Nachweises und der Fris-
ten zum Nachweis für die berechtigte Inanspruch-
nahme des Kündigungsschutzes nach dem
Schwerbehindertenrecht. So erfordert die gesetz-
liche Festlegung des Stichtags für den Nachweis
des Kündigungsschutzes –Zeitpunkt der ausge-
sprochenen Kündigung durch den Arbeitgeber-
im Rahmen der Ermittlung und Bescheiderteilung
im Kündigungsschutzverfahren beim Integrations-
amt zusätzliche Klärung bzw. eine differenzierte-
re Bescheiderteilung. Darüber hinaus sind in
Kooperation mit dem Versorgungsamt nach Mög-
lichkeit die genannten Voraussetzungen zu klä-
ren. Neu ist ebenfalls, dass in Fällen von Betriebs-
stilllegungen oder Insolvenzen, neue, kürzere
Bearbeitungsfristen einzuhalten sind. Diese und
noch andere Änderungen hatten auch eine Über-

arbeitung des IT-Fachverfahrens von OASIS zur
Folge.

Im Berichtsjahr gingen im Integrationsamt 2.010
Anträge auf Zustimmung zur Kündigung eines
schwerbehinderten Menschen ein (2003: 2.092).
Einschließlich einiger Vorgänge aus Vorjahren
wurden im Berichtsjahr 2.050 Anträge vom Inte-
grationsamt abschließend bearbeitet.

In etwa 17 % der Fälle konnte das Arbeitsverhält-
nis eines schwerbehinderten Menschen durch
den besonderen Kündigungsschutz erhalten wer-
den (2003: 21%). In 7,2 % der Fälle entsprach
das Integrationsamt nicht dem Antrag des Arbeit-
gebers, insbesondere in den Fällen, wo der Ar-
beitgeber nicht präventiv tätig wird (vgl. § 84 SGB
IX). Leider ist ein erheblicher Anteil der Kündi-
gungen auf betriebsbedingte Ursachen zurück-
zuführen. In diesen Fällen kann der besondere
Kündigungsschutz nach dem Schwerbehinderten-
recht nur sehr eingeschränkt wirksam werden.

Die Kündigungsgründe waren zu
- 26% personenbedingt,
- 16% verhaltensbedingt und
- 58% betriebsbdingt.

Gegen Entscheidungen im Rahmen des beson-
deren Kündigungsschutzes gingen im Berichts-
jahr beim Integrationsamt 480 Widersprüche ein
(2003: 460). In lediglich 16 Fällen gab der Wider-
spruchsausschuss beim Integrationsamt dem
Widerspruch statt.

Ergebnis der Kündigungsschutzverfahren

Zustimmung 
73%

Zustimmung
 versagt 7%

Antragsrück-
nahme 10%

Aufhebungs-
vertrag  2%Ausscheiden  aus

and. Gründen 8%
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Begleitende Hilfe im Arbeitsleben

Die Durchführung der begleitenden Hilfe im Ar-
beitsleben umfasst alle Maßnahmen begleiten-
der und vorbeugender Art die geeignet sind, die
Teilhabe schwerbehinderter Menschen am Ar-
beitsleben zu unterstützen.

Die Ziele der begleitenden Hilfe bestehen darin,
- schwerbehinderte Menschen nicht in ih-

rer sozialen Stellung absinken zu lassen,
- dass sie auf Arbeitsplätzen beschäftigt

werden, auf denen sie ihre Kenntnisse
und Fähigkeiten voll verwerten und wei-
terentwickeln können,

- sie zu befähigen, sich am Arbeitsplatz und
im Wettbewerb mit nichtbehinderten Men-
schen zu behaupten.

Auch Hemmnisse, die diesen Zielen entgegen-
stehen, hat das Integrationsamt im Rahmen sei-
ner Möglichkeiten zu beseitigen. Das Integrati-
onsamt arbeitet dabei eng mit der Bundesagen-
tur für Arbeit und den übrigen Trägern der Reha-
bilitation zusammen. Die begleitende Hilfe er-
streckt sich in erster Linie auf die Unterstützung
schwerbehinderter Menschen im Arbeitsleben.
Sie richtet sich insbesondere auch an Arbeitge-
ber, Betriebs- und Personalräte sowie Schwer-
behindertenvertretungen, die Unterstützung bei
der Einstellung oder der Beschäftigung schwer-
behinderter Menschen benötigen. Mit Inkrafttre-
ten des SGB IX hat der Gesetzgeber besonde-
ren Wert auf die präventive Einschaltung des In-
tegrationsamtes im Vorfeld einer evtl. drohenden
Kündigung gelegt, um frühzeitig alle Möglichkei-
ten zum Erhalt des Arbeitsplatzes abzuklären.

Die wesentlichen Formen der begleitenden Hilfe
bestehen in der Beratung und persönlichen Be-
treuung in allen Fragen, die mit dem Arbeitsle-
ben zusammenhängen. Ferner können im Rah-
men der begleitenden Hilfe auch finanzielle Leis-
tungen sowohl an Arbeitgeber als auch an
schwerbehinderte Menschen gewährt werden.
Die Maßnahmen der begleitenden Hilfe sind dar-
auf ausgerichtet, behinderungsbedingte Nachteile
auszugleichen. Hier gilt allerdings wie beim be-
sonderen Kündigungsschutz, dass allgemeine
Strukturprobleme des Arbeitsmarktes nicht kom-
pensiert werden können.

Neben der allgemeinen Beratung durch die Sach-
bearbeiter stehen Integrationsfachdienste, der
technische Beratungsdienst sowie der Integrati-
onsfachdienst für hörbehinderte Menschen als
spezielle Fachdienste beratend zur Verfügung.
Darüber hinaus bietet das Integrationsamt Schu-
lungs- und Bildungsmaßnahmen für Vertrauens-
personen der schwerbehinderten Menschen,
Betriebs- und Personalräte sowie Beauftragte der
Arbeitgeber an.

Integrationsfachdienste

Integrationsfachdienste (IFD) sind Dienste Drit-
ter, die im Auftrag der Bundesagentur für Arbeit,
der Rehabilitationsträger sowie des Integrations-
amtes bei der Durchführung der Maßnahmen zur
Teilhabe schwerbehinderter Menschen am Ar-
beitsleben beteiligt werden. In 2004 beauftragte
das Integrationsamt Berlin im Rahmen der be-
gleitenden Hilfe im Arbeitsleben sieben IFD. Die
Beauftragung der IFD erfolgt im Regelfall dann,
wenn im Arbeitsleben besonders betroffene
schwerbehinderte Menschen auf eine umfangrei-
chere individuelle Unterstützung, z.B. durch eine
psychosoziale Betreuung oder im Rahmen einer
Krisenintervention zur Erhaltung ihres Arbeitsplat-
zes angewiesen sind. Im Berichtsjahr wurden im
Auftrag des Integrationsamtes ca. 1.598 schwer-
behinderte Menschen, darunter 912 Frauen,
durch die IFD betreut bzw. qualifiziert beraten.

Die Hinzuziehung des IFD erfolgte überwiegend
auf Initiative des Arbeitgebers bzw. des betriebli-
chen Umfeldes. Insgesamt wurden in 2004 mit
Mitteln der Ausgleichsabgabe knapp 21 Stellen
in den Integrationsfachdiensten (einschließlich
der Sachkosten) durch das Integrationsamt finan-
ziert.

Ausgaben 2004: 1,5 Mio. € (2003: 1,4 Mio. €)

Bezogen sich die bisherigen Ausführungen auf
die Beauftragung von IFD durch das Integrations-
amt im Rahmen der begleitenden Hilfe, war das
Jahr 2004 maßgeblich von der Vorbereitung der
Übernahme der Strukturverantwortung für die IFD
durch das Integrationsamt zum 01.01.2005 ge-
prägt. Unter Strukturverantwortung wird im Allge-
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meinen das Vorhalten einer leistungsträgerüber-
greifenden Struktur von IFD, die das komplette
Dienstleistungsangebot nach § 110 SGB IX vor-
halten, durch das Integrationsamt verstanden.
Dabei legt das Integrationsamt das Nähere fest
zur

- Beauftragung der Integrationsfachdiens-
te durch die Leistungsträger,

- Zusammenarbeit,
- fachlichen Leitung,
- Aufsicht,
- Dokumentation,
- Qualitätssicherung und
- Ergebnisbeobachtung.

In Vorbereitung der Übernahme der Strukturver-
antwortung wurden vom Integrationsamt im Ein-
vernehmen mit der Senatsverwaltung für Gesund-
heit, Soziales und Verbraucherschutz (Sen
GesSozV) im Berichtsjahr u.a. folgende Maßnah-
men durchgeführt:

1. Abschluss von Verträgen über die Einrich-
tung und den Betrieb eines IFD mit acht
Trägern

2. Finanzielle Sicherstellung von 44 Fach-
beraterstellen in den IFD in 2005, wodurch
lfd. ca. 1.200 im Arbeitsleben besonders
betroffene schwerbehinderte Menschen
durch die IFD betreut werden können

3. Verhandlungen mit Rehabilitationsträgern
und der Bundesagentur für Arbeit über die
Inanspruchnahme der IFD

4. Einführung einer elektronischen Klienten-
verwaltung (KLIFD) zur Dokumentation
und Ergebnisbeobachtung einschließlich
Schulung der Mitarbeiter in den IFD

5. Mitarbeit bei der Erarbeitung eines bun-
desweiten, verbindlichen Qualitätssiche-
rungssystems für die IFD (KASSYS) un-
ter Einbeziehung des TÜV Süd

Darüber hinaus bemühte sich Sen GesSozV ge-
meinsam mit dem Integrationsamt im Rahmen
einer Bundesratsinitiative, eine Klarstellung im
SGB IX zur Wahrnehmung der Strukturverantwor-
tung sowie zur Finanzierung der Vermittlungsleis-
tungen der IFD im Auftrag der Bundesagentur für
Arbeit herbeizuführen. Leider führte diese Bun-
desratsinitiative vorerst nicht zum gewünschten
Erfolg. Im Ergebnis hat dies u.a. zur Folge, dass
sich die Bundesagentur für Arbeit (soweit nicht

als Rehabilitationsträger tätig) lediglich über die
Ausstellung von Vermittlungsgutscheinen nach
dem SGB III an der Inanspruchnahme und damit
der Finanzierung der IFD beteiligen wird. Die Ein-
nahmen aus dem Vermittlungsgutschein werden
dauerhaft nur einen Bruchteil der notwendigen
Kosten zum Betrieb eines IFD decken können.

Die Übernahme der Strukturverantwortung für die
mit der Vermittlung arbeitsloser behinderter Men-
schen befassten IFD ab 01.01.2005 stellte im
Berichtsjahr eine gewaltige Herausforderung dar.
Unter großem Zeitdruck, bei über lange Zeit bzw.
bis heute unklaren gesetzlichen Rahmenbedin-
gungen, wurden diese Herausforderung erfolg-
reich gemeistert und am 31.12.2004 die Vorbe-
reitungen zur Übernahme der Strukturverantwor-
tung für die IFD sowie deren Finanzierung im
Wesentlichen abgeschlossen.

Hierdurch und durch die Bereitstellung von jähr-
lich 1.5 Mio. € konnte das Integrationsamt für die
arbeitslosen schwerbehinderten Menschen im
Land Berlin das von der Bundesagentur für Ar-
beit aufgebaute kompetente Dienstleistungsan-
gebot der IFD in seiner Struktur erhalten.

Technischer Beratungsdienst

Der technische Beratungsdienst beim Integrati-
onsamt Berlin informiert, berät und erstellt Gut-
achten, wenn es um die behinderungsgerechte
Gestaltung von Arbeitsplätzen, des Arbeitsumfel-
des, von Kraftfahrzeugen usw. geht. Auch hierbei
handelt es sich in erster Linie um Maßnahmen
im Rahmen der begleitenden Hilfe im Arbeitsle-
ben.

Im Berichtsjahr wurden durch den technischen
Beratungsdienst wie im Vorjahr knapp 800 Bera-
tungen durchgeführt und ca. 650 technische
Gutachten erstellt. In diesem Zusammenhang
wurden vom technischen Beratungsdienst rd. 700
Betriebs- bzw. Hausbesuche durchgeführt.
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Schulungs- Bildungs- und
Aufklärungsmaßnahmen

Im Rahmen der begleitenden Hilfe im Arbeitsle-
ben obliegt es dem Integrationsamt, Schulungs-,
Bildungs- und Aufklärungsmaßnahmen für Arbeit-
geber, Schwerbehindertenvertretungen sowie
Betriebs- und Personalräte durchzuführen. Die-
se Maßnahmen dienen dazu, über Aufgaben,
Rechte und Pflichten nach dem Schwerbehinder-
tenrecht sowie über angrenzende Rechtsvor-
schriften zu informieren. Darüber hinaus sollen
die Teilnehmer befähigt werden, einvernehmlich
mit dem Arbeitgeber innerbetriebliche Lösungen
für den Erhalt und die Schaffung von Arbeitsplät-
zen für schwerbehinderter Menschen zu erarbei-
ten.

60 teils mehrtägige Schulungsveranstaltungen
führte das Integrationsamt Berlin im Berichtsjahr
durch, die von 1.089 Teilnehmer besucht wurden.

Seit Jahren führt das Integrationsamt Berlin eine
anonyme Befragung aller Schulungsteilnehmer
durch. Die Auswertung der Fragebögen ergab
auch im Berichtsjahr eine durchweg positive Ein-
schätzung des Schulungsangebotes des Integra-
tionsamtes. Anregungen der Teilnehmer fließen

in die Programm- und auch in die Seminargestal-
tung ein. So überarbeitete das Integrationsamt
im Berichtsjahr nahezu alle Schulungskonzepte
inhaltlich, auch unter Berücksichtigung der in
2004 erfolgten Änderungen im Schwerbehinder-
tenrecht.

Um die Qualität des Schulungsangebotes des
Integrationsamtes zu verbessern, beteiligte sich
das Integrationsamt Berlin an einer bundeswei-
ten Bildungsbedarfsanalyse, welche vom renom-
mierten Institut Infas im Berichtsjahr durchgeführt
wurde.
Die Beauftragung erfolgte im wesentlichen mit
zwei Zielstellungen:

1. Inwieweit ist das Bildungsangebot der In-
tegrationsämter zeitgemäß?

2. Entspricht das Seminarangebot der Inte-
grationsämter den Bedürfnissen und Er-
wartungen der Zielgruppe?

Insgesamt wurden 1.327 Schwerbehindertenver-
tretungen, 836 Beauftragte des Arbeitgebers
schriftlich und 750 Personalverantwortliche so-
wie 750 Betriebs- und Personalratsmitglieder te-
lefonisch befragt. Die durchschnittlichen Bewer-
tungen lagen in einem engen Notenbereich zwi-

Aus Zeitschrift ZB: Behinderte Menschen im Beruf 4/2004, Hrsg. Bundesarbeitsgemeinschft der
Integrationsämter und Hauptfürsorgestellen (BIH), © Universum Verlag, Wiesbaden
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schen 2 und 3 (Schulnotensystem). Alle befrag-
ten Gruppen empfanden die Seminare mehrheit-
lich als „sehr hilfreich“ oder „hilfreich“ für den be-
trieblichen Alltag. Positiv bewertet wurden unter
anderen die persönliche und fachliche Kompe-
tenz der Dozenten sowie die Aktualität der Inhal-
te.

Optimierungsbedarf besteht –darin
sind sich alle Gruppen einig- beim Pra-
xisbezug der Inhalte und der Zusam-
mensetzung der Seminarteilnehmer
hinsichtlich der Branche, ihrer betrieb-
lichen Funktion und ihres unterschied-
lichen Kenntnisstandes.

Das Ergebnis ist zusammengefasst in
der „ZB –Zeitschrift: Behinderte Men-
schen im Beruf-“ 04/2004 dargestellt
(siehe www.integrationsaemter.de). Im
Rahmen des Arbeitsausschusses
„Schulung und Öffentlichkeitsarbeit“
der Bundesarbeitsgemeinschaft der In-
tegrationsämter und Hauptfürsorgestel-
len, in dem auch das Integrationsamt
Berlin mitwirkt, werden die Ergebnisse
der Studie ausgewertet und Schlussfolgerungen
für die weitere Bildungsarbeit der Integrationsäm-
ter gezogen. Konkrete Projekte wird dies erst in
2005 zur Folge haben.

Auf Anfrage referierten die Mitarbeiter des Inte-
grationsamtes zum Schwerbehindertenrecht auch
in diversen Informationsveranstaltungen, welche
von Dritten –z.B. Betrieben und Dienststellen-
durchgeführt wurden.

Schulungsveranstaltung für Schwerbehindertenvertretungen
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Das LAGeSo auf der Reha Fair Berlin

Vom 02. bis 04.09.2004 war das LAGeSo auf der
Fach- und Publikumsmesse für Integration, Mo-
bilität, Pflege und Rehabilitation (Reha Fair Ber-
lin)  vertreten. Auf einem Gemeinschaftsstand mit
dem Integrationsamt Brandenburg konnten sich
die knapp 13.000 Besucher über die Themen Teil-
habe schwerbehinderter Menschen am Arbeits-
leben (Integrationsamt), Soziales Entschädi-
gungsrecht (Hauptfürsorgestelle),  Anerkennung
der Schwerbehinderteneigenschaft (Versor-
gungsamt) und Leistungen der Integrationsfach-
dienste informieren.

Im Rahmenprogramm der Messe führte das In-
tegrationsamt Berlin eine Podiumsdiskussion zum
Thema „Übernahme der Strukturverantwortung
für die Integrationsfachdienste –Änderungen im
SGB IX“. durch. Als Experten erschienen Vertre-
ter der Regionaldirektion der Bundesagentur für
Arbeit, des Integrationsamtes Berlin, der Integra-
tionsfachdienste sowie Herr Dr. Horst H. Cramer,
Ministerialrat a.D. des Bundesministeriums für
Gesundheit und Soziale Sicherung, ein ausge-
wiesener Fachmann in Sachen SGB IX.

Publikationen

In Zusammenarbeit mit der Bundesarbeitsge-
meinschaft der Integrationsämter und Hauptfür-
sorgestellen informiert das Integrationsamt in der
quartalsweise erscheinenden Publikation „ZB –
Zeitschrift: Behinderte Menschen im Beruf-“ über
aktuelle Themen rund um das Schwerbehinder-
tenrecht. Weitere Informationsschriften sind z.B.
„Kündigungsschutz“, „Die Ausgleichsabgabe“,
„Hilfen für behinderte Menschen im Beruf“, „ABC
– Behinderung und Beruf“, „Behinderung und Aus-
weis“ oder „Nachteilsausgleiche“. Diese Publika-
tionen sind auch im Internet unter den Adressen
www.integrationsaemter.de oder
www.lageso.berlin.de verfügbar.

Der LAGeSo-Stand auf der Reha Fair Berlin
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Integrationspreis 2004

In 2004 wurde zum zweiten Mal von der Senats-
verwaltung für Gesundheit, Soziales und Verbrau-
cherschutz und dem LAGeSo der Integrations-
preis ausgeschrieben. Dieser Preis ist eine öf-
fentliche Anerkennung für Berliner Arbeitgeber,
die sich in besonderer Weise für die Beschäfti-
gung schwerbehinderter Menschen engagieren.
Die Organisation des Wettbe-
werbes liegt in der Verantwor-
tung des Integrationsamtes.
Der Preis für das Jahr 2004
wurde am 03.12.2004 im Ro-
ten Rathaus durch die Sena-
torin für Gesundheit, Soziales
und Verbraucherschutz, Frau
Dr. Knake-Werner, überreicht.
Die Auswahl erfolgte durch
eine Jury, die sich aus Arbeit-
geber- und Arbeitnehmerver-
tretern, Behindertenverbän-
den, dem Landesbeauftragten
für behinderte Menschen
u.a.m. zusammensetzte.
Preisträger wurde diesmal ein
mittelständischer Betrieb, die
Bäckerei Frank Plötner, in der
weit über die geforderte Beschäftigungsquote hi-
naus, schwerbehinderte Menschen in allen Be-
reichen der Produktion und Verwaltung dauerhaft
beschäftigt sind. So hat das Unternehmen eine
Beschäftigungspflicht für zwei schwerbehinderte
Menschen. Tatsächlich werden aber 10 Mitarbei-
ter beschäftigt, die schwerbehindert oder mit
schwerbehinderten Menschen gleichgestellt sind.

Senatorin Frau Dr. Knake-Werner und der Präsident
Herr Allert überreichen den Integrationspreis an
Herrn Plötner



43

Hauptfürsorgestelle Berlin

Wer einen Gesundheitsschaden erleidet, für des-
sen Folgen die staatliche Gemeinschaft in Abgel-
tung eines besonderen Opfers oder aus anderen
versorgungsrechtlichen Gründen nach einsteht,
hat ein Recht auf die notwendigen Maßnahmen
zur Erhaltung, Besserung und Wiederherstellung
der Gesundheit bzw. der Leistungsfähigkeit so-
wie auf eine angemessene wirtschaftliche Versor-
gung. Die Leistungen des Sozialen Entschädi-
gungsrechts (SER) sind innerhalb des Systems
der Sozialleistungen durch eine Sonderstellung
gekennzeichnet. Im Hinblick auf die größte Grup-
pe der Leistungsberechtigten werden die Fürsor-
geleistungen im SER oftmals auch Kriegsopfer-
fürsorge (KOF) genannt.

Die KOF, die im Bundesversorgungsgesetz (BVG)
geregelt wird, ist ein eigenständiger Teilbereich
der Versorgung für Kriegsbeschädigte und deren
Hinterbliebene, aber auch für die Opfer, die der
Krieg unter der Zivilbevölkerung gefordert hat. Sie
dient der Ergänzung der übrigen Leistungen des
BVG durch besondere Hilfen im Einzelfall. Die
Beschädigten und Hinterbliebenen haben An-
spruch auf bedarfsorientierte Individualhilfen so-
wie berufsfördernde Leistungen zur Rehabilitati-
on. Dadurch sollen die Anspruchsberechtigten in
allen Lebenslagen unterstützt werden, um die
Folgen der Schädigung oder den Verlust des Ehe-
gatten, Elternteils, Kindes oder Enkelkindes an-
gemessen auszugleichen oder zu mildern.

Die Hauptfürsorgestelle im LAGeSo ist in Berlin
landesweit für die Durchführung der KOF und der
Sondergesetze im Rahmen des BVG zuständig.
Die Sachbearbeitung erfolgt computergestützt
mittels des IT-Fachverfahrens PROSOZ.

Aufgrund der demographischen Entwicklung hat
sich die Anzahl der von der Hauptfürsorgestelle
zu betreuenden Personen weiter reduziert.

Zum 31.12.2004 waren insgesamt 4.091 Kriegs-
beschädigte und -hinterbliebene im Rahmen der
Kriegsopferfürsorge zu verzeichnen (2003:
4.260). Die Mehrzahl der Leistungsberechtigten
hat bereits das achtzigste Lebensjahr überschrit-
ten und 32 unserer Leistungsempfänger sind
schon über 100 Jahre alt. Die älteste Leistungs-
empfängerin ist 107 Jahre alt.

Es wurden 1.805 einmalige Leistungen (z.B. Er-
holungshilfen) und 3.330 laufende Leistungen
(z.B. ergänzende Hilfe zum Lebensunterhalt) er-
bracht. Von den 4.091 Hilfeempfängern wurden
im Berichtsjahr 999 Personen in Pflegeheimen
betreut. Ambulante Hilfe zur Pflege erhielten 409
Empfänger, laufende ergänzende Hilfe zum Le-
bensunterhalt erhielten 389 und Altenhilfe 269
Hilfeempfänger.

Durch den Wegfall der meisten einmaligen Bei-
hilfen zum 01.01.2005 im Zuge des Inkrafttretens
des Sozialgesetzbuch – Zwölftes Buch – (SGB
XII) wurden insbesondere zum Ende des Berichts-
jahres noch einmal verstärkt einmalige Beihilfen
beantragt und bei bestehender Bedarfslage be-
willigt.

Die Zahl der Erstanträge lag im Berichtsjahr bei
215 Personen. Dabei handelt es sich in erster Li-
nie um Anträge auf Leistungen der Altenhilfe oder
Hilfe zur Pflege.

Sondergesetze

Zu den Sondergesetzen, die das Bundesversor-
gungsgesetz für anwendbar erklärt haben, gehö-
ren vor allem
- das Opferentschädigungsgesetz (OEG)
- das Infektionsschutzgesetz (IfSG)
- das Soldatenversorgungsgesetz (SVG)
- das Zivildienstgesetz (ZDG)
- das Häftlingshilfegesetz (HHG)
- das Strafrechtliche Rehabilitierungsgesetz
  (StrRehaG)
- das Verwaltungsrechtliche Rehabilitierungsge-
  setz (VwRehaG)

Insgesamt wurden zum 31.12.2004 717 Versor-
gungsberechtigte nach den Sondergesetzen be-
treut. Ferner wurden in Amtshilfe fünf Versor-
gungsberechtigte mit Wohnsitz in der Republik
Polen betreut.
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Der Personenkreis der insgesamt 722 Versor-
gungsberechtigten gliederte sich wie folgt auf:
- OEG 432 Personen
- IfSG 126 Personen
- SVG   98 Personen
- ZDG     1 Person
- HHG   37 Personen
- StrRehaG   22 Personen
- VwRehaG     1 Person
- Osteuropahilfe     5 Personen

Während für den Personenkreis nach dem BVG
ein stetiger Rückgang der Fallzahlen auf Grund
der demographischen Entwicklung zu verzeich-
nen ist, ist die Entwicklung im Bereich der Son-
dergesetze, insbesondere OEG, IfSG, SVG und
ZDG, leicht steigend. Insgesamt wurden im Jahr
2004 im Bereich der Sondergesetze 841 laufen-
de und einmalige Leistungen erbracht (2003: 805).
Die Zahl der Leistungsberechtigten (unter Berück-
sichtigung der Neuzugänge und Abgänge) stieg
im Berichtsjahr um 97 (im Vorjahr 65).

Ausgaben 2004: 2,2 Mio. € (2003: 1,9 Mio. €)

Allgemeine Leistungsvoraussetzungen

Leistungen der KOF werden gewährt, wenn und
soweit die Beschädigten infolge der Schädigung
und die Hinterbliebenen infolge des Verlustes des
„Ernährers“ nicht in der Lage sind, einen beste-
henden Bedarf aus den übrigen Leistungen nach
dem BVG und dem sonstigen Einkommen und
Vermögen zu decken. In welcher Höhe Einkom-
men und Vermögen einzusetzen sind, wird je nach
Leistungsart unterschiedlich geregelt. Es gibt Frei-
und Schonbeträge, durch die sich Leistungen der
KOF erheblich von denen der Sozialhilfe abhe-
ben. Grundrente und Schwerstbeschädigtenzu-
lage bleiben als Einkommen anrechnungsfrei.

Leistungen der Hauptfürsorgestelle

Im Folgenden sollen die einzelnen Leistungsar-
ten der Hauptsfürsorgestelle beschrieben werden.
Die Hilfe zur Pflege ist dabei mit Abstand am
umfangreichsten, was seine Ursache im hohen
Alter der Versorgungsberechtigten hat, gefolgt von
der Hilfe in besonderen Lebenslagen und der er-
gänzenden Hilfe zum Lebensunterhalt. Sämtliche
Angaben der im Berichtsjahr 2004 eingesetzten
Mittel verstehen sich ohne die Leistungen an Ver-
sorgungsberechtigte nach den Sondergesetzen.

Hilfe zur Pflege

Obwohl mit Einführung der Pflegeversicherung im
Jahre 1996 die Pflegekassen einen Teil der stati-
onären Unterbringungskosten tragen, die sonst
zu Lasten der KOF gingen, werden mit der Pfle-
geversicherung nicht alle Kosten eines Heimauf-
enthaltes abdeckt. Viele Leistungsberechtigte
nach der KOF und gleichzeitige Empfänger von
Leistungen der Pflegekassen sind weiterhin auf
Unterstützung durch die KOF angewiesen, da sie
die Differenzbeträge nicht selbst aufbringen kön-
nen. Die KOF hat hier eine unverzichtbare ergän-
zende Funktion.

Ausgaben 2004: 13,7 Mio. € (2003: 14,2 Mio.  €)

Hilfe in besonderen Lebenslagen

Die Hilfe in besonderen Lebenslagen umfasst alle
Maßnahmen der medizinischen, schulischen,
beruflichen und sozialen Rehabilitation. Aufgabe
der Hilfe in besonderen Lebenslagen ist vor al-
lem, dem behinderten Menschen die Teilnahme
am Leben in der Gemeinschaft zu ermöglichen,
zu erleichtern oder ihm die Ausübung eines an-
gemessenen Berufs zu ermöglichen.

Ausgaben 2004: 5 Mio. € (2003: 5,6 Mio. €)

Ergänzende Hilfe zum Lebensunterhalt

Aufgabe der Hilfe zum Lebensunterhalt nach dem
Bundessozialhilfegesetz (ab dem 01.01.2005 –
SGB XII) ist es, dem Empfänger die Führung ei-
nes menschenwürdigen Lebens zu ermöglichen.
Aufgabe der KOF ist demgegenüber die Sicher-
stellung einer angemessenen wirtschaftlichen
Versorgung der Beschädigten und Hinterbliebe-
nen. Diese unterschiedlichen Gesetzesziele kön-
nen im Ergebnis nur bedingt in Übereinstimmung
gebracht werden. Insbesondere die Anknüpfung
an die Regelsätze des Bundessozialhilfegesetzes
(SGB XII) zwingt dazu, die Leistungen im Wesent-
lichen am notwendigen und nicht am angemes-
senen Lebensbedarf auszurichten. Entschädi-
gungsrechtlichen Gesichtspunkten wird bei lau-
fenden Leistungen durch Zuerkennung von Frei-
beträgen Rechnung getragen. Zu den laufenden
Leistungen gehören auch monatlich gewährte
Mietzuschüsse.
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Mitteleinsatz zum Lebensunterhalt 2004:
1,9 Mio. € (2003: 1,7 Mio. €)

Mitteleinsatz für Mietzuschüsse 2004:
358 T€ (2003: 366 T€)

Altenhilfe

Angesichts des hohen Durchschnittsalters der
Anspruchsberechtigten haben altersspezifische
Hilfen eine besondere Bedeutung für die KOF.
Aufgabe der Altenhilfe ist es, Schwierigkeiten, die
durch das Alter entstehen, zu verhüten, zu über-
winden oder zu mildern. Sie soll den alten Men-
schen die Möglichkeit erhalten, einen eigenen
Haushalt zu führen, Beziehungen zur Umwelt und
soziale Kontakte zu erhalten sowie am Leben in
der Gemeinschaft bzw. am kulturellen Gesche-
hen teilzunehmen.

Ausgaben 2004: 619 T€ (2003: 623 T€)

Hilfe zur Weiterführung des Haushalts

Mit der Hilfe zur Weiterführung des Haushalts soll
ein Verbleiben im gewohnten Lebensumfeld und
der vertrauten Umgebung gesichert werden, wenn
die Betroffenen nicht mehr in der Lage sind, ih-
ren Haushalt selbständig zu führen.

Ausgaben 2004: 109 T€ (2003: 196 T€)

Erholungshilfe

Sie dient der Erhaltung der Gesundheit oder der
Arbeitsfähigkeit und wird in der Regel alle zwei
Jahre gewährt. Insgesamt wird diese Hilfeart al-
tersbedingt weniger in Anspruch genommen.

Ausgaben 2004: 103 T€ (2003: 110 T€)

Berufliche Reha-Maßnahmen

Die Leistungen zur Teilhabe am Arbeitsleben sol-
len die erstmalige Eingliederung oder die Wieder-
eingliederung der Beschädigten in Arbeit, Beruf
und Gesellschaft sicherstellen. Sie sollen den
Willen zur Selbsthilfe stärken und die Fähigkeit
vermitteln, (wieder) einen angemessenen Arbeits-

platz im Wirtschaftsleben einzunehmen und so
eine ausreichende und angemessene Existenz-
grundlage zu schaffen. Der Umfang der mögli-
chen Hilfen ist weit und erfordert von den Mitar-
beitern des Landesamtes großes persönliches
Engagement, um ihren fristgerechten Beitrag zum
erfolgreichen Abschluss einer solchen Maßnah-
me zu leisten. Insgesamt sind berufliche Reha-
Maßnahmen überwiegend im Bereich der Son-
dergesetze durchzuführen.

Kranken-, Erziehungs- und
Wohnungshilfen

Leistungen der Krankenhilfe setzen eine behand-
lungsbedürftige Krankheit voraus. Für Berechtig-
te nach dem BVG, die in der gesetzlichen Kran-
kenversicherung oder anderweitig krankenversi-
chert sind, gilt, dass aufstockende Leistungen der
KOF gewährt werden können, wenn ihre Kran-
kenkasse nicht den medizinisch notwendigen
Bedarf in vollem Umfang abdeckt. Die Leistun-
gen der Krankenhilfe sind einkommens- und ver-
mögensabhängig und betrugen in 2004 rd. 12 T€.

Mit der Erziehungsbeihilfe werden Maßnahmen
der Erziehung, der Schul- und Berufsausbildung
und in besonderen Fällen auch Maßnahmen der
beruflichen Fortbildung unterstützt. Diese Hilfe
wird nur noch vereinzelt in Anspruch genommen
(im Berichtsjahr rd. 1 T€).

Ferner gibt es noch die Möglichkeit der Woh-
nungshilfe, die der besonderen Ausgestaltung
oder baulichen Veränderung vorhandenen Wohn-
raums dient, wenn dies nach Art und Schwere
der Schädigung notwendig ist. In 2004 wurden
hierfür rd. 17 T€ aufgewandt.

Fürsorgerischer Dienst

Die Sozialarbeiter des Fürsorgerischen Dienstes
der Hauptfürsorgestelle ergänzen die Sozialleis-
tungen für Beschädigte und Hinterbliebene durch
persönliche und telefonische Fachberatung, durch
Hausbesuche, Besuche von Einrichtungen und
Sozialstationen.

Im Jahr 2004 wurden insgesamt 1.152 Fachbe-
ratungen durchgeführt (2003: 1.384).
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Ausgaben der Hauptfürsorgestelle 2004 zusam-
mengefasst:

Hilfe zur beruflichen Rehabilitation............139 €
Krankenhilfe..........................................12.015 €
Hilfe zur Pflege...............................13.729.508 €
Hilfe zur Weiterführung des
Haushalts............................................108.633 €
Altenhilfe.............................................619.216 €
Erziehungsbeihilfe......................................961 €
Ergänzende Hilfe zum
Lebensunterhalt...............................1.939.518 €
Erholungshilfe.....................................102.933 €
Wohnungshilfe......................................17.461 €
Hilfe in besonderen Lebenslagen....4.947.654 €
Mietzuschüsse....................................357.724 €
Ausgaben für Berechtigte nach
den Sondergesetzen.......................2.213.479 €
Insgesamt.....................................24.049.241 €

Das Land Berlin erhält für die Ausgaben im Be-
reich der Kriegsopferfürsorge eine Erstattung
durch den Bund von 80%. Ausgaben nach dem
Soldatenversorgungsgesetz werden durch den
Bund zu 100% getragen, für Ausgaben nach dem
Opferentschädigungsgesetz werden 40% durch
den Bund erstattet.
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Landesprüfungsamt

Im Land Berlin wird die Durchführung der schrift-
lichen Staatsprüfungen in den Bereichen Human-
medizin und Pharmazie durch das Landesprü-
fungsamt beim LAGeSo wahrgenommen. Ferner
werden durch das Landesprüfungsamt die Staats-
prüfungen für die Bereiche Zahnmedizin, Psycho-
therapie sowie Veterinärmedizin organisiert und
durchgeführt.

Die folgende Übersicht gibt die Prüflingszahlen
und Prüfungsergebnisse in den vier ärztlichen
Prüfungen im Berichtsjahr an.

Prüfungsabschnitt 

    Probanden

Anmeldungen 1.244 248 884 904

Rücktritte / 
Zurückweisungen

449 175 91 33

Teilnehmer;               
davon:

759 73 793 871

Bestandene Examina 653 59 762 861

Nicht bestandene Examina 142 14 31 10

Ärztliche 
Vorprüfung

1. Abschnitt 2. Abschnitt 3. Abschnitt

Prüfungszahlen im Fach Humanmedizin 2004

S männlich weiblich

Ärzte 2.568 1.155 1.413

Zahnärzte 150 49 101

Apotheker 174 51 123

Tierärzte 158 39 119

Psychologische 
Psychotherapeuten 

71 18 53

Kinder- und Jugendlichen-  
psychotherapeuten

11 1 10

Insgesamt
Berufsgruppe

Approbationen in Berlin 2004

Prüfungszahlen im Fach Pharmazie

Im Berichtsjahr haben
- 148 Personen den Ersten Abschnitt,
- 164 Personen den Zweiten Abschnitt und
- 172 Personen den Dritten Abschnitt der

Pharmazeutischen Prüfung mit Erfolg
absolviert.

Von diesen Personen sind 80 % weiblichen Ge-
schlechts.
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Einsatz eines Fachverfahrens in der
Prüfungsorganisation (Suprasoftware)

Im Dezember 2004 wurde eine von einem Berli-
ner Softwarehaus entwickelte Datenbank erwor-
ben, die die Organisation und Durchführung von
Staatsprüfungen der akademischen und nichtaka-
demischen Berufe im Gesundheitswesen unter-
stützt und auch den Datenaustausch mit dem In-
stitut für medizinische und pharmazeutische Prü-
fungsfragen (IMPP) in Mainz automatisiert. Das
Verfahren löst ab Mitte 2005 eine Reihe von zeit-
intensiven manuellen Bearbeitungsschritten ab,
insbesondere bei der Erstellung des Schriftver-
kehrs (Zulassungen, Ladungen, Prüferbestellung,
Zeugnisausfertigung bis hin zur Berufs- oder Be-
rufsbezeichnungserlaubnis).

Abschaffung der Ausbildungsphase
„Arzt/ Ärztin im Praktikum (AiP)“

Durch Gesetzesänderung wurde kurzfristig der
ärztliche Ausbildungsteil „Arzt/ Ärztin im Prakti-
kum“ mit Wirkung vom 01.10.2004 abgeschafft.
Um die erforderlichen Schritte dieser rechtlichen
Neuerung umzusetzen, wurde am 01.08.2004
eine Sonderarbeitsgruppe im LAGeSo gebildet.
Innerhalb von nur anderthalb Monaten konnten
fast sämtliche 1.450 vorliegende Anträge geprüft
und 1.321 Approbationsurkunden zugestellt wer-
den. Bis zum Abschluss der Aktion am 30.09.2004
lagen 1.544 Anträge vor, die ebenfalls zeitnah
(u.a. durch eine kurzfristig vom örtlichen IT-Be-
reich bereitgestellte Datenbank) bearbeitet wur-
den. Nach dieser überaus erfolgreichen Arbeit
wurde die Sonderarbeitsgruppe mit Wirkung vom
01.10.2004 wieder aufgelöst.
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EU-Osterweiterung

Zum 01.05.2004 traten diverse neue Länder der
EU bei (sog. EU-Osterweiterung). Bereits im Vor-
feld kam es zu einer verstärkten Beratungsnach-
frage und in der Folge zu einem erhöhten An-
tragsaufkommen im Bereich der akademischen
Gesundheitsberufe. Zwar genießen nun auch
Staatsangehörige dieser Länder das Recht auf
Inländergleichbehandlung, ab wann die Ausbil-
dungen jedoch als EU-konform anzusehen sind
(Stichtagsregelung), ist bislang durch die entspre-
chenden Gremien der EU noch nicht für alle Bei-
trittsländer festgelegt worden.

Die im Berichtsjahr in Berlin erteilten Approbatio-
nen bzw. Berufserlaubnisse an Ärzte, Zahnärz-
te, Apotheker und Tierärzte sowie an Psycholo-
gische Psychotherapeuten und Kinder- und Ju-
gendlichenpsychotherapeuten stellen sich wie
folgt dar:

S männlich weiblich

Ärzte 264 138 126

Zahnärzte 70 35 35

Apotheker 33 17 16

Tierärzte 12 6 6

Psychologische 
Psychotherapeuten 

- - -

Kinder- und Jugendlichen-  
psychotherapeuten

- - -

Berufsgruppe
Insgesamt
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Nichtakademische Heilberufe

Das Landesamt ist auch für die nichtakademi-
schen Heilberufe zuständig, anerkennt und be-
aufsichtigt die Ausbildungen/ Weiterbildungen
und deren Lehranstalten. Es werden die erfor-
derlichen staatlichen Prüfungen durchgeführt und
Zeugnisse und Berufsanerkennungen für diese
Berufsgruppen erteilt. Es handelt sich hierbei zum
einen um die bundesrechtlich geregelten Berufe
(wie z.B. Krankenschwester/-pfleger bzw. Ge-
sundheits- und Krankenpfleger/in, Masseure,
Physiotherapeuten, Hebammen u.a.), zum ande-
ren um die nach Berliner Landesrecht geregel-
ten Medizinalfachberufe, die es nicht in allen Bun-
desländern gibt (Desinfektoren, Gesundheitsauf-
seher, Hufbeschlagsschmiede, Kardiotechniker
und Lebensmittelkontrolleure).

Im Berichtsjahr wurden Berufsbezeichnungser-
laubnisse für Medizinalfachberufe in folgendem
Umfang erteilt:

Berufsbezeichnung Anzahl

Krankenschwester/-pfleger                      
Gesundheits- und Krankenpfleger/in

871

Diätassistent/in 14

Rettungsassistent/in 114

Ergotherapeut/in 85

Med. Sektions- u. Präparationsassistent/in 17

Logopäde/in 64

Krankenpflegehelfer/in 77

Kinderkrankenschwester/-pfleger 
Gesundheits- und Kinderkrankenpfleger/in

48

Hebammen/Entbindungspfleger 45

MTL/MTR/MTF 113

Pharmazeutisch-techn. Assistent/in 122

Hufbeschlagsschmied/in 12

Physiotherapeut/in 403

Masseur/in u. med. Bademeister/in 38

Podologe/in 20

Berufsbezeichnung Anzahl

Altenpfleger/in 336

Heilerziehungspfleger/in 210

Familienpfleger/in 7

Die im Berichtszeitraum erfolgten staatlichen An-
erkennungen für sozialpflegerische Berufe gehen
aus der folgenden Tabelle hervor:

Kenntnisstandsprüfungen bei nicht
gleichwertigen Berufsabschlüssen

Die ca. 20 Berliner Krankenpflegeschulen haben
sich in Abstimmung mit dem LAGeSo darauf ver-
ständigt, Kenntnisstandsprüfungen im Beruf Ge-
sundheits- und Krankenpfleger/in zentral von ei-
ner Schule vornehmen zu lassen. Im Jahr 2004
haben 31 Personen an Vorbereitungskursen zur
Teilnahme an Kenntnisstandsprüfungen im Kran-
kenpflegebereich teilgenommen, die alle die
Kenntnisstandsprüfung mit Erfolg bestanden ha-
ben. Es gab im Jahr 2004 keine Antragsteller, die
sich der Kenntnisstandsprüfung ohne entspre-
chende Vorbereitung unterzogen haben. Seitens
des LAGeSo wird angestrebt, auch für die ande-
ren Berufsgruppen der nichtakademischen Me-
dizinalfachberufe ähnlich zentralisierte Prüfungs-
verfahren durch entsprechende Gespräche mit
den zuständigen Schulen zu etablieren.
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Krankenhausaufsicht

Die Krankenhausaufsicht überwacht als Ord-
nungs- und Genehmigungsbehörde den Betrieb
aller Krankenhäuser im Land Berlin, unabhängig
von ihrer Trägerschaft und auch unabhängig
davon, ob die Krankenhäuser im Krankenhaus-
plan aufgenommen sind oder nicht. Gesetzliche
Grundlagen sind das Landeskrankenhausgesetz,
die Krankenhausbetriebs-Verordnung und für Pri-
vatkrankenanstalten das Gewerberecht (hier § 30
Gewerbeordnung).

Zur Unterstützung der Tätigkeit der Krankenhaus-
aufsicht kam seit Beginn des Jahres eine neue
Krankenhausdatenbank zum Einsatz, die eine
aufwandsreduzierte Erfassung und Pflege der
Krankenhausdaten ermöglicht (u.a. die Stamm-
daten der Rechtsträger, Kommunikationsmöglich-
keiten, Mitglieder der Krankenhausleitung, Fach-
abteilungsleiter und Chefärzte, Fachrichtungen,
Spezialbehandlungsmöglichkeiten, Operations-
kapazitäten, Bettenzahlen). Wesentlich erleich-
tert werden damit Detailabfragen, Gesamtüber-
sichten sowie dateibezogene Zusammenfassun-
gen, die dazu dienen können, Strukturverände-
rungen oder beobachtete Entwicklungstendenzen
faktisch zu untersetzen. Ein spezielles Auswer-
tungsprogramm automatisiert die jährlich aktua-
lisierte Veröffentlichung des Krankenhausver-
zeichnisses im Amtsblatt für Berlin. Das derzeit
aktuelle Krankenhausverzeichnis ist auf unseren
Internetseiten (www.lageso.berlin.de) einsehbar.

Die im Gesundheitswesen zu verzeichnende Um-
bruchsituation führt auch in den Krankenhäusern
im Land Berlin zu erheblichen strukturellen Ver-
änderungen. Mit der Zusammenführung der
ehemals städtischen Krankenhäuser in der Vivan-
tes Netzwerk für Gesundheit GmbH und dem Zu-
sammenschluss der Universitätsklinika Berlins in
der Charité –Universitätsmedizin Berlin– waren
und sind auch weiterhin tiefgreifende Verände-
rungen festzustellen, die ordnungsbehördlich zu
begleiten sind.

Wirtschaftlich bedingte Umwälzungen, die sich
unter dem Stichwort „Kostendämpfung“ vollzie-
hen, führen zu Umstrukturierungen, z.B. Verdich-
tungen in der Versorgung durch die Zusammen-
legung von Stationen und einer damit verbunde-
nen Ausdünnung der Personalstruktur im Ge-

Zusammenarbeit mit dem Land
Brandenburg

Am 19.7.2004 trafen sich Vertreter des LAGeSo
mit Kollegen ihrer Partnerbehörde in Branden-
burg, dem Landesgesundheitsamt (LGA), am
Standort Wünsdorf. Themenbereiche der Kran-
kenhausaufsicht, Hygiene und des Katastrophen-
schutzes, der Kooperationsmöglichkeiten beim
Fragenpool in der Krankenpflege und anderer
Prüfungsfragenpools, der berufsrechtlichen Pro-
bleme im Zusammenhang mit der EU-Osterwei-
terung bei den akademischen Berufen im Ge-
sundheitswesen, der Kenntnisstandprüfungen,
der Erteilung von Berufserlaubnissen sowie der
praktischen Zusammenarbeit wurden ausführlich
erörtert. Bei berufsrechtlichen Maßnahmen wur-
de eine regelmäßige gegenseitige Information
vereinbart. Zu den verschiedenen Bereichen
wurden Arbeitsgruppen vereinbart, die im Herbst
nach den Landtagswahlen in Brandenburg die
Arbeit aufnehmen sollten. Darüber hinaus besteht
auf beiden Seiten der Wunsch, im Vorfeld neuer
Gesetze, Verordnungen und Verwaltungsvor-
schriften ein gemeinsames Vorgehen abzustim-
men. Die Gespräche werden Anfang 2005 fort-
gesetzt.

Lehranstalten - Auslastung von
Ausbildungsplätzen

Im Land Berlin ist die Aufsicht über die Lehran-
stalten für Medizinalfachberufe dem LAGeSo
zugeordnet und nicht wie in anderen Ländern der
Schulverwaltung. Im Jahr 2004 wurden an den
dem LAGeSo zugeordneten Lehranstalten für
Medizinalfachberufe 8.260 Ausbildungsplätze
genehmigt. Davon wurden 5.688 in Anspruch
genommen. Dies entspricht einer Auslastung von
68,6 %.
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absolut in %

Freigemeinnützig 9.610 8.944 -666 -6,93%

Öffentlich 7.045 6.863 -182 -2,58%

Privat 2.210 2.809 599 27,10%

Universitär 3.473 3.447 -26 -0,75%

Gesamt im Plan: 22.338 22.063 -275 -1,23%

Freigemeinnützig 29 29 - -

Öffentlich 573 532 -41 -7,16%

Privat 303 305 2 0,66%

Gesamt nicht im Plan: 905 866 -39 -4,31%

Berlin Gesamt: 23.243 22.929 -314 -1,35%

a) Krankenhäuser im Krankenhausplan

b) Krankenhäuser außerhalb des Krankenhausplans

Veränderungen 
Träger 01.01.2004 31.12.2004

samtverbund aller Krankenhäuser im Land Ber-
lin. Zur dynamischen Entwicklung sind jedoch
auch die Auswirkungen in Folge der Weiterent-
wicklungen der Medizin und der Medizintechnik
zu zählen, die Neuordnungen erfordern und auf-
grund des Platzbedarfes neue Raumzuschnitte
nach sich ziehen. So entwickelt sich z.B. auf dem
Gebiet der Intensivmedizin eine Abkehr von der
fachlich getrennten Gliederung hin zu einer in-
terdisziplinären Versorgung („intermediate care“)
sowie einer engeren Verzahnung der ambulan-
ten und stationären Bereiche und der damit ver-
bundenen An- und Einbindung in vorhandene
Krankenhausgliederungen. Zum Komplex dieser
und anderer Verdichtungen in der Versorgungs-
struktur gehören einerseits weitere Reduzierun-
gen der Zahl der vorgehalten Krankenhausbet-
ten, andererseits aber auch eine Änderung in der
Trägerstruktur, die zu einer Erhöhung des Bet-
tenangebotes in privater Trägerschaft führt. Die
Entwicklung des Bettenangebots im Land Berlin
ist den folgenden Tabellen zu entnehmen:
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Gesamtstädtische Aufgaben des
Sozialwesens

Heimaufsicht

Die Heimaufsicht überwacht in Berlin über 500
teil- und vollstationären Pflegeeinrichtungen und
Einrichtungen nach dem Sozialgesetzbuch XII
wie z.B. Wohnstätten und Wohngruppen für
Schwermehrfachbehinderte. Insgesamt bestan-
den Ende 2004 mehr als 34.000 Plätze.

Die von der Heimaufsicht zu überwachenden
Heime gliederten sich im Berichtsjahr wie folgt
auf:
Pflegeheime: 281
Kurzzeitpflege: 36
Tagespflege: 51
Hospize: 6
Behinderteneinrichtungen: 118
Übergangswohnheime für psychisch Kranke: 6
Altenheime: 7
Altenwohnheime: 4
Seniorenwohnhäuser: 9

Nach dem Heimgesetz erfolgt die Überwachung
durch anlassbezogene (z.B. Beschwerden) und
wiederkehrende Prüfungen in Abstimmung mit
den Pflegekassen, dem Medizinischen Dienst der
Krankenkassen und dem Sozialleistungsträger.
Die Heimaufsicht ist in Berlin die zentrale Be-
schwerdeinstanz im stationären Bereich und hat
auf der Grundlage des Heimgesetzes weitrei-
chende rechtliche Möglichkeiten zur Beseitigung
von Mängeln in den Einrichtungen. Durch ihre
Prüfungen sorgt die Heimaufsicht u.a. für die Si-
cherstellung der Mindestausstattung und die Ein-
haltung der Grundlagen der Struktur- und Pro-
zessqualität. Insofern erfüllt die Heimaufsicht eine
wichtige Funktion im Verbraucherschutz. Des
Weiteren informiert und berät die Heimaufsicht
die Bewohner, Heimbeiräte bzw. Heimfürspre-
cher, Träger von Einrichtungen sowie Personen
und Träger, die den Betrieb von Einrichtungen
anstreben.

Im Jahr 2004 gingen bei der Heimaufsicht 60
Beschwerden ein. 130 Einrichtungen wurden vor
Ort geprüft.

Nach Wiedereingliederung der Heimaufsicht in
das LAGeSo Ende 2003 wurde die Personalaus-

stattung im Berichtsjahr verstärkt. Auch die räum-
lichen Bedingungen wurden verbessert und die
Ausstattung mit Informationstechnik vollständig
erneuert und dem Bedarf angepasst. Zur Gewähr-
leistung der Arbeitsfähigkeit, Ausweitung der Prüf-
tätigkeit vor Ort und Verbesserung der Bearbei-
tungsqualität wurden Verfahrensregelungen zur
Organisation und Arbeitsweise der Heimaufsicht
eingeführt. Diese Regelungen beinhalten u.a. die
Bildung von Bearbeitungsgruppen, die Einführung
eines Punktesystems zur Verteilung von Einrich-
tungen auf die Sachgebiete sowie Festlegungen
zur Durchführung von Prüfungen und Bearbei-
tung von Beschwerden. Im Jahr 2005 soll die
personelle Erweiterung der Heimaufsicht, verbun-
den mit der Einführung einer neuen Organisati-
onsstruktur, abgeschlossen werden. Die Instal-
lation eines gemeinsamen Beschwerdemanage-
ments für Alten- und Pflegeeinrichtungen mit den
Pflegekassen, dem Medizinischen Dienst der
Krankenversicherung und dem Sozialhilfeträger
ist ein weiteres Ziel für das Jahr 2005.
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Zentrale Aufnahmeeinrichtung für
Asylbewerber

Die Verpflichtung zur Schaffung und Unterhaltung
von Aufnahmeeinrichtungen für Asylbewerber
sowie die Teilnahme am bundesweiten Verteil-
system EASY (Erstverteilung von Asylbegehren-
den) innerhalb des Landes Berlin gemäß Asyl-
verfahrensgesetz wird als gesamtstädtische Auf-
gabe vom LAGeSo wahrgenommen. Die Zentra-
le Aufnahmeeinrichtung des Landes Berlin für
Asylbewerber (ZAA) registriert die Asylbegehren-
den, bringt sie bei eigener Zuständigkeit in Berlin
unter und versorgt sie oder leitet sie bei Nichtzu-
ständigkeit in ein anderes Bundesland weiter.

Bei Zuweisung nach Berlin werden die Asylbe-
gehrenden für einen Zeitraum von längstens drei
Monaten in der Erstaufnahmeeinrichtung unter-
gebracht. Hier erhalten sie Vollverpflegung, ärzt-
liche Versorgung und ein Taschengeld zur De-
ckung der persönlichen Bedürfnisse durch die
Zentrale Leistungsstelle für Asylbewerber (ZLA).

Auch im Jahr 2004 stellten viele Asylbewerber
Anträge, abweichend von der automatisierten
Verteilung durch EASY, ihr Asylverfahren in Ber-
lin durchlaufen zu können. Diese Anliegen wur-
den von den Sachbearbeitern und den Sozialar-
beitern mit viel Einfühlungsvermögen nach den

mit allen Bundesländern abgesprochenen sozia-
len Kriterien geprüft. Unter Anrechnung auf die
Aufnahmequote des Landes Berlin hat das LA-
GeSo in den entsprechenden sozialen oder ge-
sundheitlichen Härtefällen einer Zuweisung nach
Berlin zugestimmt.

Im Jahr 2004 haben insgesamt 2.330 Personen
in der ZAA zur Äußerung ihres Asylbegehrens
vorgesprochen. Hiervon wurden 686 Personen
direkt dem Land Berlin zugewiesen und 28 Per-
sonen sind aus anderen Bundesländern nach
Berlin zur Asylantragstellung verteilt worden.
1.616 Personen wurden in andere Bundesländer
weitergeleitet. Im Vergleich hierzu haben im Jahr
2003 4.068 Personen in der ZAA vorgesprochen,
von denen insgesamt 1.229 Personen das Asyl-
verfahren in Berlin durchgeführt haben. Hieraus
ergibt sich im Jahr 2004 ein Rückgang der Vor-
sprachen in der ZAA von 41%.

Die zweite Hälfte des Jahres war geprägt mit den
Vorbereitungen zur Umsetzung des seit Jahren
erwarteten Zuwanderungsgesetzes. Dieses Ge-
setz, das zum 01.01.2005 in Kraft trat, hat er-
hebliche Auswirkungen auf das Asylverfahrens-
gesetz, so dass ein umfangreicher Abstimmungs-
prozess mit Bundes- und Landesbehörden erfor-
derlich war. In weiten Teilen waren die Vorberei-
tungen nur durch den Einsatz der beim LAGeSo
beschäftigten Sprachmittler möglich. So mussten
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neue Informationshinweise und Belehrungen in
verschiedenen Sprachen erstellt werden, um die
Kunden rechtzeitig auf die neue Rechtslage hin-
weisen zu können.

Das bewährte soziale Verständnis der Mitarbei-
ter in der ZAA sowie die den Asylbewerbern zuteil
werdende qualifizierte soziale Beratung durch die
Sozialarbeiter –unter Hinzuziehung von Sprach-
mittlern- führte zu der Entscheidung im Land Ber-
lin, auch die Zuständigkeit für die leistungsrecht-
liche Erstversorgung und Verteilung von unerlaubt

eingereisten Ausländern auf das LAGeSo zu
übertragen. Dieser umfangreiche Abstimmungs-
prozess mit den Senatsverwaltungen für Inneres
sowie Gesundheit und Soziales, der Ausländer-
behörde und dem Polizeipräsidenten konnte
rechtzeitig vor Inkrafttreten des Zuwanderungs-
gesetzes abgeschlossen werden.

Zentrale Leistungsstelle für
Asylbewerber

Die erwarteten Vorteile einer Leistungsgewäh-
rung durch das LAGeSo gegenüber einer dezen-
tralen Leistungsgewährung durch die 12 Bezirks-
ämter von Berlin sind eingetreten. So konnte ein
einheitlicher Standard bei der Gewährung der
Leistungen erreicht werden und auch die Mög-
lichkeit, im Rahmen der laufenden Betreuung ei-
nen Sprachmittler hinzuziehen zu können, hat

sich als ein gutes Instrument zur Kundenbetreu-
ung erwiesen.

Das Asylbewerberleistungsgesetz (AsylbLG), die
Rechtsgrundlage für Leistungen an Asylbewer-
ber, unterscheidet zwei Arten der leistungsrecht-
lichen Betreuung: Die ersten drei Jahre werden
den Asylbewerbern die im Gesetz bestimmten,
abgesenkten Grundleistungen gewährt (§ 3 Asyl-
bLG). Diese enthalten einen monatlichen Geld-
betrag zur Deckung persönlicher Bedürfnisse und
Barleistungen zur Deckung des notwendigen

Bedarfs an Ernährung,
Kleidung, Gesundheits-
und Körperpflege sowie
Gebrauchs- und Ver-
brauchsgütern des Haus-
halts. Erst nach Ablauf
dieser drei Jahre erhalten
die Asylbewerber ver-
gleichbare Leistungen
nach dem Bundessozial-
hilfegesetz (§ 2 AsylbLG).

Seit dem Jahr 2003 ha-
ben auch Asylbewerber,
die Leistungen nach § 3
AsylbLG erhalten, die
Wahl zwischen Heimplatz
und Wohnung. Im Jahr
2004 konnte der prozen-
tuale Anteil, der in Woh-

nungen untergebracht ist, von 18 % im Januar
2004 auf 61 % im Dezember 2004 gesteigert
werden. Auch im Jahr 2004 war der Wohnungs-
markt in Berlin so geprägt, dass die Antragstel-
lenden wie im Jahr 2003 in angemessener Zeit,
zumeist ohne nennenswerte Schwierigkeiten,
Wohnungen finden konnten.

Eine wesentliche Änderung beim Umfang der
Leistungsgewährung ergab sich durch die Erwei-
terung des fünften Sozialgesetzbuches (§ 264
SGB V Krankenhilfe). Zum 01.01.2004 änderte
sich für den Personenkreis der nach § 2 AsylbLG
Leistungsberechtigten die Zuständigkeit für Kran-
kenhilfeleistungen. Dieser Personenkreis wird
nun seit 01.01.2004 bei den, nach freier Wahl
durch den Leistungsberechtigten, gesetzlichen
Krankenkassen angemeldet und erhält von die-
sen eine Chipkarte, die wie bei normalen versi-
cherten Bürgern das gesamte Leistungsspektrum
einer gesetzlichen Krankenkasse abdeckt.
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Insbesondere aufgrund der nunmehr von den
gesetzlichen Krankenkassen vorgenommen Prü-
fung und Leistungsabrechnung kommt es hier zu
Erleichterungen für den Sozialleistungsträger bei
der Beurteilung der angemessenen Hilfegewäh-
rung. Zudem wurde die Lebensführung der bereits
sich hier länger aufhaltenden Asylbewerber wei-
ter in Richtung Integration befördert. Der bisheri-
ge Weg über Beantragung, Prüfung durch die
amtsärztlichen Dienste der Bezirke und die letzt-
endliche Entscheidung des Sozialleistungsträgers
bürdete dem Leistungsempfänger lange Warte-
zeiten und Wege auf, um Krankenhilfeleistungen
zu erhalten. Die neue gesetzliche Regelung wur-
de reibungslos umgesetzt.

Die vorstehende Regelung ist auf Leistungsemp-
fänger nach § 3 AsylbLG nicht anwendbar. Hier
galt und gilt es noch, auf Landesebene eine ver-
gleichbare Lösung auszuarbeiten. Erste Schritte
dort hin sind gemacht.

Besondere Anstrengungen waren im Hinblick auf
die gesetzlichen Änderungen zum 01.01.2005 zu
unternehmen. Das im Jahr 2004 beschlossene
Zuwanderungsgesetz und die Einführung von
Hartz IV zum 01.01.2005 mit allen nach sich zie-
henden Auswirkungen auf andere Gesetze (wie
das Aufenthaltsgesetz, das AsylbLG etc.) sowie
die Ablösung des Bundessozialhilfegesetzes
durch das Sozialgesetzbuch XII hatten zur Fol-
ge, dass alle Mitarbeiter in kürzester Zeit mit den
neuen Regelungen vertraut gemacht werden
mussten. Auch wurde die Einführung einer neu-
en Sozialhilfesoftware (ProSoz 8.0) im Rahmen
der Umstellung auf das Sozialgesetzbuch XII er-
forderlich. Dieses Unterfangen wurde durch gro-
ßes Engagement aller Mitarbeiter zu einem gu-
ten Abschluss gebracht. Insbesondere der hohe
Beratungsbedarf der Kunden hinsichtlich des
völlig neuen Prinzips der Bedarfsdeckung durch
das Sozialgesetzbuch XII wurde mit sehr großem
Engagement befriedigt. Nicht nur in diesem Zu-
sammenhang bewährten sich einmal mehr der
durch das Landesamt auch für die ZLA vorgehal-
tene Sozialdienst und der Sprachmittlerpool, die
immer in der Lage waren, den erforderlichen
Mehrbedarf an Beratung und Unterstützung in der
jeweiligen Landessprache unseren Leistungs-
empfängern zu gewähren.

Nicht zuletzt dieses hohe Engagement und die
soziale Kompetenz der Mitarbeiter sowie die po-
sitiven organisatorischen Rahmenbedingungen
waren ausschlaggebend dafür, dass sich die
Bezirksämter und das LAGeSo auf Initiative der
Fachkommission Frauenhandel im Rahmen ei-
ner Verwaltungsvereinbarung darauf verständigt
haben, die leistungsrechtliche Betreuung für vom
Menschenhandel betroffene Frauen vorerst be-
fristet auf das LAGeSo zu übertragen.

Rückkehr- und
Weiterwanderungsberatung

Seit mehreren Jahren existieren Programme zur
Förderung der freiwilligen Rückkehr von in Berlin
lebenden Ausländern. Mit der Durchführung die-
ser Programme ist die Rückkehr- und Weiterwan-
derungsberatungsstelle im LAGeSo beauftragt.
Ziel ist es, rückkehrwillige Ausländer kompetent
über die Vorteile und Möglichkeiten einer freiwil-
ligen Rückkehr zu beraten. Vor dem Hintergrund
einer oftmals drohenden zwangsweisen Durch-
setzung einer Ausreiseverpflichtung wird hier in
zahlreichen Fällen eine wichtige Hilfestellung
gegeben.

Im Jahr 2004 gab es 513 Beratungen (2003: 440)
und 1.223 Anträge (2003: rd. 1.400) zur freiwilli-
gen Ausreise.

Die etwas rückläufigen Antragszahlen im Jahr
2004 sind möglicherweise auf die Erwartungen
insbesondere der seit langer Zeit in Deutschland
lebenden Ausländer im Bezug auf das veränder-
te Aufenthaltsrecht ab 2005 zurückzuführen. Dies
erklärt auch das etwas angestiegene Beratungs-
bedürfnis gegenüber dem Jahr 2003.

Die Bündelung dieser Aufgaben im Zusammen-
hang mit Rückkehr und Weiterwanderung im
LAGeSo hat sich außerordentlich bewährt. Die
Zusammenarbeit insbesondere mit den Bezirks-
ämtern, der Ausländerbehörde, den Auslandsver-
tretungen und internationalen Organisationen
läuft im Wesentlichen reibungslos. Der jederzeit
aktuelle Kenntnisstand über veränderte Rahmen-
bedingungen (z.B. Einreisebestimmungen der
Zielländer, Passantragsverfahren, ausländer-
rechtliche Entscheidungen) garantiert eine opti-
male Beratung der rückkehr- und weiterwande-
rungswilligen Ausländer.
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Seit Einrichtung der Beratungsstelle 1996 wur-
den 34.055 Anträge zur Förderung der freiwilli-
gen Ausreise entgegengenommen. Davon waren
alleine rund 7.400 Anträge im Rahmen von so-
genannten erweiterten Starthilfeprogrammen des
Landes Berlin für die Rückkehr in die Länder
Bosnien, Herzegowina, Serbien und Montenegro,
einschließlich Kosovo.

Für die Beratung und Betreuung der Asylbewer-
ber und ausreisewilligen Ausländern in besonde-
ren Situationen steht der Sozialdienst mit drei
Sozialarbeiterinnen zur Verfügung. Der erste
Kontakt beginnt mit der Beratung zum Asylver-
fahren, bei der die Antragsteller auf ihre Rechte
und Pflichten im Asylverfahren hingewiesen wer-
den. Dem Land Berlin zugewiesene Asylbewer-
ber, die durch die ZLA betreut werden, können
sich mit allen Fragen - insbesondere auch zum
Leistungsrecht - an die Mitarbeiter des Sozial-
dienstes wenden. In Zusammenarbeit mit der
Rückkehr- und Weiterwanderungsberatungsstelle
übernimmt der Sozialdienst die Organisation ei-
ner freiwilligen Ausreise für Personen mit beson-
derem Betreuungsbedarf (alte und/ oder kranke
Menschen, Personen in Einrichtungen).

Allen Antragstellern und Mitarbeitern zur Seite
stehen die Kollegen des Sprachmittlerpools. Hier
stehen Fremdsprachenassistenten für die Spra-
chen arabisch, kurdisch, serbokroatisch, russisch,
französisch, bulgarisch, türkisch, vietnamesisch,
englisch sowie die Sprachen des indischen
Sprachraums zur Verfügung. Für Sprachen, die
nicht täglich benötigt werden, werden Honorar-
sprachmittler für -fast- alle erforderlichen Spra-
chen bestellt.

Die Leistungen für Asylbewerber verteilten sich
im Berichtsjahr insbesondere auf die folgenden
Ausgabeblöcke:

• Laufende Leistungen zum Lebensunterhalt
  3,8 Mio. €
• Unterbringung in Gemeinschaftsunterkünften im
   Rahmen der Hilfe zum Lebensunterhalt
   3,1 Mio. €
• Leistungen für stationäre Krankenhilfe 818 T€
• Barleistungen in Einrichtungen zum Lebensun-
   terhalt 400 T€
• sonstige einmalige Leistungen zum Lebensun-
   terhalt 653 T€
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Geschütztes Marktsegment

Das Geschütztes Marktsegment will Wohnungs-
lose und von Wohnungslosigkeit bedrohten Per-
sonen zu dauerhaftem Wohnraum verhelfen. Die
Zentrale Koordinierungsstelle (Zeko) des Ge-
schützten Marktsegments ist im LAGeSo als Ver-
mittlungsstelle zwischen den Bezirksämtern von
Berlin und den städtischen Wohnungsunterneh-
men tätig.

Das Geschützte Marktsegment gibt es seit 1993
und wurde letztmalig am 01.11.2003 auf eine
neue vertragliche Grundlage gestellt. Dieser Ko-
operationsvertrag wurde zwischen den Bezirks-
ämtern von Berlin und den städtischen Woh-
nungsunternehmen geschlossen. Erstmalig wur-
de jetzt ein freier Wohnungsanbieter in den Ver-
trag aufgenommen. Neu eingeführt wurde das
pauschalisierte Abrechnungsverfahren, welches
im Berichtsjahr zum Tragen kam. Mit dieser mo-
difizierten Abrechnung ist sowohl für die Woh-
nungsunternehmen als auch für die Zeko ein ver-
einfachtes Verfahren bei der Antragstellung von
Kostenerstattungen eingeführt worden.

Das Geschützte Marktsegment hat zum Abbau
der Wohnungslosigkeit in Berlin beigetragen; der
Umfang der angebotenen Wohnungen lag im Jahr
2004 bei 1.236 Wohnungen, davon konnten
bisher (Stand: 27.01.2005) 749 Wohnungen ver-
mittelt werden. Unser Ziel ist weiterhin, verstärkt
um freie Wohnungsanbieter zu werben und das
Wohnungsangebot weiter auszubauen, nicht
zuletzt, um zu erwartende Auswirkungen von
Hartz IV auffangen zu können.

Im Rahmen des Qualitätsmanagements hinsicht-
lich der Zufriedenheit mit unserer Dienstleistung
bei der Vermittlung von Wohnraum haben wir im
Jahr 2004 unsere Kunden, die Mitarbeiter der
Bezirksämter im Bereich Geschütztes Marktseg-
ment, befragt. Hierfür wurde ein Fragekatalog,
aufgeschlüsselt nach den Oberbegriffen Zufrie-
denheit hinsichtlich der Auftragsbearbeitung und
Zufriedenheit mit den Mitarbeitern der Zeko ent-
wickelt, ausgewertet und zusammengefasst. Im
Ergebnis wurde dabei sowohl unsere Arbeit als
auch unsere Kundenfreundlichkeit mit gut bis sehr
gut beurteilt.

Berliner Unterbringungsleitstelle (BUL)

Auf der Grundlage der im Jahr 2001 geschlosse-
nen Rahmenvereinbarung stellt die BUL den
Fachbereichen Soziales der Bezirksämter von
Berlin bzw. den zentralen Leistungsstellen des
LAGeSo Unterkunftsplätze zur Unterbringung von
Asylsuchenden, Bürgerkriegsflüchtlingen, deut-
schen und ausländischen Obdachlosen sowie
Aussiedlern zur Verfügung. In der BUL sind alle
mit der Unterbringung obdachloser bzw. von Ob-
dachlosigkeit bedrohter Personengruppen die-
nenden Einrichtungen und Wohnheime erfasst.
Eine Ausnahme bilden die kommunalen Einrich-
tungen der Bezirksämter von Berlin.

Seit Inkrafttreten einer geänderten Ausführungs-
vorschrift im Asylbewerberbereich (AV Wohn-
AsylbLG) zum 01.09.2003, die Leistungsberech-
tigten die Anmietung angemessenen Wohnraums
gestattet sowie aufgrund der bundesweit rückläu-
figen Zugangszahlen in den Bereichen Asylbe-
werber und Spätaussiedler, werden die Unter-
kunftsplätze nur noch vermindert in Anspruch
genommen. Insofern war es im Berichtsjahr eine
vornehmliche Aufgabe der BUL, die Unterkunfts-
plätze –auch unter wirtschaftlichen Gesichtspunk-
ten- bedarfsgerecht abzubauen.

In 2004 hat sich die Anzahl der Vertragseinrich-
tungen des LAGeSo von 12 auf 8; die Belegungs-
kapazität von 3.157 auf 1.956 Plätze reduziert.
Im vertragsfreien Segment war eine Minderung
von 187 auf 155 Wohnheime bzw. von 6.739 auf
5.735 Unterkunftsplätze zu verzeichnen. Die An-
zahl der Übernachtungen in Einrichtungen der
BUL hat sich von 2.966.435 in 2003 auf 2.046.983
im Jahr 2004 vermindert.

Durch die von der BUL im Bereich der vertrags-
gebundenen Einrichtungen vorgenommenen
Kapazitätsreduzierungen konnten die von Berlin
zu tragenden Leerstandskosten verringert wer-
den und die Kostensätze bei gleichbleibender
Unterbringungsqualität gesenkt werden.
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Zentrale Aufnahmestelle des Landes
Berlin für Aussiedler (ZAB)

Die veränderten politischen Verhältnisse in Os-
teuropa, verbunden mit der Neufassung des Bun-
desvertriebenengesetzes, führten Anfang der
90er Jahre dazu, dass aus dem ehemaligen „Not-
aufnahmelager Marienfelde“, das jahrzehntelang
als erste Anlaufstelle für Flüchtlinge und Über-
siedler aus der DDR bzw. Osteuropa diente, die
Zentrale Aufnahmestelle des Landes Berlin für
Aussiedler (ZAB) wurde. Bereits seit 1964 wur-
den hier Aussiedler aufgenommen, die bis 1991
mehrheitlich aus Polen kamen. Die zweitgrößte
Gruppe kam aus Rumänien. Heute treffen fast
ausschließlich Spätaussiedler deutscher Herkunft
und deren Familienangehörigen aus dem Gebiet
der ehemaligen Sowjetunion ein. Die hier eintref-
fenden Spätaussiedler sind zuvor in der Erstauf-
nahmeeinrichtung des Bundes in Friedland (Nie-
dersachsen) registriert und nach Berlin verteilt
worden. Im Berichtsjahr erhielt das Land Berlin
noch die im Bundesvertriebenengesetz festge-
legte Quote von 2,7 % aller in der Bundesrepub-
lik eintreffenden Spätaussiedler (einschl. der An-
gehörigen) zugewiesen. Für das Jahr 2005 ist
aber von erhöhten Zugangszahlen auszugehen,
wenn das Land Berlin entsprechend dem sog.
Königsteiner Schlüssel eine Quote von 4,93 %
zugewiesen bekommt.

Im Jahr 2004 nahm die ZAB 1.607 Personen auf.
Der Anteil der Spätaussiedler betrug rd. 20%.
Etwa 80% waren nachgereiste Ehegatten und
Abkömmlinge sowie andere Familienangehörige

von bereits in Berlin lebenden Spätaussiedlern.

Die Migranten kommen fast ausschließlich aus
Russland, Kasachstan und der Ukraine. Sie ver-
bleiben in der ZAB grundsätzlich bis zum Bezug
einer eigenen Wohnung. Deshalb fungiert die
ZAB nicht nur als Erstaufnahmeeinrichtung, son-
dern auch als Übergangswohnheim. Im Jahr 2004
betrug die durchschnittliche Verweilzeit der hier
aufgenommenen Personen rd. drei Monate. In
seltenen Fällen, wenn die vorhandene Unterbrin-
gungskapazität nicht mehr ausreicht oder bei
verhaltensbedingten Erfordernissen, werden
Spätaussiedler in andere Unterbringungseinrich-
tungen weitergeleitet.

Die ZAB verfügte im Berichtsjahr über 172 Woh-
nungen jeweils mit Küche und Bad. Das entspricht
einer Kapazität von 716 Bettenplätzen. Davon
waren durchschnittlich 431 Plätze belegt, was
einer Auslastung von rd. 60% entspricht.
Insgesamt wurden 157.636 Übernachtungen ge-
zählt. Die Auslastung der Einrichtung ist somit um
rd. 25% gegenüber 2003 zurück gegangen. Bei
gegebener Kapazität und dem bundesweiten
Rückgang des Spätaussiedlerzuzuges wird die
ZAB die auf Grund der erhöhten Quote zu erwar-
tenden höheren Zugangszahlen bewältigen kön-
nen.

Neben der Aufnahme der Spätaussiedler über-
nimmt die ZAB auch die Bewirtschaftung der ge-
samten Liegenschaft (ca. 22.000 m²), die sich im
Eigentum des Bundes befindet. Neben der ZAB
befinden sich auf dem Gelände die Erinnerungs-
stätte Notaufnahmelage Marienfelde mit einer

Dauerausstellung zur
Flucht im geteilten
Deutschland, Betreu-
ungsorganisationen für
Spätaussiedler sowie
andere Arbeitsbereiche
des LAGeSo.
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Zentrale Beratungsstelle für
Spätaussiedler

Zum Aufgabenkreis der Zentralen Beratungsstelle
gehören drei Arbeitsbereiche: Erstberatung,
Wohnraumvermittlung und Sozialdienst. Sie sind
für die Beratung und Betreuung von Spätaussied-
lern sowie deren ausländischen Familienange-
hörigen, die gegenwärtig in der ZAB unterge-
bracht sind, zuständig.

Der Schwerpunkt der Erstberatung besteht in ei-
ner intensiven Eingliederungsberatung, die sich
auf Orientierungshilfen bei den ersten Schritten
der Spätaussiedler in Berlin konzentriert. Dabei
geht es vor allem um die Vermittlung von Wissen
über die materielle, soziale und gesundheitliche
Eingliederung. Die individuell gestaltete Erstbe-
ratung hat das Ziel, Berührungsängste abzubau-
en, positive Einstellungen zu erzeugen und die
Selbsthilfekräfte zu stärken.

Neben der Beschaffung von Wohnraum besteht
die Aufgabe der Wohnraumvermittlung in der
Beratung und Unterstützung bei der Wohnungs-
suche. Im Jahr 2004 wurden 708 Wohnungen für
1.533 Personen vermittelt (2003: 676 Wohnun-
gen für 1.440 Personen).

Im Berichtsjahr wurden ca. 1.330 Wohnungsan-
gebote unterbreitet. Durch intensive Kontakte zu
Wohnungsbaugesellschaften konnte besonders
für alte Menschen, kinderreiche Familien sowie
Spätaussiedler mit einer langen Verweildauer in
der ZAB Wohnraum beschafft werden.

Die Integrationsarbeit der Zentralen Beratungs-
stelle für Aussiedler stärkt die Selbsthilfekräfte der
Spätaussiedler. Sie zeichnet sich durch intensi-
ve Kooperation mit anderen Ämtern der Berliner
Verwaltung aus. Dabei findet eine bedarfsorien-
tierte Vermittlung der Spätaussiedler an andere
Verbände und Organisationen statt.

Statusfeststellung nach Bundesvertrie-
benengesetz (BVFG) für Spätaussiedler

Spätaussiedler im Sinne des Bundesvertriebe-
nengesetzes sind deutsche Volkszugehörige, die
mindestens von einem Elternteil mit deutscher
Staatsangehörigkeit oder deutscher Volkszuge-
hörigkeit abstammen. Sie haben sich während
ihres Lebens in den Aussiedlungsgebieten Oste-
uropas und der ehemaligen Sowjetunion durch-
gängig und ausschließlich zur deutschen Natio-

 
 

Bezirke         Anzahl der Wohnungen                     Anzahl Personen 
 2001 2002 2003 2004 2001 2002 2003 2004 
Mitte-Tiergarten-Wedding 55 12 33 11 95 34 65      23 

Friedrichshain-Kreuzberg 22 17 12 15 31 30 23 25 

Prenzlauer Berg-Weissensee-
Pankow 

24 12 12      17 82 26 29       38 

Charlottenburg-Wilmersdorf 9 13 13   7 12 26 18 12 

Spandau 166 139 157 143 325 314 374 322 

Zehlendorf-Steglitz 32 17 24  19 72 36 38  37 

Tempelhof-Schöneberg 128 153 93 121 219 311 180 232 

Neukölln 102 69 55   46 187 147 114    79 

Treptow-Köpenick 48 14 9   10 120 36 28  23 

Marzahn-Hellersdorf 160 172 158 177 295 412 335 402 

Lichtenberg-
Hohenschönhausen 

126 96 54   94    228 238 124 233 

Reinickendorf 60 59 64 48 112 134 135 107 

         

Insgesamt 
 

951 773 684 708 1.778 1.744 1.463 1.533 

 

Wohnungsvermittlung für Spätaussiedler nach Bezirken / Anzahl der Personen
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nalität bekannt und waren auch in dieser Zeit stets
in der Lage, ein einfaches Gespräch auf Deutsch
zu führen. Dies ist somit das stärkste Merkmal
für das stetige Bekenntnis zur Deutschstämmig-
keit. Insgesamt sind die Antrags- und Anerken-
nungszahlen auf diesem Gebiet rückläufig.
Spätaussiedler, die in der ehemaligen Sowjetuni-
on unter Kommandantur gelebt haben, erhalten,
wenn sie vor dem 01.01.1946 geboren sind, eine
einmalige Eingliederungshilfe in Höhe von rd.
3.000 €. Sind sie vor dem 01.04.1956 geboren,
beträgt die Eingliederungshilfe rd. 2.000 €.

Jüdische Zuwanderer

Die Rechtsgrundlage für die geregelte Aufnah-
me jüdischer Zuwanderer geht auf eine Konfe-
renz der Ministerpräsidenten der Länder im Ja-
nuar 1991 zurück. Hier wurde beschlossen, dass
die Einreise dieses Personenkreises aus der ehe-
maligen Sowjetunion in die Bundesrepublik
Deutschland dauerhaft ermöglicht werden soll.
Die Aufnahme erfolgte bis zum 31.12.2004 in
analoger Anwendung des Gesetzes über die
Maßnahmen für im Rahmen humanitärer Hilfs-
aktionen aufgenommene Flüchtlinge vom
22.07.1980 (Kontingentflüchtlingsgesetz). Seit
Beginn des Jahres 2005 gilt auch für diesen Per-
sonenkreis das Zuwanderungsgesetz.

Die aufgenommenen jüdischen Zuwanderer er-
hielten bisher den Status von Kontingentflücht-
lingen sowie eine unbefristete Aufenthaltserlaub-
nis. Die Verteilung des Personenkreises auf die
Länder der Bundesrepublik Deutschland erfolgte
entsprechend einem bundesweit vereinbarten
Quotenschlüssel. Hiernach hatte Berlin 2,3 % der
jüdischen Zuwanderer aufzunehmen. Aufgrund
einer seit 1991 bestehenden Übererfüllung die-
ser Quote durch Berlin war das reguläre Aufnah-
meverfahren ausgesetzt. Um unvertretbare Här-
ten zu vermeiden und weiterhin Familienzusam-
menführung bzw. Familiennachzug zu ermögli-
chen, erfolgten aber ständig weitere Aufnahmen
im Rahmen eines Härtefallverfahrens nach ein-
gehender Einzelfallprüfung. Auf dieser Grundla-
ge sind in den Jahren 2000 - 2003 folgende Per-
sonenzahlen aufgenommen worden:
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Rehabilitierung von Verfolgten in der
ehemaligen DDR

Nach dem zuletzt Ende 2003 geänderten Straf-
rechtlichen Rehabilitierungsgesetz (StrRehaG
bzw. 1. SED-Unrechtsbereinigungsgesetz) wer-
den Kapitalentschädigungen für in der ehemali-
gen DDR rechtsstaatswidrig erlittene Haftzeiten,
haftähnliche Einweisungen in Jugendwerkhöfe,
psychiatrische Kliniken und zu Unrecht gezahlte
Rechtsanwaltskosten geleistet. Von Oktober 1992
bis Ende 2004 wurden insgesamt 19.471
Anträge gestellt, von denen insgesamt
18.982 Anträge abschließend bearbeitet
worden sind. Seit 2000 ist eine Nachzah-
lung auf die Kapitalentschädigung pro an-
gefangenen Haftmonat möglich. In diesem
Zusammenhang wurden bis Ende 2004
insgesamt 8.749 Anträge gestellt, von de-
nen 8.698 Anträge abschließend bearbei-
tet worden sind.

Im Berichtsjahr gingen noch insgesamt 384
Anträge auf Erst- bzw. Nachzahlungen ein
(2003: 620). Insgesamt wurden Zahlungen in
Höhe von  954 T€ geleistet (2003: rd. 1,6 Mio. €).

Durch das 1994 in Kraft getretene 2. SED-Un-
rechtsbereinigungsgesetz (2. SED-UnBerG), das
aus dem Verwaltungsrechtlichen Rehabilitie-
rungsgesetz (VwRehaG) und dem Beruflichen
Rehabilitierungsgesetz (BerRehaG) besteht, wird
Opfern von Verwaltungswillkür und Verwaltungs-
unrecht der DDR sowie den im Berufsleben poli-

tisch Verfolgten ein Weg eröffnet, sich vom Ma-
kel persönlicher Diskriminierung zu befreien und
soziale Ausgleichsleistungen in Anspruch zu neh-
men. Die Rehabilitierung kann u.a. zu Leistun-
gen nach dem Vermögensgesetz, dem Bundes-
versorgungsgesetz und zum Ausgleich verfol-
gungsbedingter Nachteile in der Rentenversiche-
rung führen. Bis Ende 2004 wurden in Berlin
18.701 Anträge gestellt, von denen 17.377 erle-
digt wurden. Der Schwerpunkt der Rehabilitie-
rungsanträge liegt im Bereich der Beruflichen Re-

habilitierung mit dem Ziel einer Erhöhung der
Rentenansprüche. Hier ist weiterhin
ein reger Antragseingang zu ver-
zeichnen.

Mit Inkrafttreten des Zweiten Geset-
zes zur Änderung rehabilitierungs-
rechtlicher Vorschriften Ende 2003
wurden die Antragsfristen auf straf-
rechtliche, berufliche und verwal-
tungsrechtliche Rehabilitierung bis
Ende 2007 verlängert.

Zahlungen nach dem 1. SED-UnBerG 2000-2004
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Pilotprojekt Interkulturelle Öffnung der
Verwaltung

Erklärtes Ziel des Senats von Berlin ist die inter-
kulturelle Öffnung der Verwaltung. Dies ist in ei-
ner Großstadt wie Berlin, in der mehr als eine
halbe Millionen Menschen mit Migrationshinter-
grund leben, unerlässlich. Kontakte zwischen
verschiedenen Kulturen sind keine Ausnahme
mehr, sondern gehören zum Alltag. Nicht selten
entstehen aufgrund der verschiedenen Kulturprä-
gungen Missverständnisse oder gar Konflikte.
Andererseits ergeben sich aus der kulturellen
Vielfalt und Unterschiedlichkeit Potentiale, die
zum Vorteil aller nutzbar gemacht werden kön-
nen. Insbesondere die Verwaltung mit seinen viel-
fältigen Service- und Dienstleistungen für die
Bürger muss sich dieser Herausforderung stel-
len.

In der Zentralen Aufnahme- und Leistungsstelle
für Asylbewerber wurde das im Jahr 2003 begon-
nene Pilotprojekt Interkulturelle Öffnung der Ver-
waltung im Berichtsjahr erfolgreich weitergeführt.
Das Projekt wird durch den Beauftragten des
Senats von Berlin für Integration und Migration
gefördert und unterstützt. Mit großem Engage-
ment haben sich die Mitarbeiter der Aufnahme-
und Leistungsstelle für Asylbewerber dieses The-
mas angenommen. Schon zu Beginn des Pro-
jektes zeichneten sich erste Erfolge ab, die unter
anderem auf die gewählte Projektstruktur zurück-
zuführen waren. So wurden Arbeitsgruppen mit
Mitgliedern aller Hierarchieebenen zu Problem-
schwerpunkten gebildet und die erarbeiteten Lö-
sungsmöglichkeiten in einem Umsetzungspro-
zess aktiv begleitet, was sich auf die Motivation
der Mitarbeiter deutlich positiv auswirkte.

Zahlreiche Maßnahmen wurden im Berichtszeit-
raum eingeleitet. Einige konnten bereits erfolg-
reich abgeschlossen werden. So wurde zum Bei-
spiel durch die Entwicklung eines neuen Leitsys-
tems, die Einführung neuer Sprechzeiten, die
räumliche Umgestaltung der Kundenkontaktbe-
reiche und die dadurch veränderte Form der Kun-
denbetreuung die Antragsbearbeitung insgesamt
kundenfreundlicher. Die verbesserte Darstellung
im Internet und die Erstellung eines Infobriefes
sowie eines Flyers hat zu einer zielgerichteten,
adressatenorientierten Informationsweitergabe
geführt.

Um Belastungsfaktoren der Mitarbeiter durch den
Umgang miteinander, mit Vorgesetzten und mit
Bürgern zu minimieren, wurden intensive Fortbil-
dungen zur Verbesserung der innerbetrieblichen
Gesprächskultur genutzt. Praxisorientierte Hand-
lungsleitlinien werden erarbeitet.

Im Rahmen des Gesundheitsmanagements ge-
lang es über die Senatsverwaltung für Inneres
die Finanzierung einer Supervision für alle inter-
essierten Mitarbeiter sicherzustellen. Nahezu alle
Mitarbeiter, die unmittelbar in der Kundenbetreu-
ung tätig sind, nehmen seit Oktober an dieser
noch laufenden Beratungsmethode teil. Sie dient
der Sicherung und Verbesserung der Qualität
beruflicher Arbeit, in dem Alltagssituationen und
daraus resultierende Probleme aus verschiede-
nen Blickwinkeln betrachtet und analysiert wer-
den. Diese Selbstreflexion ermöglicht Lernen und
Entwicklung auf Dauer im Umgang mit Konflik-
ten. Die gewonnen Erfahrungen sollen die Quali-
tät der Arbeit weiterentwickeln und Impulse an
andere Bereiche im LAGeSo, aber auch andere
Berliner Behörden, weitergeben, um nötige Ver-
änderungsprozesse im Sinne einer Interkulturel-
len Öffnung einzuleiten. Die Auswertungsphase
wird voraussichtlich im Frühjahr 2005 abgeschlos-
sen sein. Ferner wird angestrebt, durch zwei Be-
ratungstage im Jahr 2005 die Überlegungen zu
diesem Thema in Gang zu halten, aus eigenem
Antrieb entstehende Umsetzungsmaßnahmen zu
begleiten und damit ein Grundstein für die dau-
erhafte Implementierung und Weiterentwicklung
Interkultureller Kompetenz in den internen Struk-
turen dauerhaft zu verankern.
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Städtepartnerschaft Berlin-Moskau

Die Kooperation mit der Moskauer Flüchtlings-
verwaltung im Rahmen der seit 1993 bestehen-
den Städtepartnerschaft Berlin-Moskau wurde im
Berichtsjahr erfolgreich fortgesetzt. In den ers-
ten Jahren der Partnerschaft stand dabei der Wis-
senstransfer zu rechtlichen, organisatorischen
und sozialen Migrationsfragen im Vordergrund.

Seit 1999 basiert die Zusammenarbeit auf einer
bilateralen Vereinbarung zwischen den beteilig-
ten Verwaltungen. Seitdem werden jährlich zwei
Seminare durchgeführt. Kernpunkte der Zusam-
menarbeit sind die Vermittlung von Erkenntnis-
sen über die in der Bundesrepublik und Europa
geltenden Rechtsvorschriften sowie der prakti-
schen Erfahrungen in Berlin bei der Arbeit mit
Migranten.

Vom 17. bis zum 23.06.2004 reisten Beschäftig-
te des LAGeSo zusammen mit dem Beauftrag-
ten des Senats von Berlin für Integration und Mi-
gration, Herrn Günter Piening, zu einem Semi-
nar nach Moskau, das dem Thema „Migrations-
prozesse: Vergangenheit, Gegenwart, Zukunft“
gewidmet war. Am Seminar beteiligten sich Ver-
treter der Administration des Präsidenten der
Russischen Föderation, der föderalen Behörden
und der Stadt Moskau, des UNHCR sowie füh-
rende Wissenschaftler auf dem Gebiet der Mig-
ration. Auch die Moskauer Presse zeigte großes
Interesse an dem Seminar. Die Verabschiedung
erfolgte im Moskauer Rathaus durch den stell-
vertretenden Moskauer Bürgermeister Herrn Va-
lerie Schanzew, der dabei die Kontinuität der Zu-

sammenarbeit auf dem Gebiet der Migration wür-
digte und die Verfestigung der Kooperation
wünschte.

Das Herbstseminar mit leitenden Verwaltungsmit-
arbeitern der Stadt Moskau fand vom 25.11.2004
bis zum 01.12.2004 in Berlin statt. Das Thema
dieses Seminars lautete „Das Selbsthilfeprinzip
bei der Arbeit mit Migranten“. Im Rahmen des Se-
minars wurde mit verschiedenen Dritt-Organisa-
tionen, die mit Migranten arbeiten, ein offener Di-
alog über ihre unterschiedlichen Arbeitsansätze
geführt. Das Spektrum der Einrichtungen reichte
vom Flüchtlingsrat Berlin, der jüdischen Gemein-
de zu Berlin, dem polnischen Sozialrat bis hin zum
Club Dialog und dem Türkischen Bund Berlin. Un-
terstützung erhielt das Seminar von der BBJ Con-
sult AG Berlin. Verabschiedet wurde das Semi-
nar durch die Staatssekretärin der Senatsverwal-
tung für Gesundheit, Soziales und Verbraucher-
schutz Frau Dr. Leuschner. Neben dem Seminar
verhandelte das LAGeSo Möglichkeiten der In-
tensivierung der Partnerschaft zwischen Berlin
und Moskau durch eine Projektbeantragung bei
der EU zur Schaffung eines Integrationszentrums

für Migranten in Moskau. Eine endgültige Ent-
scheidung hierzu steht noch aus.

Für das Jahr 2005 ist die Fortsetzung der Semi-
narreihe in Berlin und Moskau geplant. Das Som-
merseminar wird im Juni in Moskau stattfinden,
das Herbstseminar im September in Berlin.
Dabei wird die Formulierung eines gemeinsamen
Projekts für Migranten in Moskau eine wichtige
Rolle spielen.

Ausstausch der Gastgeschenke zwischen
Staatssekretärin Frau Dr. Leuschner, Herrn Allert und
Herrn Dr. Smidowitch

Die Moskauer Delegation beim Besuch des
Abgeordnetenhauses von Berlin
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Soziale Künstlerförderung

Die Förderung von begabten Berliner Künstlern
mit geringem Einkommen (Soziale Künstlerför-
derung) wurde mit Beschluss des Abgeordneten-
hauses von Berlin zum Ende des Jahres 2003
eingestellt. Gemeinsam mit der Senatsverwaltung
für Wissenschaft, Forschung und Kultur sowie
externen Experten war es im Berichtsjahr Aufga-
be, ein Konzept für eine sinnvolle Verwertung der
vorhandenen Kunstwerke, der sog. Artothek, zu
erarbeiten.

Die Artothek der Sozialen Künstlerförderung um-
fasst ca. 14.000 Exponate. Im Jahre 2004 wurde
mit einer Inventur zum Bestand und Zustand der
Artothek begonnen. Bis Ende 2004 wurden 9.328
Exponate inventarisiert. Ein Abschluss wird un-
ter Einbeziehung von externen Fachkräften aus
einem Beschäftigungsprogramm im ersten Vier-
teljahr 2005 erwartet.

Davon unabhängig wurde auch im Jahr 2004 die
Vermietung von Kunstwerken fortgeführt, die Zahl
der Mietverträge konnte sogar gesteigert werden.
Derzeit bestehen 63 Mietverträge mit jährlichen
Einnahmen von über 50.000 €.

Stiftung Invalidenhaus Berlin

Die von Friedrich dem Großen im Jahre 1748
gegründete Stiftung Invalidenhaus Berlin wird
heute vom LAGeSo verwaltet. Vorstand und ge-
setzlicher Vertreter dieser rechtsfähigen Stiftung
des öffentlichen Rechts ist der Präsident des
LAGeSo. Seit 1999 ist die Bewirtschaftung und
Verwaltung des beweglichen und unbeweglichen
Stiftungsvermögen einem Geschäftsbesorger
übertragen worden.

Aufgabe der Stiftung ist es, Wohnraum an ren-
tenberechtigte Kriegsbeschädigte oder subsidi-
är an Schwerbehinderte zu vergeben. Die Wohn-
siedlung in Berlin - Frohnau besteht aus 51 Häu-
sern mit 180 Wohnungen in 49 Mehrfamilienhäu-
sern, einem Gemeinschaftshaus, einer Versehr-
tensporthalle und Nebengebäuden (Werkstatt
und Garagen).

In den vergangenen Jahren konnten mit Zuwen-
dungen des Landes Berlin und der Stiftung Deut-
sche Klassenlotterie Berlin sowie mit stiftungsei-
genen Mitteln bisher 21 Häuser und 75 Wohnun-
gen durch umfangreiche Modernisierungs- und
Erneuerungsmaßnahmen weitgehend dem Stan-
dard des sozialen Wohnungsbaus angepasst
werden. Aufgrund der angespannten Haushalts-
situation werden der Stiftung für weitere geplan-
te Maßnahmen jedoch keine Finanzierungsmit-
tel mehr von der öffentlichen Hand zur Verfügung
gestellt.

Die Wohnungen in den noch instandzusetzenden
Häusern werden nunmehr nach und nach bei
Freizug mit stiftungseigenen Mitteln instandge-
setzt und modernisiert. Hierbei handelt es sich
im wesentlichen um Elektro- und Sanitärinstalla-
tionen sowie Fliesenarbeiten in Küchen und Bä-
dern. Im Geschäftsjahr 2004 wurde die Heizungs-
anlage im Gemeinschaftshaus Nr. 46 der Invali-
densiedlung komplett erneuert. Neben den plan-
mäßigen Instandsetzungen in Wohnungen nach
Meldungen der Mieter konnten in zwei Wohnun-
gen behindertengerechte Bäder hergerichtet wer-
den. Auch die Einzelmodernisierungen in den
Wohnungen wurden fortgeführt. In den nächsten
Jahren müssen schwerpunktmäßig auch Mittel für
die Instandsetzung von Dachflächen bereit ge-
stellt werden.
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Deutsche Dienststelle für die Be-
nachrichtigung der nächsten Ange-
hörigen von Gefallenen der ehema-
ligen deutschen Wehrmacht (WASt)

Die Deutsche Dienststelle wird nach einer Ver-
waltungsvereinbarung zwischen der Bundesre-
publik Deutschland und dem Land Berlin seit dem
09.01.1951 als eine Behörde des Landes Berlin
geführt und ist dem LAGeSo zugeordnet. Da die
Dienststelle ausschließlich Bundesaufgaben er-
füllt, werden ihre Haushaltsmittel in voller Höhe
vom Bund erstattet.

Die WASt wird wegen ihres einmaligen Materials
(etwa 3.550 t Akten- und Karteimaterial), welches
mit dem Dienst in der Wehrmacht und dessen
Folgen zusammenhängen, von Privatpersonen
und Behörden des In- und Auslandes für Auskünf-
te in Anspruch genommen. Sie hat auf der Grund-
lage einer Reihe von gesetzlichen Vorschriften
des Personenstandswesens sowie der zahlrei-
chen Kriegsfolgegesetze vielseitige Aufgaben zu
erfüllen. Dazu gehören u.a. die Ausstellung der
Kriegssterbefallanzeigen an die zuständigen
Standesämter, die Bearbeitung der Anfragen von
Amtsgerichten zu Todeserklärungsverfahren, die
Feststellung der Personalien von unbekannten
Toten durch Entschlüsselung der aufgefundenen
Erkennungsmarken und damit die Klärung der
Schicksale von Vermissten, der Nachweise der
Gräber von Wehrmachtsangehörigen, die Ferti-
gung von Grabbelegungslisten und gutachterli-
chen Äußerungen zu Ausbettungen und Identifi-
zierungen namentlich unbekannter Toter.
Weiterhin werden Auskünfte und Bescheinigun-
gen für Renten-, Nachversicherungs- und Versi-
cherungszwecke gefertigt.

Der Posteingang der Dienststelle betrug im Be-
richtsjahr 52.448 Anträge, der Postausgang be-
lief sich auf 57.112 Briefe. Hierfür wurden
insgesamt 297.632 Bearbeitungsfälle/ Personen-
überprüfungen erledigt. Berichte in Presse und
Fernsehen sorgen auch heute noch für Anfragen
von Personen, die – auch 60 Jahre nach Kriegs-
ende -  nach vermissten Angehörigen suchen.
Ein ZDF-Film „Die letzte Hoffnung“, der im Mitte
2003 ausgestrahlt wurde, brachte der Dienststelle
noch im Jahre 2004 449 Anfragen nach vermiss-
ten ehemaligen deutschen Soldaten. Schließlich
gelten noch mehr als eine Mio. Wehrmachtange-
hörige als vermisst.

Für die laufende Entschädigung ehemaliger pol-
nischer Zwangsarbeiter sind die hiesigen Unter-
lagen als Beweisgrundlage ebenfalls unverzicht-
bar. Die WASt erhält in diesen Fällen die entspre-
chenden Anfragen über die Partnerorganisatio-
nen der jeweiligen Länder ausschließlich in elek-
tronischer Form. Im Berichtszeitraum 2004 wur-
den ca. 3.000 Anfragen bearbeitet. Die Bearbei-
tung wurde zum 31.12.2004 abgeschlossen. Her-
vorzuheben sind die Aktivitäten der italienischen
Staatsanwaltschaft, die seit 2003 verstärkt be-
müht ist, nationalsozialistische Gewaltverbrechen
aus den Jahren 1943/44 aufzuklären. Persönli-
che Recherchen von italienischen und deutschen
Staatsanwälten in der Dienststelle zeigen dies
deutlich. Insgesamt wurden im Berichtszeitraum
2.991 Auskünfte zum Thema NS-Gewaltverfah-
ren erteilt.

Anhand hier eingegangener Unterlagen aus den
ehemaligen GUS – Staaten, die mit den bereits
vorhandenen WASt-Unterlagen abgeglichen wer-
den, konnten 1.467 unvollständige Sterbebuch-
einträge berichtigt werden und 1.322 bisher nicht
bekannte Sterbefälle der standesamtlichen Be-
urkundung zugeführt werden. Ferner gingen bei
der WASt im Berichtsjahr 320 französische An-
fragen nach leiblichen deutschen Vätern ein. Hin-
tergrund ist ein im März 2004 in Frankreich ver-
öffentlichtes Buch „Enfants maudits“, das über
Kinder von deutschen Besatzungssoldaten aus
der Zeit des II. Weltkrieges berichtet, ein in der
öffentlichen Diskussion fast totgeschwiegenes
Phänomen. Die WASt hilft hier den Betroffenen,
Nachforschungen über ihre Abstammung anzu-
stellen und gibt praktische Hinweise, an wen sie
sich zu wenden haben, um ihre Rechtsansprü-
che gelten zu machen.
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